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und hochschulspezifische Faktoren sowie die Anzahl der Studierenden 

ck hnete Finanzie-
rungsbetrag wird mit dem Vorjahresbetrag verglichen, wobei die Beträge 

htigt. Keine Berücksichtigung 
bei

reich Ingenieur- und Naturwissenschaften 
£10.550 (ca. € 15.825) (Bath 2003). In Zeiten knapper werdender öffent-

e Hochschulen attrakti-
er, außereuropäische gebührenzahlende Studierende anzuwerben anstatt 

4.1  Finanzierungsstruktur britischer Hochschulen 
 
Die Finanzierungsstruktur der britischen Hochschulen im Bereich der 
Lehre ist formelbasiert, wobei fachspezifische, studierendenspezifische

 
Berü sichtigung finden. Der für eine Hochschule errec

sich nicht mehr als 5% voneinander unterscheiden dürfen. Hierdurch ent-
steht ein Toleranzbereich, der Abweichungen von plus 5%, aber auch von 
minus 5% gestattet. Liegt eine Hochschule außerhalb des zugebilligten 
Toleranzbereichs, wird der Finanzierungsbetrag und/oder die Studieren-
denzahl angepasst (Risser 2003a: 90-95). Nehmen britische Hochschulen 
in einem so gestalteten System mehr ERASMUS-Studierende auf, als sie 
selbst ins Ausland entsenden, erhalten sie für diese überzähligen Studie-
renden keine finanziellen Mittel. Sie müssen sogar Mittelkürzungen be-
fürchten, falls sie sich außerhalb des Toleranzbereichs befinden. 

Europäische Studierende, die ein Studium im Vereinigten Königreich 
außerhalb eines Austauschprogramms aufnehmen, zahlten im akademi-
schen Jahr 2002/03 eine jährliche Studiengebühr von £ 1.100 (ca. € 
1.650). Diese Gruppe der ausländischen Studierenden wird bei der for-
melgebundenen Mittelzuweisung berücksic

 der formelgebundenen Mittelzuweisung finden außereuropäische Stu-
dierende. Bei dieser Gruppe ist es den britischen Hochschulen selbst ü-
berlassen, die Höhe der Studiengebühr festzulegen (HEFCE 2002: 4-9). 
Dies stellt eine nicht zu vernachlässigende Einnahmequelle für britische 
Hochschulen dar. So betrugen beispielsweise die jährlichen Gebühren für 
ein Studium im Bereich der Sozial- oder Sprachwissenschaften im Jahr 
2003 an der Aston University, Birmingham £ 7.850 (ca. € 11.775). Im 
Bereich der Ingenieur- und Naturwissenschaften betrugen die Gebühren 
sogar £ 9.990 (ca. € 14.985) (Aston 2003). Die Aston University ist hier-
bei keine Ausnahme auf dem britischen Hochschulmarkt. Die University 
of Bath verlangt im Bereich der Sozial- und Sprachwissenschaften £ 
8.250 (ca. € 12.375) und im Be

licher Mittelzuweisungen ist es somit für britisch
v
ERASMUS-Studierende aufzunehmen, die von der Gebührenzahlung be-
freit sind. 
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4.3  

4.2  Sprachkenntnisse im Vereinigten Königreich 
 
Erstaunlich ist, dass nahezu alle europäischen Länder eine deutliche Stei-
gerung ihrer entsandten Studierenden erreicht haben, jedoch auf Seiten 
britischer Studierender keine zunehmende Mobilitätsbereitschaft besteht. 
So steigerte sich die Anzahl der britischen Studierenden, die ein europäi-
sches Auslandsstudium im Rahmen des ERASMUS-Programms absol-
vierten, von 1993/94 auf 1997/98 um nur 3% (Maiworm 2002: 44-45). 

Unweigerlich wächst das Interesse, einen Teil des eigenen Studiums 
im Ausland zu verbringen, wenn Sprachkenntnisse des potentiellen Gast-
landes vorhanden sind. Von den britischen fünfzehnjährigen Schülern ler-
nen immerhin 74% mindestens eine moderne Fremdsprache. Di

sten gelernte Fremdsprache ist dabei mit 51% Französisch. Deutsch 
lernen hingegen nur 21%. Das Interesse an Französisch und Deutsch ist 
jedoch nicht stabil, sondern nimmt im Zeitverlauf zunehmend ab, wäh-
rend das Interesse an Spanisch steigt. Die Vorliebe für Französisch und 
der starke Zuwachs an Spanisch wird seitens des „Departments for Edu-
cation and Skills“ darauf zurückgeführt, dass Frankreich und Spanien die 
favorisierten britischen Urlaubsregionen sind (Department for Education 
and Skills 2003). 

Für ein erfolgreiches Studium an einer deutschen Gasthochschule sind 
jedoch fundierte Deutschkenntnisse zwingend nötig. Nehmen die 
Deutschkenntnisse im Vereinigten Königreich weiterhin ab, so wird die 
Attraktivität deutscher Hochschulen für britische Studierende auch weiter 
sinken, was die Unausgewogenheit im Stud

d. Inwiefern diese Entwicklung durch die Einrichtung englischspra-
chiger Studiengänge an deutschen Hochschulen aufgehalten werden 
kann, ist offen. 

Werden britische Studierende europaweit mit englischsprachigen Pro-
grammen umworben, die sich von Inhalt und Aufbau nicht wesentlich un-
terscheiden können, so besteht für Deutschland insofern ein kompetitiver 
Nachteil, als es nicht zu den präferierten britischen Urlaubsregionen 
zählt. 

 
Britisches Bildungssystem 

 
Das britische Schulsystem führt zu einer fachlichen Spezialisierung der 
Schüler, so dass häufig das Erlernen einer Fremdsprache vernachlässigt 
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orgesehene Studiendauer überschreiten, 
so 

g der Studiengebühren im britischen Hoch-
sch system ist es natürlich auch verstärkt im Interesse des britischen 

als möglich zu halten, um 
ntsprechende Ausgaben zu minimieren. 

en Partnerhochschulen nicht in der Folge die Aus-
tau

reiche unterscheiden: 
 

wird. Das britische Hochschulsystem sieht eine strikte zeitliche Regulie-
rung der angebotenen Studiengänge vor. Studierende erlernen somit auch 
während ihres Studiums üblicherweise neben ihren regulären Studiengän-
gen keine Fremdsprache. Würde ein Student, um neben dem Studium eine 
Fremdsprache zu erlernen, die v

hätte die Hochschule dies gegenüber dem für die Mittelzuweisung zu-
ständigen „Funding Council“ zu rechtfertigen (Risser 2003a: 93-95). In 
einem solchen „comply or explain” System versuchen natürlich die Hoch-
schulen, den zeitlichen Vorgaben zu entsprechen. 

Ist in einem Studiengang kein Auslandsaufenthalt vorgesehen, sind 
britische Hochschulen strukturell somit auch nicht daran interessiert, die-
se sogenannten „unnecessary students“ zu einem Auslandsstudium zu 
motivieren. Seit der Einführun

ul
Studenten selbst, die Studiendauer so gering 
e

Ist in einem Studiengang dagegen ein Auslandsaufenthalt Pflicht, 
können die Studierenden häufig zwischen dem Studium an einer auslän-
dischen Hochschule oder einem Auslandspraktikum wählen, wobei auch 
das Auslandspraktikum häufig zu einer akademischen Anerkennung führt 
(Aston 2003; Bath 2003). In dieser Konstellation ist das Auslandsprak-
tikum, das häufig eine Vergütung vorsieht, die attraktivere Alternative für 
den britischen Studenten. Somit treten deutsche Unternehmen, die gerne 
bereit sind „native speaker“ einzustellen, in direkte Konkurrenz zu deut-
schen Hochschulen. Dies wäre für die Hochschulen unproblematisch, 
würden die britisch

schvereinbarungen aufkündigen, so dass deutschen Studierenden indi-
rekt die Möglichkeit eines Auslandsstudiums genommen wird. 

 
5.  Zukunft des bilateralen Studierendenaustausches 
 
Eine Reziprozität im Studierendenaustausch zwischen britischen und 
deutschen Hochschulen erscheint aus den genannten strukturellen Bedin-
gungen auch zukünftig nicht möglich zu sein. Trotzdem gilt es Strategien 
zu entwickeln, um auch in Zukunft mobilitätsbereiten Studierenden die 
Möglichkeit eines Auslandsstudiums zu bieten. Hierzu lassen sich verein-
facht drei Entwicklungsbe
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rh nder, 
 Steigerung der Attraktivität deutscher Hochschulen für britische Stu-

 Ausländer oft chaotisch wirkende deutsche Hoch-
sch

– E öhung der Mobilitätsbereitschaft britischer Studiere
–

dierende, 
– Umorientierung des deutschen Studierendenaustausches. 

Der erste Entwicklungsbereich, die Erhöhung der Mobilitätsbereitschaft 
britischer Studierender, umfasst alle Maßnahmen, die auf britischer Seite 
getroffen werden könnten, um die Anzahl der ins Ausland entsendeten 
Studierenden zu steigern. 

 
5.1  Steigerung der Attraktivität deutscher Hochschulen 
 
Auf deutscher Seite kann durch eine ganze Reihe denkbarer Maßnahmen 
eine Steigerung der Attraktivität deutscher Hochschulen für britische Stu-
dierende erreicht werden. Zu bedenken ist hierbei, dass durch viele dieser 
Maßnahmen das bisher Typische der deutschen Hochschulbildung ver-
wässert wird. Einige der Maßnahmen sind struktureller Art und zielen 
darauf ab, das auf

ulsystem transparent zu machen. 
Eine leicht umzusetzende Maßnahme ist die Angleichung der europä-

ischen Semesterzeiten, so dass Studierende reibungslos zwischen Heimat- 
und Gasthochschule wechseln können. Einen tieferen strukturellen Ein-
griff in die deutsche Hochschullandschaft stellt die konsequente Einfüh-
rung des ECTS dar. Das ECTS sieht vor, dass die Hochschule dem aus-
ländischen Studenten weit im Voraus detaillierte Informationen zur 
Hochschule und zum Lehrveranstaltungsprogramm in Form eines 
„ECTS-Information-Package“ anbietet. Der ausländische Student soll 
noch an seiner Heimathochschule anhand dieser Informationen einen 
Vertrag (Learning Agreement) über die zu belegenden Kurse mit dem 
Ziel schließen, dass diese nach Rückkehr an die Heimathochschule aner-
kannt werden. 

Des weiteren hat die Gasthochschule dem ausländischen Studenten 
nach Abschluss des Auslandsstudiums eine Übersicht der erzielten akade-
mischen Leistungen (Transcript of Records) mit den erreichten Noten 
(ECTS Grading Scale) und entsprechenden Kursbeschreibungen (Diplo-
ma Supplement) zu erstellen. Da der Bologna-Prozess, der die flächende-
ckende Einführung des ECTS vorsieht, in Deutschland noch längst nicht 
abgeschlossen ist, wird das ECTS derzeit an deutschen Hochschulen für 
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ttraktivität der 
c steigert werden. 

Britischen Studierenden stehen an ihren Heimathochschulen eine gan-

erenden zu entsprechen. 

 Mobilitätsbereitschaft wir-
ken

 des deutschen Studierendenaustausches 
 

ereinigten Königreich zu entsenden, ist unzurei-
chend. Denn auch hier ist der Studierendenaustausch nicht ausgeglichen. 

die ausländischen Studierenden nur unzureichend umgesetzt. Jedoch kann 
gerade durch die konsequente Einführung des ECTS die A
deuts hen Hochschulen auch für britische Studierende ge

ze Reihe von Betreuungsangeboten zur Verfügung, die die Hochschulen 
gegenüber den mittelzuweisenden „Funding Councils“ nachweisen müs-
sen. Diese Art der Betreuung in akademischen aber auch in privaten Din-
gen ist an einer deutschen Hochschule nicht üblich, so dass der Aufbau 
eines entsprechenden Tutorensystems an deutschen Hochschulen not-
wendig wäre, um den Erwartungen der britischen Hochschulen und deren 
Studi

Der Deutsche Akademische Austauschdienst (DAAD) unternimmt 
bereits Marketingaktivitäten, die darauf abzielen, den Bildungs- und Wis-
senschaftsstandort Deutschland international attraktiver zu machen (Wut-
tig/Knabel 2003: 33). Britische Studierende und ihre studiengebühren-
zahlenden Eltern sind es gewohnt, von den im Wettbewerb miteinander 
stehenden britischen Hochschulen umworben zu werden, was noch be-
fremdlich auf deutsche Hochschulen wirken mag. 

Um auch britischen Studierenden, die nicht über fundierte Deutsch-
kenntnisse verfügen, ein Studium in Deutschland zu ermöglichen, sind 
englischsprachige Programme an den deutschen Hochschulen einzurich-
ten. Hierfür spricht, dass die bestehende Sprachbarriere für britische Stu-
dierende abgebaut wird, was positiv auf deren

 soll. Jedoch kann dies auch entgegengesetzt wirken: Werden eng-
lischsprachige Studiengänge flächendeckend in Deutschland angeboten, 
können zwar britische Studierende auch ohne Kenntnisse der Landes-
sprache in Deutschland studieren, doch würde der Mehrwert eines Aus-
landsstudiums verloren gehen, da sich die Kultur eines Landes überwie-
gend über die Landessprache eröffnet. 
 
5.2  Umorientierung

Schließlich ist ein letzter Entwicklungsbereich die Umorientierung des 
deutschen Studierendenaustausches. Der bloße Hinweis, deutsche Studie-
rende in ein anderes englischsprachiges Land, wie Irland, die USA oder 
Australien statt dem V
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uch bei den englischsprachigen Programmen in den skandinavi-

glei-
che

elingt, den Studien-
sta

tp://www.aston.ac.uk/ug/pros/international.htm, Zugriff am 28. 

Bath (2003): http://www.bath.ac.uk/international-office/money/tuition.html, Zu-
iff

epartment for Education and Skills (2003): http://www.dfes.gov.uk/languages/ 
infoandstats_didyouknow.cfm, Zugriff am 28.12.2003 

A
schen Ländern zeichnet sich eine Unausgewogenheit ab. Eine Chance 
bieten hingegen englischsprachige Programme in Osteuropa. In den letz-
ten Jahren haben osteuropäische Hochschulen englischsprachige Pro-
gramme eingerichtet, nicht zuletzt um ihre Attraktivität für ausländische 
Studierende zu steigern. Auch weisen osteuropäische Studierende eine 
hohe Mobilitätsbereitschaft und ein Interesse an einem Studium in 
Deutschland auf. Diese Form der Mobilität hat für die deutsche Seite je-
doch den Nachteil, dass nach Osteuropa entsandte Studierende dort er-
zielte Studien- und Prüfungsleistungen zur Anerkennung bringen, die ggf. 
nicht den qualitativen Ansprüchen genügen. Hier ist zu diskutieren, in-
wiefern der Mehrwert eines Auslandsstudiums diese Nachteile aus

n kann. 
Es zeigt sich, dass die Umorientierung des deutschen Studierenden-

austausches – weg vom Vereinigten Königreich – ebenfalls mit Schwie-
rigkeiten belegt ist. Eine Patentlösung zeichnet sich nicht ab, vielmehr 
sind recht unterschiedliche Maßnahmen zu ergreifen, um auch zukünftig 
mobilitätsbereiten Studierenden die Möglichkeit eines Auslandsstudiums 
im Vereinigten Königreich zu bieten. Falls es nicht g

ndort Deutschland nachhaltig für britische Studierende aufzuwerten, 
ist zu überlegen, welche Leistungen deutsche Hochschulen britischen 
Hochschulen als Kompensation für die Unausgewogenheit im Bereich 
des Studierendenaustausches anbieten können. Hier ist die Kreativität der 
Akteure auf der Hochschulebene gefordert. So könnten beispielsweise 
deutsche Dozenten Lehreinheiten an britischen Hochschulen anbieten. 
Werden keine Lösungen gefunden, wird ein Auslandsstudium im Verei-
nigten Königreich für deutsche Studierende zunehmend mit der Zahlung 
von Studiengebühren verbunden sein. 

 
 

Literatur 
Aston (2003): ht

12.2003 

gr  am 28.12.2003 
D

Europa (2004): http://europa.eu.int/comm/education/programmes/socrates/eras-
mus/what_de.html, Zugriff am 30.08.2004 



die hochschule 2/2004 107

EFCE Higher Education Funding Council for England (2002): Funding Higher 
18 

Maiworm, Friedhelm (2002): Participation in ERASMUS: Figures and Patterns. 
amme. Find-

Teichler, Ulrich (2002): ERASMUS-Observations and Recommendations. In: 
ERASMUS in the SOCRATES Programme. Findings 

eichler, Ulrich; Gordon, Jean; Maiworm, Friedhelm; Bradatsch, Christiane 

European Commission (2001): Eurobarometer Report 54. Europeans and Langua-
ges. Executive Summary, 15 February 2001 

Europäische Kommission (2001): Sokrates-Programm. Leitfaden für Antragstel-
ler 

H
Education in England. How the HEFCE allocates its Funds, April 02/

HIS Hochschul-Informations-System (2002): EURO STUDENT. Social and Eco-
nomic Conditions of Student Life in Europe 2000, Hannover 

In: Teichler, Ulrich (Hg.): ERASMUS in the SOCRATES Progr
ings of an Evaluation Study, Bonn, S. 29-56 

Risser, Dominik (2003a): Governance and Functioning of British Universities. In: 
Beiträge zur Hochschulforschung, Jg. 25, H. 1, S. 84-101 

Risser, Dominik (2003b): Anerkennungspraxis von im Ausland erbrachten Stu-
dien- und Prüfungsleistungen. In: Das Hochschulwesen, Jg. 51, H. 4, S. 154-
159 

Teichler, Ulrich (Hg.): 
of an Evaluation Study, Bonn, S. 217-230 

T
(2001): Das SOKRATES Programm: Erfahrungen der ersten fünf Jahre, Kas-
sel 

Teichler, Ulrich; Maiworm, Friedhelm; Schotte-Kmoch, Martina (1999): Das 
ERASMUS-Programm. Ergebnisse der Begleitforschung. Bundesministerium 
für Bildung und Forschung (Hg.), Bonn 

Wuttig, Siegbert; Knabel, Klaudia (2003): Auf dem Weg zu einem europäischen 
Hochschulraum. In: die hochschule, 1/2003, S. 31-4



die hochschule 2/2004 108 

tun

rgestellt. Dies 

                                                        

Bildungsfinanzierung von der Kita bis  
zur Weiterbildung 
Eine bereichsübergreifende Betrachtung 

 
 
 
 
 

In Deutschland wie in fast allen anderen 
Ländern hat die Diskussion über die Fi-
nanzierung des Bildungssystems eine 
lange Tradition. Diese beschränkt sich 
allerdings meist auf einzelne Bildungs-
bereiche. Das heißt entweder wird die 
Finanzierung der Kindertageseinrich-

gen oder die der Hochschulen oder die der Weiterbildung diskutiert 
und reformiert.  

Der vorliegende Beitrag versucht, einen Schritt weiterzugehen und die 
Finanzierung der Bildung bereichsübergreifend, d.h. von der „Wiege bis 
zur Bahre“ zu thematisieren.1 Im folgenden Kapitel werden zunächst die 
Finanzierungsstrukturen einschließlich der Finanzlastverteilung sowie der 
Nutzungsstrukturen nach Bildungsbereichen getrennt da
dient dazu, die Transparenz der anschließenden Gesamtübersicht und der 
darin abgeleiteten Analysen und Schlussfolgerungen zu erhöhen. Ab-
schließend sollen erste Überlegungen zu einem vereinheitlichten Finan-
zierungssystem angestellt werden.2 

 
1.  Die Finanzierungsstruktur der einzelnen 

Bildungsbereiche und deren Verteilungswirkungen 
 

In den folgenden Betrachtungen wird zwischen den Kosten für den Bil-
dungsprozess und den darüber hinausgehenden Aufwendungen für den 
Lebensunterhalt differenziert, sofern letztere als zusätzlich und durch die 
   

 ähnliche Ansätze in Deutschland siehe Sachverständigenrat Bildung (1998) und Eh-
(2

 Text beruht auf einem umfassenderen Projektbericht, der als FiBS-Forum Nr. 22 
(Dohmen 2004a) veröffentlicht ist, siehe http://www.fibs-koeln.de 

1 Für
mann 001). 
2 Der

Dieter Dohmen 
Köln 
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ischen Arbeiten, die davon ausgehen, dass die Ausgaben 
für

ereiche obliegt die Finanzierung der 
Kin  

Bildungsbeteiligung bedingt angesehen werden können. Dieser Ansatz 
folgt der Überlegung, dass Schüler und Studierende bzw. insbesondere 
deren Eltern diese „Grenz“-Ausgaben als entscheidungsrelevant betrach-
ten, wenn andere Ausbildungs- und Berufswege offenstehen, für die diese 
Ausgaben nicht anfallen. Dieser Ansatz unterscheidet sich von vielen an-
deren ökonom

 den Lebensunterhalt unabhängig von der Bildungsbeteiligung anfal-
len, und die insoweit nur die zusätzlichen, unmittelbar ausbildungsbe-
dingten Kosten, z.B. für Lehr- und Lernmaterialen, berücksichtigen (siehe 
etwa Billerbeck 1968; Holtzmann 1994). Der etwas weitergehende Ansatz 
der vorliegenden Arbeit findet seine Rechtfertigung in einer differenzier-
teren Betrachtung zwischen den Bildungsteilnehmern und den viele Bil-
dungsmaßnahmen (zumindest teilweise) finanzierenden Eltern. Für sie 
stellen diese Ausgaben echte Opportunitätskosten der Ausbildung ihrer 
Kinder dar, die sie alternativ für eigene Konsumzwecke hätten. 
 
1.1. Der Kita-Bereich 

 
Anders als die anderen Bildungsb

dertageseinrichtungen ganz überwiegend den Kommunen mit einer
teilweisen Unterstützung durch die Bundesländer. Dies führt dazu, dass 
die Finanzierungsstruktur ebenso heterogen ist wie die Wahl der Finan-
zierungsinstrumente. Sie reichen von der (weitgehend) klassischen Ange-
botsfinanzierung ohne Gebühren über Gebühren in unterschiedlicher Hö-
he und einer Pro-Gruppe-, Pro-Platz- oder Pro-Kopf-Finanzierung3 bis hin 
zu Kita-Gutscheinen, wie sie im August 2003 in Hamburg eingeführt 
wurden.4  

                                                           
3 Bei der Pro-Kopf-Finanzierung erhält die Einrichtung einen bestimmten Geldbetrag je 
Kind oder je Schüler; bei der Pro-Platz erfolgt die Vergütung entsprechend der Anzahl an 
bereitgestellten Plätzen, unabhängig davon, inwieweit sie in Anspruch genommen werden. 
Bei der Finanzierung nach Gruppe, wird ein bestimmter Betrag für die Einrichtung einer 
Kindergarten-Gruppe gewährt, wiederum unabhängig davon, wie viele Kinder nun in dieser 
Gruppe sind.  
4 Angesichts der dort aufgetretenen Probleme sei bereits an dieser Stelle darauf hingewie-
sen, ass dort viele wichtige und teilweise unabdingbare Faktoren nicht berücksichtigt 

ass eine Fehlentwicklung absehbar war bzw. sich fast zwangsläufig einstellen 
e grundlegender zu Anforderungen und Rahmenbedingungen der Konzeption 

und Einführung von Kita-Gutscheinen Dohmen (2004b). 

 d
wurden, so d
musste. Sieh
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na Elementarerziehung von 37% aus. In aktuellen Be-

fü öffentliche Hand, zu 16% auf 

ischen Bundesamtes aus, wo-

Ha räger 

m

m tlich finanzierten 

qu

als
ne iesem Einkommensquintil deut-

und 47,5% liegt.  

1.

An  die Schulen fast aus-
schließlich aus öffentlichen Haushalten finanziert. Allerdings ist – wie 
noch zu zeigen sein wird – die (Grenz-)Finanzierungslast für die Eltern in 
der Primarstufe und Sekundarstufe I eine andere als in der Sekundarstufe 

                                                          

Betrachtet man die internationale Diskussion im Rahmen der OECD, 
so zeichnet sich Deutschland durch einen vergleichsweise hohen Privatfi-

nzierungsanteil der 
rechnungen kommen Dohmen und Hoi (2004) für das Jahr 2000 zu einem 
ähnlichen Ergebnis. Danach verteilen sich die Ausgaben von € 11,3 Mrd. 

r den Elementarbereich zu 63% auf die 
private Träger und zu 21% auf die Eltern.5  

Geht man von den Angaben des Statist
nach die jährlichen Ausgaben je Kind nach auf € 3.600 belaufen, dann 
ergibt sich auf der Basis der o.g. Finanzverteilung für die öffentliche 

nd ein durchschnittlicher Betrag von € 190 pro Monat, für die T
von € 50 und für die Eltern von € 60. 

Trotz der teilweisen Erhebung von Kindergartengebühren, die zudem 
eist mit dem Elterneinkommen steigen, kommen Kreyenfeld u.a. (2001) 

sowie Kreyenfeld und Spieß (2002) zu dem Ergebnis, dass Familien mit 
ittleren Einkommen die größten Nutznießer der öffen

Kindertageseinrichtungen sind. Bei Familien im untersten Einkommens-
intil ist die Einkommensbelastung mit 4% doppelt so hoch wie im 

höchsten Quintil und der jährliche Netto-Transfer mit DM 1.840 niedriger 
 im 2., 3. und 4. Quintil mit DM 2.310, DM 2.100 bzw. DM 1.970. Fer-
r ist der Nutzungsanteil mit 34,0% in d

lich niedriger als in den mittleren Quintilen, in denen er zwischen 42,4% 

 
2. Die allgemeinbildenden Schulen 

 
ders als die Kindertageseinrichtungen werden

 
5 Diese Berechnungen werden tendenziell durch eine aktuelle Übersicht des Statistischen 
Bundesamtes (2004) bestätigt. Danach belaufen sich die öffentlichen Ausgaben für die Kin-
dertageseinrichtungen in öffentlicher Trägerschaft 2002 auf ca. € 6,22 Mrd. bei Gebühren-
einnahmen von ca. € 1,08 Mrd. Dies entspricht einem Anteil von 17%. Bezieht man auch 
die sonstigen Einnahmen mit ein, erhöht sich der Einnahmeanteil auf 22 %. Da der Anteil 
bei privaten Einrichtungen tendenziell etwas höher ist, erscheint die o.g. Größenordnung re-
alistisch. Das Statistische Bundesamt weist bei den Kindertages-einrichtungen in freier Trä-
gerschaft nur die öffentlichen Zuwendungen aus. 
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 die Eltern in aller Regel keine Kosten für 
ietet sich daher an, zwi-

 
1.2.1. Primar- und Sekundarstufe I 

Durchschnittlich wurden in Deutschland im Jahr 2000 € 3.600 für einen 
Pri arschüler, € 5.100 für einen 

inen Gymnasi
, insbesondere für Schulb

insg. € 3,6 Mrd. für die allgem
Dohmen/Hoi 2004). Verteilt ma
dungsbereiche, dann errechnet s
von € 30 pro Monat und Schüler. 

In r offiziellen Statistik wird nicht zwischen den Kosten eines Schülers 
 man 

die u dann 

                                                          

II, wenn es Entscheidungsalternativen zwischen unterschiedlichen Aus-
bildungswegen gibt, auch wenn
den Besuch der Einrichtung zu tragen haben. Es b
schen den einzelnen Bereichen zu unterscheiden. 

 

m Haupt- und € 4.300 für einen Realschüler 
asten ausgegeben. Die privaten Aufwen-
ücher und Nachhilfe, belaufen sich auf 
einbildenden Schulen insgesamt (siehe 
n diese anteilig auf die einzelnen Bil-
ich daraus ein durchschnittlicher Betrag 

Von verteilungspolitischer Bedeutung sind jedoch die Kostenunter-
schiede für die einzelnen Schulformen. Die obige Differenzierung zeigt, 
das

sowie € 5.200 für e
dungen

s die Ausgaben je Schüler tendenziell mit dem Niveau der jeweiligen 
Schule ansteigen. So kostet ein Absolvent einer Hauptschule (ohne Wie-
derholung) etwas weniger als ein Gymnasiast bis zur mittleren Reife. Be-
rücksichtigt man die sozialen und einkommensbedingten Unterschiede in 
der Zusammensetzung der Schülerschaft, so korrelieren die öffentlichen 
Zuwendungen tendenziell mit der Herkunftsfamilie. Dieser Trend ver-
stärkt sich, wenn man die Sekundarstufe II betrachtet. 

 
1.2.2. Sekundarstufe II 

 
de

in der Sekundarstufe I und der Sekundarstufe II unterschieden. Legt
sgaben eines Schülers an einem Fachgymnasium zugrunde,  A

belaufen sich die Ausgaben auf ca. € 5.600 pro Jahr, was etwas über den 
o.g. Beträgen liegt. Realistischer erscheint allerdings ein deutlich höherer 
Betrag.6 

 

inisterkonferenz 2003). Unter zusätzlicher Berücksichtigung der höheren 

6 Die Schüler-Lehrer-Relation ist in den gymnasialen Oberstufen mit 12,6 im Bundesdurch-
schnitt erheblich niedriger ist als in der Sekundarstufe I mit 17,7 (Zahlenangaben jeweils 
2002) (Kultusm
Gehälter für Lehrer in der Sekundarstufe II erscheint ein Kostenunterschied von rund 50 % 
realistisch. 
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Oberstufe und anderer vollzeitschuli-
cher Bildungswege eindeutig positiv mit dem Bildungshintergrund der 

atus und Einkommen korrelieren. D.h. Kin-
der aus höheren Einkommensschichten haben eine deutlich höhere Wahr-

lden 2002). Berücksichtigt man dies und die Ausgaben für die 
Vollzeit-schulischen Berufsausbildungen, dann ergibt sich ein Finanzvo-

enden auf knapp € 4.800 (netto) pro Jahr, während der Staat 

Anders als beim Besuch der Sekundarstufe I sind allerdings nun so-
wohl die privaten als auch die öffentlichen Ausgaben für den Lebensun-
terhalt zu berücksichtigen. Für ein 12-18jähriges Kind ist von einem 
durchschnittlichen Ausgabenbetrag von € 373 auszugehen.7 Hiervon sind 
die staatlichen Transferleistungen insoweit abzuziehen, als sie unmittel-
bar auf Grund der Beteiligung an einer Bildungsmaßnahme gewährt wer-
den. Da das Kindergeld bis zum vollendeten 18. Lebensjahr unabhängig 
von einer Bildungsbeteiligung gewährt wird, kommt es lediglich für voll-
jährige Schüler zum Abzug. Dies bedeutet, dass die elterlichen Nettokos-
ten für einen Kind in der gymnasialen Oberstufe zunächst € 373 pro Mo-
nat betragen und sich mit Erreichen der Volljährigkeit auf € 220 absin-
ken. Über die gesamte Oberstufe gerechnet, werden durchschnittlich 
knapp 25% der zusätzlichen Ausgaben für den Lebensunterhalt staatlich 
und gut drei Vierteil privat finanziert (Dohmen/Hoi 2004).  

Von sozial- bzw. verteilungspolitischer Bedeutung ist die Tatsache, 
dass der Besuch der gymnasialen 
s
Eltern, deren beruflichem St

scheinlichkeit, ein Gymnasium zu besuchen, als Kinder aus einkommens-
schwachen und meist bildungsfernen Familien. 

 
1.3. Die berufliche Bildung 

 
Die berufliche Ausbildung im dualen System wird zwar durch die Unter-
nehmen finanziert, doch können sie über produktive Leistungen der Aus-
zubildenden die Ausbildungsvergütungen vollständig refinanzieren (vgl. 
Beicht/Wa

lumen für den beruflich orientierten Bildungsprozesses von € 24,7 Mrd. 
p.a., von dem 59% öffentlich, 36% durch die Unternehmen und 4% durch 
private Haushalte, d.h. Schulgebühren, finanziert werden. 

Bei der dualen Ausbildung belaufen sich die Kosten der Unternehmen 
je Auszubild
insgesamt, d.h. einschließlich steuerlicher Effekte, je Schüler bzw. Aus-
zubildenden € 5.430 finanziert, und für die privaten Haushalte auf rund 
                                                           
7 Zur ausführlichen Berechnung siehe Dohmen/Hoi (2004). 
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€ 4

1.3

ht. Dies ändert sich erst bei Eintritt 
der

 

.  
as derzeitige Finanzierungssystem führt daher zu erheblichen Len-

 Bildungswege. Die Separie-
rung von Kindern aus bildungsfernen und einkommensschwachen Fami-

Die Selbstselektion des Bildungssystems und der tendenziell geringe-
ren Bildungschancen von Kindern aus bildungsfernen und einkommens-

10. Geht man davon aus, dass die Auszubildenden ihre ausbildungs-
bedingten Ausgaben vollständig über die Ausbildungsvergütung refinan-
zieren können, dann belaufen sich die privaten Ausgaben für Schüler in 
beruflichen Vollzeit-Schulen auf rund € 1.400 pro Jahr. Dieser Bildungs-
weg wird mangels Refinanzierungsmöglichkeiten gegenüber anderen 
deutlich benachteiligt.  

 
.1. Berufsausbildung versus Abitur: Öffentliche und private Ausgaben 
 

Aus Sicht der Eltern belaufen sich ihre Kosten beim Besuch der gymnasi-
alen Oberstufe auf € 373 pro Monat, denen zunächst keine Refinanzie-
rung über das Kindergeld gegenüberste

 Volljährigkeit, da das Kindergeld dann ausbildungsbedingt gezahlt 
wird. D.h. die Nettokosten der Eltern belaufen sich auf € 373 pro Monat 
bei minderjährigen und € 220 bei volljährigen Kindern. Bei einer Ausbil-
dung im dualen System erhält das Kind eine Ausbildungsvergütung von 
zurzeit durchschnittlich € 595, so dass die Eltern ihre Aufwendungen für
den Lebensunterhalt des Kindes entsprechend reduzieren können. Sie 
„gewinnen“ also € 373 pro Monat. Gleichzeitig erhalten sie weiterhin das 
Kindergeld von mindestens € 154. Sie haben somit einen (scheinbaren) 
Vorteil von über € 525 pro Monat. Erst bei volljährigen Kindern entfällt 
das Kindergeld, sofern die Ausbildungsvergütung einen monatlichen Be-
trag von € 720 übersteigt

D
kungswirkungen bei der Entscheidung über

lien in die duale Ausbildung und von Kindern aus bildungsnahen und 
einkommensstärkeren Familien in die weiterführende schulische (und 
dann hochschulische) Ausbildung wird damit höchstwahrscheinlich be-
günstigt und Chancengleichheit oder Chancengerechtigkeit behindert. 

schwächeren Familien werden dadurch verfestigt. Will man die Bildungs-
chancen der Kinder aus diesen Familien verbessern, ist eine verbesserte 
finanzielle Förderung weiterführender, allgemeinbildender Bildungswege 
unabdingbar. Dies umfasst insbesondere die Wiedereinführung der Schü-
lerförderung für die Sekundarstufe II und die Abschaffung des Familien-
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ie privaten Ausgaben für den Bil-

dungsprozess vergleichsweise gering und belaufen sich durchschnittlich 

 Umverteilung zu Gunsten der 
Ak

eiterbildungsbeteiligung lassen sich folgende 
Trendaussagen ableiten:9 

leistungsausgleichs für Kinder mit einem ausreichenden eigenen Er-
werbs- oder Ausbildungseinkommens (siehe hierzu Dohmen 1999). 

 
1.4. Die Hochschule 

Auch während des Studiums sind d

auf 15 %, was sich vor allen Dingen auf Lernmittel etc. bezieht. Studien-
gebühren und vergleichbare Entgelte sind noch marginal und konzentrie-
ren sich auf Gebühren für sogenannte Langzeit-Studierende oder Studie-
rende im Zweitstudium bzw. an privaten Hochschulen. Durchschnittlich 
werden je Studierenden pro Jahr knapp € 8.000 (incl. Humanmedizin) 
ausgegeben (Statistisches Bundesamt 2003), zu denen rund € 1.200 aus 
privater Finanzierung kommen. 

Ferner ist insgesamt auch von einer
ademiker auszugehen (Grüske 1994, 2002), die vorgebrachten Argu-

mente von Sturn und Wohlfahrt (1999) und Sturn (2002) können m.E. 
nicht überzeugen.8 Zu diesem Effekt trägt ganz erheblich auch die positi-
ve Korrelation zwischen Studienpartizipation und sozio-ökonomischem 
Familienhintergrund bei, die sich – wie gezeigt – auch in den vorgelager-
ten Bildungsbereichen zeigt und in den Hochschulen ihre (zwangsläufige) 
Fortsetzung findet. 

 
1.5. Die Weiterbildung 

 
Im Hinblick auf die W

− Die Weiterbildungsbeteiligung korreliert positiv mit der Vorbildung 
und der beruflichen Qualifikation, d.h. je höher die berufliche Qualifi-
kation bzw. der Bildungsabschluss, desto höher auch die Weiterbil-
dungsbeteiligung;10  

                                                           
8 Siehe ausführlich Dohmen (2004a, S. 15) 
9 Siehe Kuwan/Thebis (2001); zusammenfassend Dybowski/Faulstich (2002); Bellmann 

über hinaus auch, inwieweit etwa die steuerliche Berücksichtigung 

(2003) sowie aktuell Beicht/Schiel/Timmermann (2004). 
10 Für diesen Trend dürften verschiedene Ursachen maßgeblich sein, wie eine generell hö-
here Bildungsaspiration, eine höhere (private und/oder berufliche) Bildungsnotwendigkeit, 
aber auch die größere Bereitschaft der Arbeitgeber die Kosten der Weiterbildung zu über-
nehmen. Fraglich ist dar
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− 

ine deutlich positive Korrelation zwischen Weiter-
bild

 

 Bildungsab-
sch eicht/Krekel/Walden 2004), wobei sich die Nettoausgaben auf-

 der vom Arbeitgeber refinanzierten An-
teil en.  

Erwerbstätige sind etwa doppelt so oft in Weiterbildung involviert 
wie erwerbslose Personen; 

− Beamte haben die mit Abstand höchste Weiterbildungsbeteiligung 
(70 %), vor den Angestellten (59 %) und Selbständigen (54 %);11  

− Arbeiter haben erwartungsgemäß die geringste Beteiligung (33 %) 
und zudem zwischen 1997 und 2000 den höchsten prozentualen 
Rückgang zu verzeichnen; 

− Die Weiterbildungsbeteiligung von Frauen (40 %) ist etwas geringer 
als die der Männer (45 %), allerdings ist der Rückgang von 47 % 
(1997) deutlich stärker als bei den Männern (1997: 49 %).  

− Von besonderer geschlechtsspezifischer Bedeutung sind die erhebli-
chen Unterschiede bei der Beteiligung an allgemeiner und beruflicher 
Weiterbildung. So nehmen Frauen zwar häufiger als Männer an all-
gemeiner Weiterbildung teil (28% zu 25%), jedoch deutlich weniger 
an beruflicher Weiterbildung (23% zu 34%) (Kuwan/Thebis 2001);12 

Insgesamt zeigt sich e
ungsbeteiligung und Verweildauer im vorhergehenden Bildungssys-

tem. Dies gilt sowohl hinsichtlich der von Dritten, d.h. insbesondere dem
Arbeitgeber bezahlter als auch für eigenfinanzierte Weiterbildung. Wer 
ein Studium hat, hat eine wesentlich höhere Wahrscheinlichkeit, an einer 
vom Arbeitgeber finanzierten Weiterbildung teilzunehmen als etwa Per-
sonen mit einem Hauptschulabschluss. Auch korrelieren die Brutto-Kos-
ten der Weiterbildung deutlich positiv mit dem vorherigen

luss (B
grund der Steuerprogression und

e annähern dürft
Betrachtet man die durchschnittliche Finanzlastverteilung, dann fi-

nanziert die öffentliche Hand 46% der Kosten des Weiterbildungsprozes-
ses, während Unternehmen 26% und private Haushalte 28% beisteuern. 
                                                                                                                       
der Weiterbildungskosten und die daraus resultierenden degressiven Nettokosten einen 
Einfluss auf die Bildungsentscheidung haben. Die Untersuchung des BIBB zu „Kosten und 
Nutzen der Weiterbildung“, die zur Zeit noch vertiefend ausgewertet wird, dürfte hier 
weitere Aufschlüsse geben. Siehe zu ersten Ergebnissen Beicht/Schiel/Timmermann (2004) 
und Beicht/Krekel/Walden (2004). 
11 D

von Frauen weniger auf grundsätzliche geschlechtsspezifische Unterschiede zurück als auf 
die diskontinuierlichen Erwerbsverläufe und die weniger abgesicherten, lockereren Beschäf-

ie Zahlenangaben beziehen sich hier und im folgenden auf den BSW VIII und das Jahr 
2000. 
12 Willich/Minks/Schaeper (2002) führen diese unterschiedliche Weiterbildungsbeteiligung 

tigungsverhältnisse von Frauen. 
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1.6 Zusammenfassung: Bildungsfinanzierung von der Kita bis 

 

Akademiker, die nach dem Gymnasium ein 
dur

 
für

Zum Lebensunterhalt steuern nach den bisher vorliegenden Zahlen die öf-
fentliche Hand 60% und die Unternehmen 40% bei, wenn man unterstellt, 
das der Lebensunterhalt der Auszubildenden durch die Ausbildungsver-
gütung finanziert wird. Dies gilt analog für die Auszubildenden im öf-
fentlichen Dienst bzw. die bereitgestellten Förderinstrumente  Dohmen/ 
Hoi 2004). 

 
. 

zur Weiterbildung 

Betrachtet man die vorstehenden Ausführungen, dann zeigt sich, dass 
nicht nur die Finanzierung einzelner Bildungsbereiche mit erheblichen 
Umverteilungseffekten zugunsten bildungsnaher und höherer sozio-öko-
nomischer Schichten verbunden ist. Vielmehr deutet die zusammenge-
fasste Betrachtung aller fünf Bildungsbereiche, Kindertageseinrichtungen, 
allgemeinbildende Schulen, berufliche Bildung, Hochschule und Weiter-
bildung noch deutlicher auf erhebliche Umverteilungseffekte zugunsten 
dieser Gruppen hin. Bildungsferne und niedrige sozio-ökonomische 
Schichten partizipieren in wesentlich geringerem Umfang als bildungsna-
he und höhere sozio-ökonomische Schichten an weiterführender und ins-
gesamt wesentlich kostenintensiverer Bildung. Wer nach der Haupt- oder 
Realschule mit einer Berufsausbildung im dualen System das Bildungs-
system verlässt, hat staatliche Bildungsausgaben in Höhe von insgesamt 
rund € 60.000 verursacht. Für 

chschnittlich sechsjähriges Studium absolvieren, verausgabt der Staat 
durchschnittlich gut € 120.000.  

Bei diesen Beträgen sind die ausbildungsbedingten staatlichen Auf-
wendungen zur Finanzierung des Lebensunterhalts, wie etwa das BAföG 
oder der Familienleistungsausgleich noch nicht eingerechnet. Diese wür-
den die staatlichen Kosten eines Akademikers um weitere rund € 15.000 
erhöhen.13 Dies bedeutet, dass die öffentlichen Bildungsaufwendungen

 einen Akademiker (€ 135.000) mehr als doppelt so hoch sind wie für 
eine Person mit abgeschlossener Berufsausbildung (€ 60.000, beide Kos-
tenangaben jeweils einschließlich Kindergarten).  
                                                           
13 Dieser Betrag entspricht der Kindergeldzahlungen während eines durchschnittlich sechs-
jährigen Studiums. Die Berechnungen von Dohmen und Hoi (2004) kommen zu öffent-
lichen Aufwendungen für den Lebensunterhalt von € 3,5 Mrd., woraus sich bei gut € 1,6 
Mio. insgesamt eingeschriebenen deutschen Studierenden ein Betrag von € 2.170 ergibt.  
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öherer sozio-ökonomischer Schichten auszugehen. Dies 
bedeutet zugleich, dass die häufig propagierte Chancengleichheit auch 

stems der Bildungsfinanzierung in Deutsch-
land nicht erreicht wird. Vielmehr steht das bestehende System der Ver-

 Erfor-
der

 Bildungs- und Qualifikationsniveau 
nachwachsender Generationen (deutlich) erhöht werden soll, so stellen 

en und niedrigeren sozio-ökonomischen 
Sch ten eine wesentlich größeres Potenzial dar als die heute bereits 

fen, um die vorhandenen (individuellen, fami-
liären und/oder sozio-ökonomischen) Nachteile auszugleichen, so sollte 

ans
rem ung nicht automatisch gezogen werden 
kann, sondern einzelfallbezogen erfolgen muss, so spricht auch aus dieser 
Sicht vieles für eine stärkere Subjektorientierung in der Bildungsfinanzie-

ldungssystem, sei es mit oder ohne Schulabschluss, in der Regel nicht 

Unter Berücksichtigung der deutlich unterschiedlichen Bildungsparti-
zipation ist somit von einer erheblichen Umverteilung zugunsten bil-
dungsnaher und h

aus der Perspektive des Sy

wirklichung dieses Ziels eher entgegen. Aus unserer Sicht bedarf es somit 
einer weitgehenden Neuordnung der gesamten Bildungsfinanzierung. 

 
2. Vorschläge für eine Neuordnung der 

Bildungsfinanzierung 
 

Wer heute über Reformprozesse und -erfordernisse im Bildungsbereich 
nachdenkt, muss eine längerfristige Perspektive einnehmen. Hierzu zählt 
z.B. auch der demografische Wandel und die daraus resultierende

nis nach höherer Qualifizierung nachwachsender Generationen etc. 
Um diese in den kommenden Jahrzehnten wachsende Lücke zu schließen, 
bedarf es neben der Erschließung von Beschäftigungspotenzialen (Frau-
en-/Müttererwerbstätigkeit, Zuwanderung hochqualifizierter Arbeitskräf-
te, längere Lebensarbeitszeit, einschließlich Weiterbildung für ältere Ar-
beitskräfte) einer durchschnittlichen Höherqualifizierung nachwachsender 
Generationen. 

Wenn aber das durchschnittliche

die Kinder aus bildungsfern
ich

stark repräsentierten Schichten. Wenn sie aber in vielen Fällen einer be-
sonderen Förderung bedür

das System der Bildungsfinanzierung an den individuellen Erfordernissen 
etzen. Geht man zudem davon aus, dass der Rückschluss von familiä-
 Hintergrund auf Benachteilig

rung. 
Weiterhin ist zu berücksichtigen, dass zurzeit der Austritt aus dem 

Bi
nur vorübergehend, sondern tendenziell endgültig ist, u.a. weil neben e-
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len, so sollte ein neues System auch diesbezüglich zu Verbesserungen 

aus in-

mo

tes 
Ko satz eines 

kon
züg

bes
res hätte den Vorteil, dass es sich aus individueller Sicht flexibel an un-

aatlichen Finanzierungs-
anteil ausgehen. Dies könnte z.B. bedeuten, dass Kita und Schule ohne 
zusätzliche Gebühren besucht werden könnten, während Studium und/ 

                                                      

ventuell geringer Bildungsaspiration die Finanzierungsmöglichkeiten feh-

führen.14 Das heißt auch wer früh aus dem formellen Bildungssystem 
scheidet, sollte Finanzierungsoptionen für einen späteren Wiedere

tritt erhalten, die zudem durch Beratung, Information und insbesondere 
tivationale Unterstützung ergänzt werden müssen. 
Ausgehend von diesen Überlegungen bietet sich ein subjektorientier-
Finanzierungssystem an, das eine Art Lebenszeit-Kontingent darstellt. 
nkret leitet sich aus den vorstehenden Überlegungen der An

(virtuellen) Bildungskontos für lebenslanges Lernen ab, dessen Detail-
zeption weitergehender Überlegungen bedarf und hier nur in Grund-
en skizziert werden soll.  
Als ein grundlegender Ansatz bietet sich ein solches Konto mit einem 
timmten finanziellen und/oder zeitlichen Verfügungsbetrag an. Letzte-

terschiedliche Ausbildungskosten anpassen könnte und ein teures Medi-
zinstudium ebenso umfassen könnte wie ein vergleichsweise kostengüns-
tiges Jurastudium oder eine Berufsausbildung mit späterer Weiterbildung. 
Auch könnten unterschiedliche Förderungsbedarfe oder der Ausgleich 
von Benachteiligungen vergleichsweise einfach berücksichtigt werden. 
Andererseits sind die damit verbundenen volkswirtschaftlichen Aufwen-
dungen faktisch nicht kalkulierbar und unterschiedliche Individuen erhal-
ten – unabhängig von Benachteiligungen etc. – unterschiedliche staatliche 
Zuwendungen.  

Ein modifizierter Ansatz könnte daher von einem mit der Ver-
weildauer im Bildungssystem abnehmenden st

oder Weiterbildung mit einer Eigenbeteiligung versehen sind. In diesem 
Fall müssten allerdings geeignete Instrumente zur Refinanzierung der Ei-
genbeteiligung entwickelt werden. Die aktuelle Diskussion über Stu-
diengebühren oder innerhalb der Kommission Finanzierung lebenslangen 

     

len Aufwand verbundenen Kompensations- oder Reintegrationsprogramme wie 

ndwerk-Lernen in Nordrhein-Westfalen. 

14 Mit Blick auf die von der Bundesregierung initiierten nachträglichen und mit hohem fi-
nanziel
Jump sei darauf hingewiesen, dass diese zwar kurzfristig notwendig, längerfristig aber 
durch eine bessere und angepasste Förderung im traditionellen Schulsystem abgelöst wer-
den sollten. Beispiele für erfolgreiche Ansätze sind z.B. Produktives Lernen in Berlin, 
Betrieb und Schule (BuS) und Ha
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Ler

nzierungsumfang aus, der so flexibel 
sein sollte, dass unterschiedliche Rahmenbedingungen und Vorausset-

i-
gungen en werden, dass die Grundausstattung erhöht 

ird, z.B. bei Migrantenkindern könnte ein weiterer halber oder ganzer 

nens verdeutlichen allerdings die Probleme und Schwierigkeiten, die 
mit entsprechenden Re-Finanzierungsinstrumenten bzw. deren konkreter 
Ausgestaltung verbunden sein können.15  

Um die Diskussion über neue und umfassendere Konzepte anzu-
stoßen, sei ein vergleichsweise einfaches Grundmodell eines virtuellen 
Bildungskontos skizziert: Bei der Geburt richtet der Staat für jedes Kind 
ein virtuelles Bildungskonto ein mit einem Gesamtumfang von 264 Gut-
scheinen, dies entspricht einem Gutschein je Bildungsmonat.16 Dies sagt 
jedoch noch nichts über den Fina

zungen ausgeglichen werden können. So könnten bestimmte Benachteil
 dadurch ausgeglich

w
Gutschein pro Monat (ggf. über einen festgelegten Zeitraum) für Sprach-
förderung hinzukommen. Auch sollte es hinreichend flexibel sein, um die 
Kosten unterschiedlicher Schulen und ggf. Schulformen auszugleichen, 
sofern das gegliederte Schulsystem beibehalten werden soll. Wer z.B. 
nach der siebten Klasse die Schule (ohne Schulabschluss) verlässt, hätte 
dann noch 144 Gutscheine zur Verfügung; wer sechs Jahre studiert, hätte 
keinen Gutschein mehr für Weiterbildung übrig. Geringe Schulkosten, et-
wa während der beruflichen Ausbildung, könnten genutzt werden, um 
später in den Genuss eines höheren staatlichen Finanzierungsanteils z.B. 
bei der Weiterbildung zu kommen, d.h. es müssten flexible Verrech-
nungseinheiten geschaffen werden, da der Besuch einer Berufsschule 
während der Lehre mit geringeren öffentlichen Aufwendungen verbunden 
ist als der einer gymnasialen Oberstufe. Dies gilt auch für ein Gutschein-
system für das Hochschulsystem, hier hat der Verfasser eine geeignete 
Grundkonzeption – mit und ohne Studiengebühren – entwickelt (siehe 
Dohmen 2003a, 2003b).  

Die im traditionellen Bildungssystem noch nicht verbrauchten Gut-
scheine könnten sowohl für klassische Weiterbildung als auch für andere 
Bildungsveranstaltungen verwendet werden. Lebenslanges Lernen würde 

                                                           
15 Siehe auch die internationalen Beiträge zu unterschiedlichen Finanzierungsinstrumenten 
in Dohmen/Cleuvers (2003). 
16 Hierfür wurden drei Jahre Kindergarten, dreizehn Jahre Schule und sechs Jahre Studium 
zu Grunde gelegt. Die Ausgestaltung kann großzügiger oder auch weniger großzügig sein, 
was eine politische Entscheidung ist.  
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cheine reichen 
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ünter Walden (2002): Wirtschaftlichere Durchführung der Be-
Untersuchungsergebnisse zu den Ausbildungskosten der Be-

rieb /2002. 
ion der Weiterbildung in 

Deu  Finanzierung Lebenslangen Lernens, Band 

 Lernens von der Kita bis zur 

lefeld. 

folglich nicht damit enden, dass man aus dem öffentlich finanzierten und 
bereitgestellten Bildungssystem ausscheidet, sondern öffentlich unter-
stützte Bildungsteilnahme wäre möglich, so lange die Guts

. das Bildungskonto noch nicht verbraucht ist. 
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Zur Neuordnung der Hochschulfinanzierung 
in Deutschland: Föderalismusreform plus 
Akademikerabgabe* 

 
 
 
 
 

Deutschlands Hochschulen sind seit lan-
gem erheblich unterdimensioniert und 
unterfinanziert. Das Potential der tertiä-
ren Bildung für eine tragfähige wirt-
schaftliche Entwicklung wird bei wie-
tem nicht ausgeschöpft. Dazu kommt 
trotz der nominellen Kostenlosigkeit ei-

nes Studiums eine nach wie vor bestehende starke soziale Schichtung der
Studierenden. 

Die Vernachlässigung der Hochschulen durch die Politik lässt sich 
strukturell erklären. Durch eine fehlkonstruierte Föderalismusstruktur 
sind weder die Länder noch der Bund an dieser staatlichen Aufgabe be-
sonders interessiert. Und die Reduktion der Gerechtigkeitsdiskussion auf 
formale Chancengleichheit hat jegliche Einbeziehung der Akademiker in 
die Hochschulfinanzierung blockiert. Als robuste Kombinations-Lösung 
wird deshalb vorgeschlagen:  

(1) ein Hochschullastenausgleich zwingt die Länder, für ihre Abiturienten 
auch in ausreichendem Masse Studienplätze anzubieten oder anson-
sten dafür andere Bundesländer finanziell zu kompensieren.  

(2) Diese Ausgleichszahlungen können, wenn das jeweilige Bundesland 
die Bedingungen dafür geschaffen hat, auch in Form von Gutscheinen 
geschehen, die Studierende an ihrer Hochschule einlösen. 

 
* In den letzten zwei Jahren hatte die Heinrich Böll Stiftung einen Arbeitskreis zur Reform 

 hat dann Herbert Hönigsberger und Bernd Kuckert, die schon 

r Position von Hönigsberger/Kuckert vorgestellt. 

der Hochschulfinanzierung in Deutschland zusammen gerufen, in dem auch der Verfasser 
tätig war. Leider konnte man sich dort trotz zahlreicher Treffen nicht auf eine gemeinsame 
Position einigen. Die Stiftung
für das frühere BAFF-Modell verantwortlich zeichneten, mit einer Ausarbeitung beauftragt 
(„Studien- und Hochschulfinanzierung in der Wissensgesellschaft“, Berlin 2004). Mit dem 
Text hier wird ein Alternativentwurf zu

Gerd Grözinger 
Flensburg 
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igt 
zweitens gravierende institutionelle Hemmnisse, korrigiert drittens beste-
hende Gerechtigkeitsdefizite und schließt viertens an die aktuellen Re-

ssionen um eine Neuordnung von Föderalismus, Einkommens-

 

 

fol

land einen Hochschulabschluss, im Durchschnitt der 

schland liegt mit einer Studien-

• 
 her ein Ausbaudruck besteht, da die Studiernei-

 anderen Ländern schon zu beobachten, eine starke Zu-

• 
 Wachs-

beitsmarkt. Gut 30% des Nettozuwachses an Beschäftigung in der 

(3) Der Bund soll die Rolle eines virtuellen Bundeslandes für Bildungs-
ausländer übernehmen und sich dafür aus der Rolle des Mitfinanziers
bei der Gemeinschaftsfinanzierung im Hochschulbau zurück ziehen. 

(4) Gegenwärtig gutverdienende Akademiker werden in Form einer Son-
derabgabe mit einer pauschalierten bundesweiten Akademikersteuer 
belastet, deren Ertrag den Ländern nach Umfang von Studienplätzen 
und Studienplatzausbau zufließt. 

Eine solche Kombination an Politiken führt erstens in der gegenwärtigen 
finanzpolitischen Zwangslage zu erheblichen neuen Mitteln, sie beseit

formdisku
steuern und Subventionsabbau an. 

1.  Beschreibung der Ausgangslage 

Jedes Reformkonzept zur Hochschulfinanzierung muss Antworten für die 
genden Problemdimensionen finden: 

• Deutschlands Hochschulen sind im internationalen Vergleich stark 
unterdimensioniert. Nur knapp 20% eines Altersjahrgangs erreichen 
in Deutsch
OECD sind es 30% (OECD 2003). Der Unterschied lässt sich auch 
nicht durch angeblich bessere Lehrbedingungen und weniger Studien-
abbrecher anderswo erklären: Deut
erfolgsquote von über 70% genau im Mittel der OECD.  
Aus den Trends anderer Staaten lässt sich erkennen, dass schon von 
der Nachfrageseite
gung auch in Deutschland weiter erheblich zunehmen wird. Das ist 
ein rationales Verhalten, denn Prognosen erwarten in Deutschland, 
wie auch in
nahme von Tätigkeiten mit akademischer Vorbildung (Weidig/ Ho-
fer/Wolff 1999). 
Ökonomische Forschung weist darüber hinaus seit längerem nach: 
Ausgaben für Bildung haben mit die stärksten langfristigen
tumswirkungen (Krueger/Lindahl 2001). Das lässt sich auch für Hoch-
schulausgaben speziell zeigen (Graff 2003). Gleiches gilt für den Ar-
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schaftliche Ausbildungen besteht, gibt die Bundesrepublik nur 

msetzt, bedeutet das: da 1% des 

• n in Deutschland durchschnittlich 

Bildungsrendite realisieren. 

• 
e Kinder von Haushalten mit hohem Einkom-

n Hochschulen noch am 

chtigkeitsproblem hin, das bei den Maß-

• 

Erwerbstätigkeit 

nanzierung geht, nur der Vollstän-

Gegenwart schreibt etwa die OECD zusätzlich ausgebildeten ‚Wis-
sensarbeitern’ zu. 

• Auch bei Berücksichtigung der niedrigeren Studierendenzahlen sind 
Deutschlands Hochschulen unterfinanziert. Obwohl in der Fächer-
struktur ein Schwergewicht auf kostenträchtige ingenieur- und natur-
wissen
1% des Sozialprodukts für höhere Bildung aus, das ist weniger als in 
den siebziger Jahren bei einer damals viel geringeren Quote an Stu-
dierenden. In der OECD sind es dagegen im Durchschnitt 1,7% 
(OECD 2003). In Absolutangaben u
BIP etwa 20 Mrd. € entsprechen, umfasst die Lücke der Anstrengung 
Deutschlands zum Schnitt der westlichen Welt rechnerisch eine zwei-
stellige Milliardensumme. 
Absolventen von Hochschulen habe
ein so gutes Einkommen später, dass sie – auch unter Einschluss ihrer 
zusätzlichen privaten Aufwendungen und des entgangenen Einkom-
mens während des Studiums – eine hohe 
Diese liegt erheblich über der marktüblichen Verzinsung (Steiner/ 
Lauer 2001). 
Studieren unterliegt in Deutschland einer international besonders star-
ken Sozialselektion. Di
men sind weit überdurchschnittlich vertreten, die von  niedrigen ent-
sprechend unterdurchschnittlich. Dies ist de
wenigsten anzulasten, da die Selektion zum weit überwiegenden An-
teil vorher,  im schulischen Bereich beginnt (Baumert/Schümer 2002). 
Es weist aber auf ein Gere
nahmen zu beachten sein wird. 
Schließlich zahlen Studierende in Deutschland zwar keine Studien-
gebühren, sie haben aber eine schlechte staatliche Absicherung beim 
Lebensunterhalt (BAFöG). Die damit verbundene 
während des Studiums ist einer der wichtigsten Gründe für die ver-
gleichsweise langen Studienzeiten. (Der Punkt ist, da es hier um 
Hochschul- und nicht um Studienfi
digkeit halber aufgenommen worden. Mit den unten vorgestellten Lö-
sungen lassen sich aber viele Modelle verbinden, darunter etwa das 
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2.  Defizitanalyse 
 
Wie kommt es zu diesen markanten Defiziten Deutschlands bei den 
Hochschulen? In der Herleitung der Ursachen für diese schwierige Aus-
gangslage lassen sich einige ‚begründete Vermutungen’ (Grözinger 1998) 
anführen: 
• Die horizontale Politikverflechtungsfalle erklärt vor allem die unge-

nügende Finanzsituation und die mangelnde Anzahl an Studien-
plätzen. Es ist eine Kombination von drei Elementen: die Bundeslän-
der tragen 95% der direkten Hochschulkosten, sie können aber (we-
gen des Studiengebührenverbots) keine neuen Finanzquellen erschlie-
ßen, und sind zur Zeit verpflichtet, keinen Unterschied zwischen ei-
genen Abiturienten und denen anderer Bundesländer zu machen. Das 
Ergebnis ist, es gibt einen hohen Anreiz für jedes Land, die eigenen 
Hochschulen nicht auszubauen/schlecht auszustatten und studierwilli-
ge Abiturienten implizit auf Angebote jenseits der eigenen Zuständig-
keit zu verweisen. Weil alle in der Tendenz so vorgehen, kommt es zu 
einem suboptimalen Ergebnis. 

• Die geringe Rolle, und damit mangelnde politische Steuerungsmög-
lichkeit im Hochschulbereich führt zu einem Desinteresse des Bundes 
bei den Investitionen (ca. 5% der direkten Hochschulkosten). Es han-
delt es sich hier um eine vertikale Politikverflechtungsfalle. Das glei-
che Desinteresse des nur halb-zuständigen Bundes dokumentiert sich 
beim BAFöG, dessen Höhe und Ausgestaltung von kurzfristigen 
Haushaltskonsolidierungen und Wahlüberlegungen bestimmt werden. 

• Die lange zu beobachtende Spezialisierung Deutschlands auf Produk-
te des Produzierenden Gewerbes hat zu einer Überbetonung der Bil-
dungswege Facharbeiter/Handwerker geführt. Die mit einer starken 
Akademisierung verbundene und weltweit beobachtbare Tertialisie-

                                                          

politisch pragmatische und ökonomisch robuste Drei-Körbe-Modell 
des Deutschen Studentenwerks1). 
 

 
1 Schon wegen unübersehbarer Haushaltsrisiken ist dagegen die von Hönigsberger/Kuckert 
in das Zentrum ihrer Überlegungen gestellte Wiederauflage des früheren BAFF-Modells 
ausgesprochen problematisch. Dass der 1998 bei der Einbringung in den Bundestag (Druck-
sache 13/10883) von der grünen Bundestagsfraktion noch unterstellte jährliche Anschubbe-
darf von mehreren Mrd. € bei einer strukturgleichen Vorgabe jetzt einen milliardenschwe-
ren Einnahme-Überschuss ergeben soll, entzieht sich ökonomischer Ratio.  



die hochschule 2/2004 126 

r 

 leis-
tellung von formaler Chancengleichheit 

nd deren Wahrnehmung via individueller Bildungsanstrengungen 
nd weniger auf Defizite korrigierende Umverteilungspolitik gesetzt 
sping-Andersen 1990). Dies führte nicht nur zu einer Selbsttäu-
hung bezüglich der faktischen Durchlässigkeit von Bildungswegen. 
s hat auch eine Denkblockade bezüglich der Angemessenheit eines 

ademikern a
  

Dieses Problemkonglomerat ver
Neuadjustierung der Anreize für 
spielraum – also eine Erhöhung 
lidierung und Ausbau zu gewäh

s notwendig und sinnvoll angesehen: 

 den Bundesländern 

Wa
tun ussi-

ant ganz über-
wiegend auf der Ebene der Einzelstaaten geregelt, also der Länder, der 
States, der Kantone. Es gibt zwar mehr Bundesstaaten – etwa Kanada, Ös-

rung erreichte Deutschland mit einer gewissen Zeitverzögerung, dafü
jetzt aber mit großer Wucht. 

• Der Typus des deutschen Wohlfahrtsstaates als erwerbs- und
tungszentriert hat auf die Hers
u
u
(E
sc
E
Beitrags von Ak
gebracht.

n den Kosten ihrer Ausbildung mit sich 

langt also sowohl mehr Mittel wie eine 
die Finanziers. Weil der normale Finanz-
der staatlichen Zuweisungen, um Konso-
rleisten – zur Zeit als praktisch ausge-

schöpft gelten kann, wird eine Kombination von den folgenden zentralen 
Maßnahmen al

• Hochschullastenausgleich zwischen den Bundesländern, 
• der Bund als virtuelles Bundesland für Ausländer, 
• Einführung einer Akademikerabgabe. 

 
3.   Lösungsbausteine 
 
3.1. Hochschullastenausgleich zwischen
 

s sind mögliche Alternativen, wenn eine horizontale Politikverflech-
gsfalle, also Föderalismusversagen festgestellt wird? In der Disk

on um föderale Strukturen in westlichen Gesellschaften gibt es drei Mo-
dell-Typen: Deutschland, die Schweiz und die USA. Bei allen ist die Ver-

wortlichkeit für die Hochschulen und ihrer Finanzierung 

terreich, Australien –, aber dort sind Hochschulen überwiegend Angele-
genheit der Zentralebene. In einem solchen Fall kann der Anreiz zum 
Trittbrettfahren nicht in diesem gefährlichen Maße auftauchen. 

In den USA ist der Dezentralismus ausgeprägt. Die Einzelstaaten sind 
autonom, sowohl was ihr Angebot an Studienplätzen angeht wie auch be-
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US
in a
eng Out-of-state-students. Wenn es also eine Abiturientin 

sie
Ko
geg , aber die Individuen 

Ungleichbeteiligung auf Länder-
bene. Es gibt bis heute eine Reihe von kleineren Kantonen, die gar keine 

Nach einer Volksabstimmung, bei der eine eigentlich geplante stärke-

derns von Trittbrettfahrerei be-

ner
and
nac
pas
lieg
den  eine 

23.
Sem

Sch
Be
me rienten anderswo studieren (Bundesministerium 

kun
von
Ein

züglich der Höhe und Finanzierungsart ihrer Studiengebühren. In den 
A werden auch von staatlichen Hochschulen Gebühren erhoben. Und 
llen amerikanischen Staaten wird differenziert nach Landeskindern im 
eren Sinne und 

aus New Jersey zum Studieren nach Florida oder Illinois zieht, dann wird 
 im Schnitt fast das Dreifache an Studiengebühren zahlen wie ihre 
mmilitonin von dort. Damit haben die USA zwar ein wirksames Mittel 
en das Trittbrettfahren einzelner States gefunden

tragen diese Kosten. 
Das Schweizer Beispiel ist als Vorbild interessanter. Einmal weil dort 

Studiengebühren bisher eine viel geringere Rolle als in den USA spielen, 
und zum an anderen weil – ähnlich wie in Deutschland – die Vorteile ei-
ner freien Wahl des Studienortes im gesamten Bundesstaat akzeptierter 
ist. Stärker noch als hier ist dagegen die 
e
Hochschule haben.  

re finanzielle Beteiligung des Bundes 1978 abgelehnt wurde, hat die 
Schweiz einen neuen Weg des Verhin
schritten. Es kam zu einer Vereinbarung aller Kantone, also einer Art In-

-Schweizer Staatsvertrag. Darin wird festgelegt, dass die Kantone ein-
er die Studierkosten ihrer Abiturienten ausgleichen. Differenziert 
h Fächergruppen und gelegentlich an die Kostenentwicklung ange-
st, geschieht das mittlerweile als Vollkostenausgleich. Gegenwärtig 
en die jährlich vom Kanton zu übernehmenden Kosten für eine Stu-
tin der Geistes- und Sozialwissenschaften bei 9.600 Franken, für

der Natur-, Ingenieur und vorklinischen Medizinwissenschaften bei 
000 Franken und bei 46.000 Franken für eine Medizinerin im höheren 

ester (EDK der Schweiz 1999). 
Auch in Deutschland gibt es solche Ungleichgewichte, wie sie in der 
weiz zu der beschriebenen Vereinbarung geführt haben. Spitzenreiter 

rlin z. B. hat über 40.000 Studierende aus anderen Bundesländern 
hr, als Berliner Abitu

für Bildung und Forschung 2002). Müsste diese Differenz von den Her-
ftsländern ausgeglichen werden, würde – bei einem Durchschnittssatz 
 etwa 8.000 € ‚Grundmittel‘ pro Studierendem – das Land Berlin mit 
nahmen von mehr als 300 Mill. € pro Jahr rechnen können. Und der 
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Be
sei  Zahl der Studienplätze nicht abzubauen.  

• 

• 

• 

ann auch eine schrittweise Einführung 

 
3.2
 

Bil
din
den
grei

Be
Lan  und sich dabei auf ein um-

fol

• 

• 
• 

wird.  

rliner Wissenschaftssenator hätte ein sehr gutes Argument gegenüber 
nem Finanzkollegen, die
Im einzelnen wäre bei einem solchen Ausgleich zu beachten: 

Diese Kosten sollten bundeseinheitlich über reale Durchschnittswerte 
festgelegt werden, um Manipulationen bei der Kostenermittlung ein-
zelner Länder auszuschließen. Dies schließt auch eine Anpassung an 
die Kostenentwicklung ein. 

Das Entgelt sollte nach Fächergruppen differenziert werden, um eine 
Ausweichreaktion der Länder durch den Ausbau preiswerter Studien-
gänge nicht zuzulassen. 

Da einzelne Länder erhebliche Defizite an Studienplätzen haben (z. B. 
Niedersachen müsste mit einem dann zu zahlenden Betrag von ca. 
200 Mill. € pro Jahr rechnen), k
vorgesehen werden und etwa nur die jeweiligen Neueinschreibungen 
betreffen. 

. Möglichkeit der Kombination mit Bildungsgutscheinen 

Lassen sich die oben aufgeführten Lösungen auch mit dem Konzept von 
dungsgutscheinen verknüpfen? Die Antwort ist prinzipiell: Ja. Aller-
gs gilt dies mit der Einschränkung, dass ein Hochschullastenausgleich 
 flexibleren und umfassenderen Ansatz darstellt, der deshalb als über-
fende Schirmlösung für Gutscheinvarianten dienen kann. 
Den am besten ausgearbeiteten Vorschlag für Bildungsgutscheine im 

reich der höheren Bildung hat die Fraktion Bündnis90/Die Grünen im 
dtag von Baden-Württemberg gemacht

fangreiches Gutachten von Dohmen gestützt (Dohmen 2003). Dabei sind 
gende Spezifikationen vorgesehen:  

Der Gutschein bezieht sich auf Lehrveranstaltungen, die in Credits 
gemessen werden. 
Er kann nur bei Hochschulen eingelöst werden. 
Die unterschiedlichen Kosten der Fächer – z. B. sehr niedrig bei Geis-
teswissenschaftlern, sehr hoch bei Medizinern – werden dadurch be-
rücksichtigt, dass der Credit nach Fach unterschiedlich hoch bewertet 
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Bewertet wird mit den realen bundesdeutschen Durchschnittskosten, 
wobei vorher eine Differenzierung nach Lehre und Fo
g

• Jedes Belegen einer L

• Die Einnahmen werden dem jeweiligen Fachbereich gutgeschrieben. 
• Die Zahl der vom Land finanzierten Credits ist pro Studierendem be-

schränkt, wobei ein völlig kostenloses Studium nur im BA-Bereich 
vorgese

Bei einer gedanklichen Ausweitung des Konzepts auf Bundesebene sind 
ächst strukturell große Übereinstimmungen mit einem föderalen
chschullastenausgleich festzustellen. In beiden Fällen wäre der Kosten-
er das Land, wo die Hochschulzugangsberechtigung erworben wurde, 
pfänger dagegen die Institution, wo studiert wird. Eine Beschränkung 
 vom Herkunftsland finanzierten Semester oder der Credits ist eben-
s prinzipiell wenig problematisch. (Die Festlegung auf den BA-Be-
h ist aber schon deshalb zu knapp dimensioniert, weil dieser eben 

ht mit einem berufsqualifizierenden Erstabschluss identisch ist. So 
d etwa kaum eine Medizinerausbildung mit sechs Semestern einge-
rt werden.) 
Ein gewisser Unterschied zwischen Hochs

dem Gutscheinmodell besteht in der pauschalen Mitberücksichtigung der 
schungsausgaben beim ersteren, wo ebenfalls Föderalismusversagen 
zustellen ist, und die bei einem reinen, die Lehre honorierenden Gut-
einsystem nicht integriert sind. Das könnte aber auch im Gutschein-
fahren durch eine zusätzlich einzuführende Umlagefinanzierung gelöst 
rden, wo das Anheften an Studierendenentscheidungen nur eine Mög-
keit wäre.  
Ein erster eindeutiger Vorteil eines Hochschullastenausgleichs ist da-
en die politische Robustheit: er funktioniert unabhängig davon, ob o-
 wann sich Bundesländer an einem Gutschein-System beteiligen. Ist 
 Ausgleich aber erst einmal eingeführt, kann jedes Bundesland auch 

seine  Hochschulen abzutreten. 
Ein zweiter Vorteil ist die strukturelle Offenheit: der Fachbereich als 

eindeutige Einnahmeadresse ist möglich, aber nicht zwingend. Experi-
mente sollten durchgeführt werden, wo die Stabilität und Fehlertoleranz 
eines solchen Systems getestet werden können. Befürworte
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einverfahrens nennen als wichtigstes Merkmal, dass dadurch an den 
chschulen die Lehre höher bewertet wird, und d

Nachfragemacht ihre Interessen besser artikulieren können. Deshalb soll 
ser Meinung nach der Empfänger auch der Fachbereich und nicht die 
chschule oder gar das Ministerium sein. Das ist sicher nicht falsch, 
st aber auch einige noch offene Fragen unbeantwortet, darunter die 
genden: 

Viele Fächer haben an Hochschulen reine Dienstleistungsaufgaben, 
etwa Philosophie an einer TU. In Norddeutschland, für das detaillierte 
Angaben vorliegen, haben immerhin ein Sechstel aller Fächer weniger 
als 4 Professuren (Grözinger 
können, da nicht die verantwortlichen Träger von Studiengängen, auf 
Nachfragesignale gar nicht angemessen reagieren. 

• Auch bei Hochschulen lassen sich skalen-ökonomische Effekte mes-
sen. Ein an Durchschnittskosten orientierte Gutschein-Abrechnung 
begünstigt Großfachbereiche mit entsprechend vielen Großveranstal-
tungen. Über den damit eventuell verbundenen Qualitätsverlust in der 
Lehre ist noch wenig bekannt. 

Es wird unterstellt, dass Studierende ihre Einrichtung n
tät gesichtspunkten wählen. Tatsächlich i
Heimatort das wichtigste Kriterium (He

e legene Einrichtungen ha

• St dienaufnahmen schwanken im Konjunkturverlauf mitunter hef
So geht etwa die Nachfrage nach Ingenieurwissenschaften in der K

schaftswissenschaften. Besonders die Personalkosten (mit einem sehr 
hohen Anteil an den Hochschulbudgets) sind aber fast fix. 

• Schließlich kann die Alternativlösung – indikatorengestützte Zuwei-
sungen seitens des Landes – sehr viel differenzierter Ziele verfolgen 
als ein Gutscheinsystem, das nur Einschreibungen binär erfasst. So 
werden etwa in Bayern auch die Menge der Absolventen und die Stu-
diendauer berücksichtigt sowie der Erfolg beim Umsetzen von Gen-
der-Gleichstellungs-Vorschriften (Kronthaler 2002). 

Auch wenn dies keine zwingenden Argumente gegen Gutscheine sind, 
scheint doch Vorsicht gegen eine zu schnelle Festlegung darauf geb

lleicht wird es nötig sein, wenigstens Anteile der Einnahmen nicht nur 
an den Fachbereich zu übertragen, sondern auch an die Hochschule insge-
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 einzahlen möchte (Grözinger 1998). 
Um

samt, vielleicht sogar auch an das Ministerium, um die oben genannten 
möglichen Verwerfungen kompensieren zu können. Viele Experimente, 
die darüber reale Erfahrungen erbringen – von der reinen Gutscheinlö-
sung bis zu vielen Versionen einer indikatorengestützten Zuweisungspoli-
tik – lassen sich mit einem Hochschullastenausgleich verbinden.  

Und schließlich hat ein Hochschullastenaugleich noch den Vorteil ei-
nes Sicherheitsnetzes gegenüber der Gefahr, ungewollt in eine Schlech-
test-Lösung hineinzurutschen. Wenn bei der demnächst anstehenden Ent-
scheidung über die Zul

ndesverfassungsgericht dieses aufhebt (was nicht unwahrscheinlich 
ist), wird wohl die Einführung von Studiengebühren und die Bestimmung 
ihrer Höhe weitgehend den Ländern überlassen werden. Das bedeutet a-
ber faktisch, dass jeder Vorreiter die anderen zwingt, auf ähnlicher Höhe 
nachzuziehen, da sonst Studierende auf die noch freien oder preiswerte-
ren Optionen ausweichen würden. Und da die konservativ regierten Bun-
desländer ihre Unterstützung 

on ausgedrückt haben, würden diese sehr bald überall eingeführt wer-
den. Ist aber dank eines Hochschullastenausgleichs die übermäßige Ab-
wanderung der eigenen Abiturienten in andere Länder mit der Übernah-
me der Studienkosten versehen, wäre das mit hohen Zahlungen verbun-
den und legte deshalb nicht einseitiges, sondern abgestimmtes Verhalten 
mit dem Bund und den anderen Ländern nahe. 
 
3.3. Bund als Virtuelles Bundesland für Bildungsausländer 
 
Aus den Erfahrungen der letzten Jahrzehnte lässt sich erkennen, dass der 
Bund wegen mangelnder politischer Einflussnahme an der Rolle des blo-
ßen Mitfinanziers nicht sehr interessiert ist, und er immer weniger in den 
gemeinsamen Topf für Investitionen

 auch die vertikale Politikverflechtungsfalle aufzulösen, sollte der 
Bund nicht mehr die Investitionen der Hochschulen bezuschussen, son-
dern dies den Ländern überlassen. Stattdessen sollte er eine Rolle als Vir-
tuelles Bundesland akzeptieren und das Entgelt für Studierende mit aus-
ländischem Abitur übernehmen.  

Wir zählen etwa 200.000 ausländische Studierende in Deutschland. 
Davon haben 30% ihr Abitur in Deutschland gemacht, sind also Bil-
dungsinländer. Die Verantwortung für deren Studierkosten müssten na-
türlich die Bundesländer tragen, wo das Abitur gemacht wurde (siehe 
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Die gten zusätzlichen jährlichen Sofortmittel, die auch von 
den Hochschulen absorbiert werden könnten, werden schon seit Jahren 

3.1). Die Verantwortung für die Studierkosten der Verbleibenden sollte 
aber dem Bu

 Bundeslandes‘ für Bildungsausländer einnähme. Der Bund ist
ßenpolitik generell zuständig und hat ein wirkliches Interesse daran, gute 

rbindungen zu vielen Staaten dieser Welt zu pflegen. Umgekehrt ha-
 die Bundesländer, resp. deren Hochschulen, wegen der dadurch er-
baren Einnahmen dann einen n

schen Studierenden intensiv zu kümmern.   
Eine Finanzverantwortung des Bundes würde – wieder mit einem 

de  gegenwärtigen – einhellig als zu niedrig beschriebenem –Inves-
onsanteil des Bundes. Wenn dieser dann noch die Gesamtfinanzierung 
 ein reformiertes Bafög übernähme (die Länder tragen 30% der 1.7 
d. € für Stu

v
Die gelegentlich geäußerte Furcht, dass die Wissenschaftsminis

L
nun völlig unterlegen wären, ist durch den vorgelagerten Länderausgleich 
gegenstandslos. Wer nicht genügend in Studienplätze investiert, wird 
künftig auf jeden Fall zahlen müssen. Ein anderes häufig genanntes Argu-
ment betrifft mögliches Koordinationsversagen,  also die eventuelle 
Durchführung zu viel ähnlich gelagerter Investitionen.  Es kan

chaus offen bleiben, ob nach einem solchen Rückzug des Bundes aus 
der Gemeinschaftsfinanzierung alle oder einige Bundesländer eine Ab-
sprache von größeren Vorhaben unter sich einführen wollen. Zum Wett-
bewerb gehören immer auch mehrere Anbieter, und nach Jahrzehnten von 
zu viel Koordination sollte vielleicht eher d
Chance gegeben werden, um deren Potential zu überprüfen. 

3.4. Akademikerabgabe 
 

ch wenn akzeptiert wird, dass das Defizit zum Schnitt der OECD mit 
er zweistelligen Milliardensumme nicht sofort behoben werden kann: 
 dringend benöti
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ßer
tern nen (z.B. in Anleihen) verglichen, realisieren in prak-

der arbeitslose Akademiker. Deshalb sollte eine 
Ak

n von diesen etwa 3 Mrd. € generieren, bedeutet das, 
übe

von vielen Stellen, darunter der Hochschulrektorenkonferenz auf 3–5 
d. € geschätzt (Grözinger 1998).2  
Diese Einnahmen li

ren. Im Unterschied zu einer ebenfalls diskutierten Anhebung der Erb-
afts- und/oder Vermögenssteuer bzw. der Abschaffung der Eigen

he mzulage gibt es hier keine um die Erträge konkurrierenden anderen
Politikfelder, und es ist auch die direkte Verantwortlichkeit der Nutznie-

 gegeben. Denn werden die Aufwendungen von Studierenden mit al-
ativen Investitio

tisch allen westlichen Ländern Absolventen von Hochschulen eine weit 
überdurchschnittliche private Bildungsrendite. Vor allem wegen der rela-
tiv geringen Lohnspreizung in Deutschland liegt diese zwar im internati-
onalen Vergleich noch nicht besonders hoch, erreicht aber Werte von 8–
10%, was erheblich über alternativen Anlagen liegt (Steiner/Lauer 2001). 

Eine Abgabe zur Abschöpfung eines Teils dieses Extraeinkommens, 
das durch den Besuch öffentlich hoch-geförderter Einrichtungen erzielt 
wurde, ist demnach legitim (wenn nicht sogar wegen der sozialen Schich-
tung der Akademikerherkunftshaushalte aus Gerechtigkeitsgründen gebo-
ten). Allerdings: Bildungsrenditen sind Durchschnittswerte. Es gibt auch 
schlechtverdienende o

ademikerabgabe nicht einheitlich, sondern progressiv sein und vor al-
lem ausreichende Freibeträge enthalten. 

Juristisch wäre dies eine Sonderabgabe, wobei die dafür nötigen en-
gen Kriterien Gruppennützigkeit und Gruppenverantwortung als gegeben 
anzusehen sind (Schmidt 1985). Die Belastungen für gegenwärtige Aka-
demiker wären spürbar, aber tragbar. Es gibt in Deutschland 5,2 Mill. 
Erwerbstätige mit FH- oder Universitätsabschluss (Statistisches Bundes-
amt 2003). Will ma

rschlägig kalkuliert, eine monatliche Belastung von nur 48 € pro ar-
beitendem Akademiker (bei mehr angestrebten Einnahmen proportional 
                                                           
2 Auch Hönigsberger/Kuckert gehen von einem finanziellen Defizit in diesem Umfang aus. 
Die dort vertretene Position allerdings, fast ausschließlich auf Effizienzgewinne zu setzen 
und zusätzliche Mittel nur im Millionen
schädigenden Abstand Deutschlands zum

bereich einzufordern, änderte nichts am wachstums-
 Durchschnitt der OECD. Ein Blick in die relevan-

te internationale Literatur zeigt, dass auch in anderen Ländern solche Diskussionen um or-
ganisatorische Reformen im Hochschulsystem intensiv geführt werden. Verbesserte zukünf-
tige Anreize, so nützlich sie sind, können also nicht als deutsche Spezialität gewertet wer-
den. Ohne mehr Mittel bleiben Unterfinanzierung und Unterdimensionierung im internatio-
nalen Vergleich bestehen. 
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mehr). Man sollte dabei aber unbedingt auch einen hohen Freibetrag ein-
führen, um Teilzeitarbeitende und relativ gering bezahlte Akademiker 
nicht zu belasten. Wird dann z.B. nur die obere Einkommenshälfte aller 
arbeitenden Absolventen davon überhaupt erfasst, erhöhte sich die Be-
lastung auf nur knapp 100 €. Gegeben, dass die letzte Stufe der Steuerre-
form diese Gruppe wohl in ähnlicher Höhe gerade entlastet, dürfte dies 
als eine sozial sehr erträgliche Lösung g

Eine absolute Garantie dafür, dass der Ertrag einer Akademikerabga-
tatsächlich zu einer Steigerung der Mittel für Hochschulen führt, kann 
nicht geben. Jedes Landesparlament ist autonom in bezug auf sein 
dgetrecht, und Bildung ist primär Ländersache. Dennoch (und analog 
 Situation bei der Förderung von Ganztagesschulen): da die Abgabe 
desweit erhoben und dann auf die Länder umverte

lassen sich Regeln finden, die es sehr unwahrscheinlich werden lassen, 
s Landesparlamente damit Missbrauch treiben. Eine solche, noch dazu 
fache und transparente, Regel könnte etwa sein, dass der Ertrag zu ei-
 Teil nach der Zahl der Studierenden, der Rest nach der Zunahme der 
l der Studierenden im Vergleich zu einer Vorperiode a

Das erste belohnt den bisherigen Leistungsumfang (und verhindert dessen 
rücknahme), das andere aktuelle Zusatzanstrengungen. 
Bei den nächsten Generationen künftiger Akademiker, über die ge-
ere Daten vorliegen, kann dann durchaus differenziert werden, und 
Abgabe etwa die unterschiedlichen Kosten der Fächer w

sowie die individuelle Nutzungsintensität. Ein Medizinstudium würde 
n zu einem höheren Abgabensatz bzw. zu einer längeren Zahlungspe-

de führen als etwas eines der Sozialarbeit, oder ein länger beanspruch-
Studienplatz kostete mehr als ein Kurzstudium. Um einen denkbaren 
chologischen Abschreckungseffekt zu minimieren, könnten ab

Studienbeginn als Schnupperphase Kostenfreisemester (z.B. die ersten 
ei) angesetzt werden.  
Gegen einen solchen nachträglichen Beitrag der Nutznießer werden 

ei Einwände vorgebracht, auf die einzugehen ist. Es wird befürchtet, 
s dadurch vielleicht so viele Studierinteressierte abgeschreckt werden 
nten, dass wieder negative Wachstumsimpulse zu befürchte

und zum anderen wird argumentiert, es wären besonders die Kinder ein-
kommensschwächerer Schichten davon betroffen. Dies lässt sich empi-
risch am Beispiel Australien überprüfen, das 1989 (eingeführt von einer 
Labour-Regierung) von einem kostenlosen Studium zu einem System mit 
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 von Studierenden aus unteren Einkommensgruppen ist 
etw

t, Jürgen/Schümer, Gundel (2002): Familiäre Lebensverhältnisse, Bil-
sbeteiligung und Kompetenzwettbewerb im internationalen Vergleich. In: 

PISA 2000. Die Länder der Bundesrepublik Deutschland im Vergleich, Hg. 

undesministerium für Bildung und Forschung (2002): Grund- und Strukturdaten 
2001/2002. Berlin 

nachträglichen Studiengebühren auf das erhöhte Einkommen gewechselt 
ist. Beide Befürchtungen sind nicht eingetroffen, die Zahl der einheimi-
schen Studierenden hat – nach einem nur sehr kurzen und schwachen re-
lativen Rückgang ganz am Anfang – durch den, aufgrund der generierten 
Einnahmen möglich gewordenen, Ausbau erheblich zugenommen, und 
das Wachstum

a durchschnittlich (Chapman/Ryan 2003).3  
Noch stärker ist dabei allerdings die Zunahme auswärtiger Studieren-

der. Nach der Schweiz verzeichnet Australien die zweitstärkste relative 
internationale Attraktivität. Der mit der Einführung nachträglicher Stu-
diengebühren finanziell ermöglichte Ausbau des australischen Hoch-
schulwesens dürfte damit nicht nur durch bessere Qualifikation der Be-
schäftigten eine allgemeine positive Wirkung auf die Wirtschaft gehabt 
haben, die Serviceleistung ‚höhere Bildung’ ist selbst zu einem Marken-
produkt geworden. Es belegt mit daraus erzeugten 4 Mrd. Australischen 
Dollar Einnahmen von ausländischen Studierende einen vorderen Platz 
bei den Exportdienstleistungen (Dierkes/Merkens 2002). Fazit: wenn man 
nach einer neueren Erfolgsgeschichte des Umbaus eines früher unterfi-
nanzierten und unterdimensionierten Hochschulsystems sucht, ist Austra-
lien sicher keine schlechte Wahl.  
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3 Ein anderslautendes Statement aus der grünen Bundestagsfraktion, das bei den neunziger 
Jahren nur ein Anwachsen ausländischer, aber einen Rückgang australischer Studierender 
sieht, beruht auf einer Fehlinterpretation einer Ausarbeitung zur Studierendenstatistik (Sa-
ger 2004). Die zugrundeliegende Quelle selbst nennt ausdrücklich einen absoluten Anstieg 
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angehöriger an allen Eingeschriebenen abgenommen. 
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Gestaltungsgrundsätze für Bachelor- und 
Master-Studiengänge  
Das Modell der Universität Halle-Wittenberg 

 
 
 
 
 

Im Dezember 2003 hat der Akademi-
sche Senat der Universität Halle-Witten-
berg den Grundsatzbeschluss gefällt: Die 
Martin-Luther-Universität wird 2006 Ba-
chelor- und Master-Studiengänge einfüh-
ren – und zwar (wie es in dem Be-
schluss heißt) „in allen dafür geeigneten 

Bereichen“. Gleichzeitig wurde das Prorektorat fü

rtin Winter 
Halle-Wittenberg 

r Studium und Lehre 
dam

nen die Kompatibilität und Kombinierbarkeit der Studienfächer an der 

Ma

it beauftragt, für die Grundstruktur des neuen Studiensystems Eck-
werte zu erarbeiten. 

Diese „Eckwerte zur Modularisierung und gestuften Studienstruktur“ 
sollen die formalen Prinzipien zur Gestaltung der neuen Studiengänge 
Bachelor und Master an der Universität festlegen. Die Überlegung dabei 
war: Nur wenn ein universitätsweit gemeinsamer Rahmen vorliegt, kön-

gesamten Universität gewährleistet werden. Das heißt: Nur eine gewisse 
Standardisierung der formalen Strukturen gibt den Studierenden die Mög-
lichkeit, die vielfältigen Studienangebote der Universität flexibel zu wäh-
len. Dieser von der Universität gesetzte Rahmen hat sich wiederum in-
nerhalb der Vorgaben der Kultusministerkonferenz und des Akkreditie-
rungsrates zu bewegen – ein wichtiges Argument, um die neuen Studien-
gänge akkreditierungsfähig zu gestalten.  
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in den Fachbe-
reic

ionen“ (ASQ) werden zentral angeboten 
(vo

Die erste Fassung der Eckwerte stammt aus dem Institut für Hoch-
schulforschung HoF Wittenberg. Der Autor legte dem Prorektor der Uni-
versität Halle-Wittenberg, Wolfgang Schenkluhn, das Konzeptpapier im 
März  2003  vor  und  begleitete  dann  auch  die  weitere  Diskussion und 
Überarbeitung des Entwurfs. Nach einer Abstimmungsphase wurde der 
modifizierte Text in einer Arbeitsgruppe des Prorektors aus Mitgliedern 
der Senatskommission für Studium und Lehre1 intensiv diskutiert und 
weiter entwickelt. In einem nächsten Schritt wurde der in vielen Details 
geänderte Entwurf dann in der Senatskommission sowie 

hen und Instituten der Universität erörtert. Etliche Hinweise aus den 
Fächern konnten in die Beschlussvorlage aufgenommen werden. In der 
Sitzung am 14. Juli 2004 fand das Eckwertepapier dann auch die Zu-
stimmung des Akademischen Senats; die Eckwerte zur Modularisierung 
und zur gestuften Studienstruktur wurden beschlossen.  

Was wird nun in den Eckwerten geregelt? In erster Linie enthält das 
Papier gewisse formale Standardisierungen hinsichtlich des Studien-
aufbaus; die sechs wichtigsten Punkte sind: 

1. Gesamtstudiendauer: Das Bachelor-Studium umfasst insgesamt 180 
Leistungspunkte (LP); dies entspricht sechs Semestern Regelstudienzeit. 
(Ein Leistungspunkt entspricht 30 Stunden studentischer Arbeitszeit.) Das 
Masterstudium weist insgesamt 120 LP auf, also vier Semester Regel-
studienzeit. Der weiterbildende, berufsbezogene Master kann auch nur 60 
LP, also zwei Semester umfassen. 

2. Drei Varianten des Bachelor-Studiums sind möglich: Studiengänge mit 
einem Fach (180 LP), Studiengänge mit zwei gleichgewichtigen Fächern 
(90 LP pro Fach) und Studiengänge mit einem großen und einem kleinen 
Fach (120 LP und 60 LP). 

3. Vermittlung von Schlüsselqualifikationen: Es wird zwischen zentral an-
gebotenen allgemeinen Schlüsselqualifikationen (ASQ) und in den Fä-
chern angebotenen Schlüsselqualifikationen (FSQ) unterschieden. Die 
„Allgemeinen Schlüsselqualifikat

m Medienkompetenzzentrum, vom Sprachenzentrum und vom Institut 

                                                           
1 Der Arbeitsgruppe Bachelor/Master gehörten an: der Prorektor Wolfgang Schenkluhn, die 
Mitglieder der Senatskommission Wolfgang Auhagen, François Bertemes, Markus Pietzsch, 
Susanne Schüttemeyer und die Mitarbeiter/innen vom HoF Wittenberg Antonia Kupfer und 
Martin Winter. 
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ge ist für 
en Erfolg des Umstrukturierungsprozesses von herausragender Bedeu-

 Erst müssen die Eckwerte auf Universitätsebene gelten und dann 
konkrete Umsetzung in Studienordnungen auf Fachbereichs-

 
str
bei  die Fachbereiche und 
Institute.  

Sowohl bei der Konzeption der Eckwerte als auch bei der Umsetzung 

für Sprechwissenschaft und Phonetik). Die Vermittlung der FSQ wird von 
den Fächern selbst übernommen und steht damit in einem engen inhaltli-
chen Zusammenhang mit dem fachwissenschaftlichen Studium. ASQ wie 
FSQ haben jeweils ein Volumen von zehn Leistungspunkten. 

4. Der Master-Studiengang besteht entweder aus einem oder zwei Stu-
dienfächern: Bei den 2-Fach-Studiengängen sind im ersten Fach 75 LP 
(davon 30 oder 15 LP für die Abschlussarbeit), im zweiten 45 LP vorge-
sehen. Bei den 1-Fach-Studiengängen weist die Abschlussarbeit ebenfalls
30 oder 15 LP der insgesamt 120 LP auf. 

5. Es gibt zwei Standardgrößen für Module: fünf LP (dies entspricht 150 
Arbeitsstunden, knapp vier Wochen) und zehn LP (dies entspricht 300
Arbeitsstunden, knapp acht Wochen). Größere Module weisen immer ein 
Vielfaches von fünf LP auf.  

6. Die Prüfungen werden strikt studienbegleitend durchgeführt und sind 
modulbezogen. Sie können in allen denkbaren Formen durchgeführt wer-
den: Klausur, mündliche Abfrage, Hausarbeit, Referat, Protokolle etc.  

Da nun die Universität die gemeinsame Eckwerte formuliert hat, sind im 
nächsten Schritt die Fachbereiche und Institute an der Reihe, im Rahmen 
dieser formalen Vorgaben inhaltliche Vorstellungen zu den neuen Stu-
diengängen zu entwickeln und zu realisieren. Diese Reihenfol
d
tung:
kann die 
ebene erfolgen! Hier haben die Eckwerte für die Universität nicht nur eine

ukturierende Funktion, sondern sie dienen auch als Orientierungshilfe 
 der Gestaltung der neuen Studienangebote für

in die neuen Studiengänge wird die Universität von Mitarbeiter/innen des 
Instituts für Hochschulforschung HoF Wittenberg unterstützt; in enger 
Anbindung an das Prorektorat wird eine Koordinationsstelle eingerichtet, 
die diesen Umstellungsprozess begleitet. 



die hochschule 2/2004 140 

L

 

Au  

ein
de en (Akkreditierungs-
ge
Ko
lin chulraumes bis zum Jahre 

ve erung. Auf seiner 
 

Pr  

fü gaben für die 

be

wi , die vielfältigen Studienangebo-

zu

ve ngestrebt wird – eröffnet wei-

ge: zum einen folgen sie den gesetzlichen Vorgaben des Hochschulrah-

Eckwerte zur Modularisierung und zur 
gestuften Studienstruktur an der Martin-

uther-Universität Halle-Wittenberg 
Beschluss des Akademischen Senats vom 14. Juli 2004  

 
 
 

 
Ausgangslage 

 
f der Konferenz europäischer Bildungsminister 1999 in Bologna wurde

die Schaffung eines zweistufigen Systems von Studienabschlüssen ver-
bart, das durch Einführung eines Leistungspunktesystems (ECTS-Mo-

ll) und flankiert von Qualitätssicherungsmaßnahm
danke) zu einem europaweit gültigen Studiensystem führen soll. Die 
nferenz europäischer Bildungsminister am 19. September 2003 in Ber-
 hat die Schaffung eines europäischen Hochs

2010 bestätigt und den Umsetzungsdruck erhöht. Die Martin-Luther-Uni-
rsität Halle-Wittenberg stellt sich dieser Herausford

Sitzung am 17.12.2003 hat der Akademische Senat beschlossen, sich am
ozess der Einführung des zweistufigen Studiensystems in allen dafür

geeigneten Bereichen zu beteiligten. Gleichzeitig hat er das Prorektorat 
r Studium und Lehre beauftragt, verbindliche Rahmenvor

Einführung gestufter Studiengänge zu erarbeiten. 
Um Kompatibilität und Kombinierbarkeit der Studienfächer im Rah-

men der gestuften Studiengänge zu gewährleisten, sind derartige Vorga-
n (im Folgenden auch Eckwerte genannt) für die gesamte Universität 

notwendig. Nur wenn ein universitätsweit geltender Rahmen eingehalten 
rd, haben die Studierenden die Chance

te der Universität ihren individuellen Interessen gemäß auszuwählen und 
sammenzustellen. Dies gilt auch für die Universitäten im mitteldeut-

schen Verbund: Eine enge Abstimmung – so wie sie mit den Partneruni-
rsitäten Jena und insbesondere Leipzig a

tere attraktive Studienoptionen in der Region. 
Die in diesem Papier vorgestellten Eckwerte haben folgende Grund-

la
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engesetzes vom August 2002 (insbesondere § 19) und des neuen Hoch-
chulgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt vom 13. Mai 2004 (insbeson-

dere § 9); zum anderen bewegen sie sich innerhalb der Rahmenvorgaben 
der Kultusministerkonferenz (KMK)1 und des Akkreditierungsrats2. Da-
mit wird auch gewährleistet, dass die neu eingeführten Studiengänge akk-
reditierungsfähig sind. Die Rahmenvorgaben von KMK und Akkre-
ditierungsrat wiederum basieren auf den Kommuniqués der Europäischen 
Bildungsminister und insbesondere den Regelungen zum ECTS3.  
 
Grundsätze 

 
Die konzeptionellen Überlegungen, die den Eckwerten zur Modulari-
sierung und zur gestuften Studienstruktur zugrunde liegen, werden von 
drei allgemeinen Prinzipien geleitet:  

                                                          

m
s

 
1 Die relevanten Beschlüsse der Kultusministerkonferenz im Einzelnen: 
– Beschluss der KMK vom 15.09.2000: Rahmenvorgaben für die Einführung von Leis-

tungspunktesystemen und die Modularisierung von Studiengängen.  
http://www.kultusministerkonferenz.de/doc/beschl/module.pdf; 

– Beschluss der KMK vom 01.03.2002: Künftige Entwicklung der länder- und hochschul-
übergreifenden Qualitätssicherung in Deutschland. 
http://www.akkreditierungsrat.de/KMK_Qualitaetssicherung.pdf; 

– Beschluss der KMK vom 12.06.2003: 10 Thesen zur Bachelor- und Masterstruktur in 
Deutschland.  
http://www.kmk.org/doc/beschl/BMThesen.pdf; 

– Beschluss der KMK vom 10.10.2003: Ländergemeinsame Strukturvorgaben der KMK 
gemäß § 9 Abs. 2 HRG für die Akkreditierung von Bachelor- und Masterstudiengängen. 
http://www.kmk.org/hschule/strukvorgaben.pdf. 

2 Die Beschlüsse des Akkreditierungsrats:  http://www.akkreditierungsrat.de/beschlues-
se.htm. Im Einzelnen: 
– Akkreditierung von Akkreditierungsagenturen und Akkreditierung von Studiengängen 

mit den Abschlüssen Bachelor/Bakkalaureus und Master/Magister – Mindeststandards 
und Kriterien. 30.11.1999. http://www.akkreditierungsrat.de/kriterien.htm;  

– Leitfaden für Gutachter/-innen in Akkreditierungsverfahren (verabschiedet am 20. Juni 
2001). http://www.akkreditierungsrat.de/gutachterleitfaden.htm; 

– Referenzrahmen für Bachelor-/Bakkalaureus- und Master-/Magister-Studiengänge, verab-
schiedet im Rahmen der 18. Sitzung des Akkreditierungsrates am 20. Juni 2001. 
http://www.akkreditierungsrat.de/referenzrahmen.htm. 

3 Siehe: http://europa.eu.int/comm/education/programmes/socrates/ects_de.html. 
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nd Universitätsverträglichkeit  
 

De harakter und die Besonderheiten des universitären Studiums müssen 
in r neuen Studienstruktur gewahrt bleiben. Ein wesentliches Ziel der 
Neustrukturierung ist deshalb die „Universitätsverträglichkeit“. Sie ist zu-
gleich ein Element der Profilierung und hebt das universitäre Studium 
vom studium ab. Das Bestehen auf einem universitären 

rgu-
ität Halle-Wittenberg genutzt wer-

tudiengänge auf fol-
gende drei Punkte zu achten:  
– uf eine enge Verbindung von Forschung und Lehre als dem Charak-

ristikum von Universität, 
– uf die Vermittlung wissenschaftlicher Methoden und Denkweisen,  
– uf eine Ausrichtung des Stud

eißen: die Erlan

 
2.  Nutzen aller Chancen d

Wahrung von Kontinuitä
 

nverbleib, aktiv anzugehen. Insbesondere zwingt die 
Ne

 und wirken sich 

1.   Universitärer Anspruch u

r C
de

 Fachhochschul
Anspruch bei der Neugestaltung der Studienstruktur soll auch als A
ment für ein Studium an der Univers
den. 

m Einzelnen ist bei der Gestaltung der neuen SI

a
te
a
a iums auf Bildung anstatt auf bloße Aus-

gung von Berufsfähigkeit, nicht von Be-

er Studienreform bei gleichzeitiger 
t und Bewährtem 

Die Umstrukturierung des Studiensystems bietet die Chance, viele Pro-
bleme des universitären Studiums, wie massiver Studienabbruch und un-
geklärter Absolvente

bildung, soll h
rufsfertigkeit. 

ukonzeption von Studiengängen dazu, sich über die Ziele des Studiums 
insgesamt, die Ziele der Studienfächer und die Ziele der einzelnen Lehr-
veranstaltungen Gedanken zu machen. Das Studium in der neuen Struktur 
wird stärker aus der Perspektive der Lernenden betrachtet. Die Studien-
ziele werden über den angestrebten Kompetenzerwerb definiert. Hierin 
liegt das eigentliche studienreformerische Moment der neuen Studiengän-
ge, das es zu nutzen gilt. 

Allerdings sollte die Reformbereitschaft der Universität angesichts 
ständiger Debatten um die Hochschulstruktur des Landes und angesichts 
permanenter Mittelkürzungen nicht überreizt werden. Ein Umbau der 
Studienstruktur geht nur mit den Universitätsangehörigen und erfordert 
Akzeptanz. Zu radikale Wechsel erzeugen Reformstress
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neg

 

die

le Fächer der Universität mit 

aben, kann von diesem Fach am bes-

u Studien- und Prüfungsordnungen. Die vor-

 

ativ auf Studium, Lehre und Forschung aus. So werden die Bemühun-
gen nur erfolgreich sein, wenn sich die Universitätsangehörigen diesen 
Reformen auch anschließen. Die neue Studienstruktur kann jedoch dazu 
beitragen, das Studienangebot auf die vorhandenen Kapazitäten abzu-
stimmen.  

 
3.  Größtmögliche Flexibilität bei der Studienganggestaltung 

und bei der Fächerwahl durch die Studierenden 
 

Freiheit im Studienangebot und Freiheit in der Studiennachfrage stehen in
einem gewissen Spannungsverhältnis zueinander, das es auszutarieren 
gilt:  

Auf der einen Seite müssen die Eckwerte als Rahmenvorgabe für 
künftige Studienordnungen so weit wie möglich gefasst werden, damit 

 Fächer einen möglichst großen Spielraum bei der Studiengangskon-
zeption erhalten: das bedeutet Flexibilität. Der Gestaltungsspielraum ist 
auch deshalb wichtig, weil sich möglichst al
ihren Besonderheiten in diesem Modell wiederfinden müssen.  

Auf der anderen Seite erhält man Flexibilität bei der Fächerwahl nur 
durch eine weitgehende Standardisierung der formalen Studienstrukturen. 
Erst dadurch wird eine vielfältige Kombinierbarkeit erreicht. Dabei ist zu 
betonen: Formale Eckwerte sind keine inhaltlichen Vorgaben. Was Stu-
dierende eines Fachs zu studieren h
ten selbst beantwortet werden. 

Auf diesen drei Prinzipien basieren die folgenden Eckwerte zur Mo-
dularisierung und zur neuen Studienstruktur. Gemäß § 67, Absatz 2 des 
Hochschulgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt beschließt der Senat „all-
gemeine Bestimmungen“ z
liegenden Eckwerte sind in diesem Sinne als universitätsweit geltende 
Vorgaben zu betrachten. Gleichzeitig wird mit diesen „allgemeinen Be-
stimmungen“ das Gebot des Hochschulgesetzes (§ 13, Absatz 1) zur 
„Einheitlichkeit und Gleichwertigkeit von Hochschulprüfungen“ erfüllt. 
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n 

Modulstruktur und Leistungspunktesystem 

Definition 
eines Moduls 

Module bilden die Bausteine eines Studienprogramms. Sie 
sind inhaltlich und zeitlich abgeschlossene Lehr- und Lern-
einheiten. Sie bestehen nicht nur aus den zu besuchende
Lehrveranstaltungen, sondern umfassen auch die zu erbrin-
genden Studienleistungen im Kontext dieser Lehrveranstal-
tungen. 
Module können aus verschiedenen Lehr- und Lernformen be-
stehen (Vorlesung, Übung, Seminar, Projektseminar, Selbst-
studium, Projektarbeit etc.). 
Der Zweck der Modularisierung des Studiums besteht vor al-
lem darin, die Lern- und Lehrziele für jedes einzelne Modul 
explizit zu definieren. 
Abschlussarbeiten und Praktika4 bilden eigene Module. 

Volumen ei- Das Volumen der Module bestimmt sich über den Arbeits-
nes Moduls aufwand der Studierenden (auch Workload genannt). 

Definition 
von Leis-

Pro Studienjahr (zwei Semester) stehen max. 1800 Arbeits-
stunden zur Verfügung (40 Stunden/Woche, 45 Wochen), die 

tungspunkten 
(sog. „cre-
dits“, abge-
kürzt LP) 

über ein Leistungspunktesystem (ECTS) abgerechnet werden. 
1 Leistungspunkt (LP) entspricht dem Arbeitsaufwand von 
30 Stunden. Pro Semester sind 900 Arbeitsstunden zu veran-
schlagen; das entspricht 30 Leistungspunkten. 
Unter studentischen Arbeitsaufwand fällt: der Besuch von 
Veranstaltungen (dies entspricht dem Kontaktstudium), die 
Vor- und Nachbereitungszeiten, Praktika, die Prüfungsvorbe-
reitung, das Anfertigen von Referaten, Haus- und Projekt-
arbeiten und der Abschlussarbeit (dies entspricht dem Selbst-
studium). 

Vergabe von 
Leistungs-

Leistungspunkte werden nur vergeben, wenn die geforderte 
5

pu
Prüfungsleistung auch tatsächlich erbracht worden ist.  

nkten 
Verhältnis 
von Lehrleis-
tung in SWS 
und studenti-
schem Ar-
beitsaufwand 
i LP

Es gibt keinen festen Umrechnungskurs zwischen herkömm-
lichen Semesterwochenstunden (SWS) und Leistungspunkten 
(LP). Das Verhältnis ist vielmehr abhängig von der jeweili-
gen Veranstaltungsform, von den Anteilen, die ein Modul an 
Kontaktzeiten und Zeiten des Selbststudiums aufweist. 
Der Besuch einer Lehrveranstaltung mit 1 SWS (= 45 min) 

                                                           
4 Zur Definition eines Praktikums siehe Abschnitt „Struktur des Bachelor-Studiengangs“. 
5 Zur Definition einer Prüfungsleistung siehe Abschnitt „Prüfung und Notenvergabe“. 
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Eine Vorle-
 30 Stun-

in LP wird als volle Stunde Arbeitsaufwand verrechnet. 
sung (= 2 SWS x 15 Wochen) entspricht folglich ca.
den Kontaktzeit. 

Modul- Es gibt zwei Standardgrößen für Module: 
größen spricht 150 Arbeitsstunden, knapp 4 Wochen) und 10 L

5 LP (dies ent-
P. In 

begründeten Ausnahmefällen kann ein Modul zwischen 5 
und 10 LP aufweisen, um so unterschiedlichen Leistungsan-
forderungen der Fächer gerecht zu werden.  
Größere Module weisen immer ein Vielfaches von 5 LP auf. 
Sie finden unter anderem für Praktika, Exkursionen und Ab-
schlussarbeiten Verwendung. 

ind nur ganze Leistungspunkte zu vergeben. Es s

Dauer eines  
Moduls 

Ein Modul erstreckt sich in der Regel auf ein Semester, ma-
ximal sind zwei Semester möglich. 

Formen von  
Modulen 

Es gibt drei Grundformen:  
– Pflichtmodule: diese haben alle Studierenden zu belegen; 
– Wahlpflichtmodule: die Studierenden können innerhalb 

eines thematisch eingegrenzten Bereichs auswählen; 
– Wahlmodule: die Studierenden haben die freie Auswahl 

innerhalb des Modulangebots des Fachs. 
Die Anzahl und die innere Ausgestaltung der verschiedenen 
Modulformen wird in den jeweiligen fachspezifischen Be-
stimmungen geregelt. 
Ein angebotenes Modul kann je nach fachspezifischen Be-
stimmungen6 als Pflicht-, als Wahlpflicht- wie auch als 
Wahlmodul belegt werden. 

Ausgestal- Die inhaltliche Ausgestaltung des M
tu

oduls obliegt dem oder 
ng der 

Module 
den Lehrenden. Die jeweiligen fachspezifischen Bestimmun-
gen7 geben dafür einen Rahmen vor.  
Sie legen fest, welche Prüfungsleistungen vom Studierenden 
in den Modulen abverlangt werden. In den fachspezifischen 
Bestimmungen kann ferner festgelegt werden, welche Lehr- 
und Lernformen zur Anwendung kommen und wie das Ver-
hältnis von Kontakt- und Selbststudium beschaffen sein soll.  
Die Ausgestaltung des Moduls wird in der Modulbe-
schreibung (in Anlehnung an die KMK-Rahmenvorgaben8) 
fixiert. 

                                                           
 Zur Definition der fachspezifischen Bestimmungen siehe Abschnitt „Gesamtstudienstruk-

tur“. 
6
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Bescheini-
gung eines 
Moduls 

Die Vorgaben werden universitätseinheitlich gestaltet.9 

Verantwor-
tung für Mo-
dule 

Für die Organisation eines Modul ist jeweils ein Lehren-
der/eine Lehrende zuständig. Ob weitere Lehrende zur 
Durchführung des Moduls hinzugezogen werden (das Modul 
beispielsweise interdisziplinären Charakter erhalten soll), 
liegt in der Verantwortung des Anbieters dieses Modul. Für 
den Inhalt einer Lehrveranstaltung ist der betreffende Leh-
rende verantwortlich. 

 

Gesamtstudienstruktur 

anzahl der 
Leistungs-
punkte 

Das Masterstudium weist insgesamt 120 LP auf; dies entspricht 
4 Semestern Regelstudienzeit. 
Der weiterbildende, berufsbezogene Master kann auch nur 60 
LP, also zwei Semester umfassen. 

Regelstu-
dienzeit und 
Gesamt-

Das Bachelor-Studium umfasst insgesamt 180 LP; dies ent-
spricht 6 Semestern Regelstudienzeit. 

Studien- Studienbeginn ist für den Bachelor-Studiengang in der Regel im 
beginn Wintersemester. In begründeten Ausnahmefällen kann in einem 

                                                                                                                       
7 Gesamtstudienstruktur“. 

p
h

– ualifikationsziele des Moduls (Zielgruppen und Zielbegründung), 
– 

– 
– nkten,  

senen Teilnehmer, 

– 
– 

– 
– Hochschule, Matrikelnummer,  

– 
– smodalität, Datum der Leistung/ 

Zur Definition der fachspezifischen Bestimmungen s. Abschnitt „
8 Beschluss der KMK vom 15.09.2000: Rahmenvorgaben für die Einführung von Leistungs-

unktesystemen und die Modularisierung von Studiengängen.  
ttp://www.kultusministerkonferenz.de/doc/beschl/module.pdf. 

Elemente der KMK-Modulbeschreibung sind: 
Inhalte und Q
Ziele der Einzelelemente/ Veranstaltungen, 

– Lehr- und Lernformen, 
Voraussetzungen für die Teilnahme, 
Voraussetzung für die Vergabe von Leistungspu

– Verwendbarkeit des Moduls in welchen Studiengängen, 
– Zeitlicher Arbeitsaufwand des Teilnehmers, 
– Anzahl der zugelas
– Leistungspunkte und Noten, Formen und Umfang der Prüfungen,  

Häufigkeit des Angebots von Modulen (Angebotsturnus), 
Dauer der Module. 

9 Dazu zählen u.a. folgende Angaben:  
Name, Geburtsdatum und -ort,  

– Studiengang, Studienfächer, 
Bezeichnung des Moduls, Veranstaltungsform/en, Prüfer/Dozent, 
Leistungspunkte, Note, Leistungsform bzw. Prüfung
Prüfung. 
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egon-
nen werden. 
1-Fach-Bachelor-Studiengang auch im Sommersemester b

Ein Master-Studiengang kann sowohl im Wintersemester als 
auch im Sommersemester begonnen werden. 

Allgemeine 
Studien- und 
Prüfungs-
ordnung für 
das Bache-
lor-Master-
Studium 

Anhand der Eckwerte wird eine „Allgemeine Studien- und Prü-
fungsordnung für das Bachelor-Master-Studium“ entwickelt. 
Diese bildet den Rahmen für die einzelnen „fachspezifischen Be-
stimmungen“.  

 
Fa

dere,  

 
 

oder 20 LP),  
d) welche Modulnoten in die Studienfachnote eingehen11 und  
e) welche Zugangsvoraussetzungen für den Master-Studiengang 

chspezifi-
sche Be-

Jedes Studienfach regelt in seinen fachspezifischen Bestim-
mungen insbeson

stimmungen a) welche Bachelor- und Master Studienvarianten angeboten 
werden,  
b) welche Module (Pflicht-, Wahlpflicht- und Wahlmodule) in
welcher Reihenfolge mit wie viel Leistungspunkten (Standard: 5
oder 10 LP) zu belegen sind10,  
c) wie viele Leistungspunkte das Praktikum aufweisen soll (5, 
10, 15 

des Fachs zu erfüllen sind.12 
Defini
Studienfach 

issenschaftliche Dis-
ziplin, sondern auch als Studienprogramm definiert werden. 

tion  Ein Studienfach soll hier nicht nur als w

Ein Studienfach im Sinne dieser Eckwerte kann also auch in-
terdisziplinär angelegt sein. 

                                                           
10 Zur Ausgestaltung der Module siehe Abschnitt „Modulstruktur und Leistungspunktesys-
tem“. 
11 Hierzu siehe Abschnitt „Prüfungen und Notenvergabe“, Unterpunkt „Ausgestaltung der 
Module“. 
12 Siehe Abschnitt „Zugang zum Masterstudium“. 
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Definition 
von Schlüs-
selqualifika-
tionen 

Die Definition von Schlüsselqualifikationen orientiert sich an 
den Empfehlungen des Wissenschaftsrates13.  
In der Studienstruktur der Universität Halle-Wittenberg wird 
zwischen zentral und in den Fächern angebotenen Schlüssel-
qualifikationen unterschieden.  
Zu den zentral angebotenen allgemeinen Schlüsselqualifika-

– Techniken der Präsentation und Argumentation, des 
Schreibens und des Redens, 

tionen (ASQ) zählen: 
– Fremdsprachen, 

– Medienkompetenzen. 

Teilzeitstu-
dium 

Gemäß der gesetzlichen Grundlage (§ 9 I Landeshochschul-
gesetz LSA) ist es möglich, das gestufte Studienprogramm 
als Teilzeitstudium einzurichten. 

Lehramt an 
Sekundar-
schulen so-
wie an Gym-
nasien (Vor-
schlag der 

Sollte das Lehramtsstudium in eine gestufte Struktur umge-
wandelt werden, bietet sich für das Lehramt an Sekundar-
schulen und an Gymnasien folgender Vorschlag an: In der 
Bachelor-Phase werden zwei Fächer à 90 LP14 studiert. Im 
Anschluss folgt ein viersemestriger Master. 

Universität) 
 

Struktur des Bachelor-Studiengangs  

Grundstruk-
tur  

Der Bachelor-Studiengang besteht aus einem oder zwei Stu-
dienfächern (180, 120

 
, 90, 60 LP).  

 
 
 

In dem Leistungspunktevolumen des Studienfachs bzw. der 
Studienfächer sind die Abschlussarbeit (10 LP), das Prakti-
kum/die Praktika (5, 10, 15, 20 LP), der allgemeine SQ-
Bereich (ASQ: 10 LP) und der fachspezifische SQ-Bereich 
(FSQ: 10 LP) enthalten und werden in den fachspezifischen 
Bestimmungen geregelt. 

                                                           
13 „Kommunikations- und Teamfähigkeit, Präsentations- und Moderationstechniken, der 

mgang mit modernen Informationstechnologien, interkulturelle Kompetenzen und Fremd-
rachenkenntnisse, die Fähigkeit, Wissen und Informationen zu verdichten und zu struktu-

eren sowie eigenverantwortlich weiter zu lernen“ (Wissenschaftsrat 2000: Empfehlungen 
r Einführung neuer Studienstrukturen und -abschlüsse (Bakkalaureus/Bachelor – 
agister/Master) in Deutschland. Berlin, S. 22). 

 Siehe Abschnitt „Struktur des Bachelor-Studiengangs“. 

U
sp
ri
zu
M
14
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achelor-Studiengänge 
angeboten werden. 

 ASQ,  

5 LP FSQ), 
– Studiengänge mit einem großen und einem kleinen Fach 

Studienfach/  Es können 1-Fach und/oder 2-Fach-B
Studien-
fächer Drei Varianten sind möglich: 

– Studiengänge mit einem Fach (180 LP, davon  
10 LP Abschlussarbeit,  
5, 10, 15 oder 20 LP Praktikum,  
10 LP
10 LP FSQ), 

– Studiengänge mit zwei gleichgewichtigen Fächern (90 LP 
pro Fach, davon pro Fach:  
10 LP Abschlussarbeit (in einem der beiden Fächer),  
5 oder 10 LP Praktikum,  
5 LP ASQ,  

(120 LP und 60 LP).  
im 120er Fach:  
10 LP Abschlussarbeit,  
5, 10 oder 15 LP Praktikum,  
10 LP ASQ,  
10 LP FSQ, 
im 60er-Fach: keine Abschlussarbeit, kein Praktikum, kei-
ne ASQ und FSQ.  

Kombina-
tionsmög-
lichkeiten  

Im Rahmen des Studienangebots herrscht freie Studienfach-
wahl.  
Nur in begründeten Einzelfällen darf ein Fach (in seinen 
fachspezifischen Bestimmungen) bestimmte Vorgaben ma-
chen, mit welchen anderen Fächern das Fach studiert werden 
darf.  
Im Rahmen der Studienberatung können Empfehlungen gege-
ben werden, welche Kombinationen sinnvoll erscheinen. 

Unterteilung 

en 

Es gibt keine Vorgaben hinsichtlich einer Unterteilung inner-
in Studien-
phas

halb der Bachelor-Studienfächer in Studienphasen. 

Allgemeine 
Schlüssel-
qualifikatio-
nen (ASQ) 

Veranstaltungen zum Erwerb der allgemeinen Schlüsselqua-
lifikationen (ASQ) werden von zentraler Stelle angeboten. 
Insgesamt sind 10 Leistungspunkte zu erbringen. 
Das Angebot wird in der Allgemeinen Studien- und Prü-
fungsordnung geregelt. In den fachspezifischen Bestimmun-

-gen können im Rahmen des Angebots Empfehlungen ausge
sprochen werden, welche Module von den Studierenden ihres 
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it einem Volumen von 5 LP geben.  

Faches besucht werden sollten. 180er- und 120er-Fächer kön-
nen Empfehlungen zu Modulen mit einem Volumen von 10 
LP, 90er-Fächer m

Fachspe
sche Sch

zifi-
lüs-

selqualifika-
tionen (FSQ) 

ittlung von FSQ 

ittlung von FSQ vorzusehen. 
alifikationen 

ntscheidung ist abhän-
der Fachspezifik der Qualifikatio-

In den Studiengängen mit einem Fach sind 10 der 180 LP für 
die Vermittlung von fachspezifischen Schlüsselqualifikationen 
(FSQ) vorzusehen. 
In den Studiengängen mit einem großen und einem kleinen 
Fach sind im 120er-Fach 10 LP für die Verm
vorzusehen. 
In Studiengängen mit zwei gleichgewichtigen Fächern sind je-
weils 5 LP der 90 LP für die Verm
Die Vermittlung von fachspezifischen Schlüsselqu
kann ein eigenes Modul bilden; sie kann aber auch im Rahmen 
eines anderen Moduls stattfinden. Diese E
gig vom Charakter und von 
nen.  
Die Regelung des Angebots der FSQ obliegt den jeweiligen 
fachspezifischen Bestimmungen. 

Auslands-
aufenthalt an n jeweiligen Fä-

 von der Länge des Praktikums – 

Im Auslandsstudium werden Leistungspunkte gesammelt, die 
 der Universität Halle-Wittenberg von de

chern angerechnet werden können. 
Auslandspraktika können länger als Inlandspraktika dauern; 
daher können – abhängig
zusätzlich alle 20 Leistungspunkte aus dem ASQ- und FSQ-
Bereich hierfür verwendet werden. 

Praktikum eldbezogene Lerneinheit, die in der 

achspezifischen Bestim-

tikum kann auch im Ausland absolviert werden (siehe 
oben). 

Ein Praktikum ist eine berufsf
Regel in einer universitätsexternen Einrichtung absolviert wird. 
Ein Praktikum bildet ein eigenes Modul. Dieses Modul ist Teil 
eines Studienfachs und wird in den f
mungen geregelt. 
In jedem Studienfach mit mehr als 60 LP sollte ein Praktikum 
als Pflichtmodul vorgesehen werden. Wenn ein Praktikum vor-
gesehen ist, dann umfasst es in einem 180er-Studienfach ein Vo-
lumen von 5, 10, 15 oder 20 LP (entspricht etwa 4, 8, 12 oder 16 
Wochen), in einem 120er Studienfach ein Volumen von 5, 10 
oder 15 LP, in einem 90er Studienfach 5 oder 10 LP.  
Das Prak

Abschluss- Eine Abschlussarbeit ist für das Bachelor-Studium obligatorisch. 
arbeit  Sie umfasst stets 10 LP (dies entspricht 300 Stunden, etwa 8 
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ungs-
punkten geschrieben werden.  
Damit im 2-Fach-Bachelor (90/90 LP) nicht zwei Abschluss-

loquiums und/oder eine Verteidigung 
mit beinhalten. Sie wird in den fachspezifischem Bestimmungen 
geregelt.  

Wochen). Sie kann nur in Fächern mit 90 oder mehr Leist

arbeiten zu schreiben sind, ist in den fachspezifischen Bestim-
mungen zu regeln, welche anderen Module im Wert des Moduls 
„Abschlussarbeit“ der Student belegen soll, der in seinem ande-
ren 90er-Fach die Abschlussarbeit schreiben möchte. Möglich ist 
hier auch eine Projektarbeit mit dem Volumen von 10 LP. 
Die Abschlussarbeit bildet ein eigenes Modul. Dieses Modul 
kann den Besuch eines Kol

 

Zugang zum

Zugang z
Bachelor-
Studium 

 Bachelor-Studiengang 

um 

 ln die fachspezifischen Be-
15

Die allgemeinen Zugangsvoraussetzungen regelt § 27 HSG 
LSA. 
Die besonderen Zugangsvoraussetzungen und Auswahlver-
fahren für die Studienfächer rege
stimmungen (gemäß § 27, Absatz 6 HSG LSA).  

Möglichkeit 
des Wechsels 
der Stu-

diengang in einen Bachelor-Studiengang können die Fachbe-
reiche und Fakultäten Regelungen treffen. 

dierenden 
von Magis-
ter/Diplom 
auf BA/MA  

Über den Wechsel von Studierenden von einem „alten“ Stu-

 

St uktur des Masterr -Studiengangs 

us einem oder aus zwei 
ition im Abschnitt „Ge-

 kann ein Studienfach auch als ein inter-
.  

16 ist in den fachspezifi-

Grund- Der Master-Studiengang besteht a
struktur  Studienfächern. Gemäß 
 samtstudienstruktur“

der Defin

disziplinäres Studienprogramm angelegt sein
Gemäß der Rahmenvorgaben der KMK
schen Bestimmungen festzulegen, ob es sich um einen konse-

                                                           
e, Bewerbungsgespräch, Eingangsprüfung. 

B rvorgaben der KMK 

http://www.kmk.org/hschule/strukvorgaben.pdf. 

15 Mögliche Kriterien sind: Abiturnot
16 eschluss der KMK vom 10.10.2003: Ländergemeinsame Struktu
gemäß § 9 Abs. 2 HRG für die Akkreditierung von Bachelor- und Masterstudiengängen. 
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diengang handelt20. Damit verknüpft ist die 
21

ypen „stärker an-
wendungsorientiert“ und „stärker forschungsorientiert“ zu dif-

kutiven17, nicht-konsekutiven18 oder weiterbildend/berufsbe-
zogen19 Master-Stu
Frage der Definition der Zugangsvoraussetzungen. Ferner 
sind Master-Studiengänge nach den Profilt

ferenzieren. 

Studienfach/ 
Studien-
fächer 

Zwei Varianten sind möglich: 
– Studiengänge mit einem Fach (120 LP); davon sind 15 o-

der 30 LP für die Abschlussarbeit vorgesehen, 
– Studiengänge mit zwei Fächern (75 LP und 45 LP). Das 

75er-Fach umfasst auch die Abschlussarbeit mit 15 oder 

fsbezogene Master-Studiengang kann 
30 LP. 

Der weiterbildende/beru
auch zweisemestrig mit insgesamt 60 LP angelegt sein.  

Abschluss-
arbeit 

h eines Kolloquiums und/ oder 

t wird in den fachspezifischen Bestim-

sst im viersemestrigen Master-
Studiengang 15 oder 30 LP. Das entspricht etwa 450 oder 

g umfasst 15 oder 20 LP. 

Eine Abschlussarbeit ist im Master-Studiengang obligato-
risch. Sie bildet ein eigenes Modul.  
Dieses Modul kann den Besuc
einer Verteidigung mit beinhalten. 
Die Abschlussarbei
mungen geregelt.  
Die Abschlussarbeit umfa

900 Stunden bzw. drei oder sechs Monaten Bearbeitungszeit.  
Die Abschlussarbeit im zweisemestrigen weiterbildenden/ 
berufsbezogenen Master-Studiengan

Schlüssel-
qualifikatio-
nen und 
Praktika 

Die explizite Integration der Vermittlung von Schlüsselqua-
lifikationen in ein Studienfach ist (im Gegensatz zum Bache-
lor) nicht obligatorisch.22 

                                                                                                                       
17 In der selben fachlichen Schiene weiterführend, zugleich fachvertiefend, wissenschaftlich 
ausgerichtet. 
18 Schwerpunktverlagernd, wissenschaftlich oder anwendungsbezogen definiert, interdiszi-
plinär. 
19 Aufbauend nach Berufseinstieg, Zusatzqualifikation, in der Regel anwendungsbezogen. 
20 Zu dieser Typologie siehe: Beschluss der KMK vom 10.10.2003: Ländergemeinsame 

asterstudiengängen. http://www.kmk.org/hschule/strukvorgaben.pdf. 

t werden Multiplikatorenmodelle: Master-Studenten geben Unterricht für BA-

Strukturvorgaben der KMK gemäß § 9 Abs. 2 HRG für die Akkreditierung von Bachelor- 
und M
21 Siehe Abschnitt „Zugang zum Master-Studiengang“. 
22 Angereg
Studenten und erhalten hierfür Leistungspunkte. 
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m

 Die allgemeinen Zugangsvoraussetzungen regelt § 27 HSG 

schluss eines Hochschulstu-
diums. 

r regeln die jeweilige fachspezifischen 
7, Absatz 7 HSG LSA). Entscheidend 

Zugang zu

Zugang zum
Master-
Studium 

 Master-Studiengang 

LSA. 
Grundvoraussetzung ist der Ab

Die Zugangsvoraussetzungen und Auswahlverfahren für die 
einzelnen Studienfäche
Bestimmungen (§ 2
hierbei ist auch, um welcher Art der Master es sich handelt 
(konsekutiv, nicht-konsekutiv, weiterbildend/berufsbezogen).  

 sind: Mögliche Zugangskriterien
– Art des Hochschulabschlusses, 
– Anzahl der Leistungspunkte in den jeweiligen Studienfä-

chern, 
– Hochschulabschlussnote, 
– Bewerbungsgespräch,  
– Eingangsprüfung, 
– Berufspraxis. 

 

Prüfungen und Notenvergabe 

Für die Modulprüfungsleistungen und im Studienabschluss-
zeugnis werden die deutschen Noten vergeben. Jede vergebe-

aben von KMK und ECTS23 
umgerechnet: 

 entspricht („sehr gut“)  

Notensystem  

ne Note wird gemäß der Vorg

1,0-1,5 entspricht A („hervorragend“)  
1,6-2,0  B 
2,1-3,0 entspricht C („gut“)  
3,1-3,5 entspricht D („befriedigend“)  
3,6-4,0 entspricht E („ausreichend“)  
4,1-5,0 entspricht F („nicht bestanden“) 

Prüfungs-
system 

Die Prüfungen werden strikt studienbegleitend durchgeführt 
und sind modulbezogen.  

                                                           
23 Siehe: http://europa.eu.int/comm/education/programmes/socrates/ects_de.html.  
Siehe: Beschluss der KMK vom 15.09.2000: Rahmenvorgaben für die Einführung von Leis-
tungspunktesystemen und die Modularisierung von Studiengängen.  
h .pdf. ttp://www.kultusministerkonferenz.de/doc/beschl/module



die hochschule 2/2004 154 

-
stung 

ündliche Abfrage, Hausarbeit, Referat, 
Definition 
einer Prü
fungslei

Prüfung können in allen denkbaren Formen durchgeführt 
werden: Klausur, m
Protokolle etc. 

Modalitäten 
der Modul-
prüfung 
 

belegt wer-
de
Leistungspunkte werden nach dem Kriterium Erfolg oder 
Nicht-Erfolg vergeben.  
Es sind in einem Modul sowohl Einzelleistungen als auch 

tun
Bei Nicht-Bestehen einer Teilprüfung ist nur diese zu wie-
derholen und nicht alle (bereits bestandenen) Teilprüfungen 
de

lun ezifischen Bestimmungen die Mög-
lic werden, das Modul (und seine Veranstal-
tun n. 
Be und Wiederholungsprüfung können unter-
schiedliche Prüfungsformen vorgesehen werden. 
Da
Au m; bei Wahlpflichtmodulen und 

Jedes Modul muss mit mindestens einer Prüfung 
n.  

Kombinationen von Prüfungsleistungen (Teilprüfungsleis-
gen) möglich. 

s Moduls. 
Es sind bei Nicht-Bestehen maximal zwei Wiederholungen 
der Prüfungsleistungen möglich. Vor der zweiten Wiederho-

g kann in den fachsp
hkeit eingeräumt 
gen) nochmals zu belege
i Erstprüfung 

s endgültige Nicht-Bestehen führt bei Pflichtmodulen zum 
sschluss vom Studiu

Wahlmodulen kann das Nicht-Bestehen durch ein erfolgreich 
absolviertes weiteres Wahlpflichtmodul ausgeglichen wer-
den. 

Benotung 
der Modul-
prüfung dienfachs und des Bachelor bzw. Master mit einflie-

ßen. 
-

verlangt, so setzt sich Gesamtnote eines Moduls aus diesen 

Eine Benotung der Prüfungsleistung in einem Modul ist nur 
für die Module zwingend, deren Benotung in die Gesamtnote 
des Stu

Werden in einem Modul mehrere Prüfungsleistungen ab

einzelnen Prüfungsleistungen, gewichtet nach dem Arbeits-
aufwand (in LP ausgedrückt), zusammen. 

Zeitpunkt der 
Modulprü-
fung 

Die Festlegung des Zeitpunkts des Leistungsnachweises und 
der Modulprüfung/en obliegt den jeweiligen fachspezifischen 

ilige Modul 
Bestimmungen.  
Sie kann dem Lehr-Verantwortlichen für das jewe
übertragen werden. Möglich sind:  
– am Ende des Moduls,  
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– am Ende einzelner Veranstaltungen, 
– während der Veranstaltungen. 

Studienfach-
note und Ge-
samtnote Diese errechnet sich wie folgt: Am Ende des Studiums wer-

falls gewichtet nach ihrem LP-Anteil). 

indestens ein Drittel der Leistungspunkteanzahl 

er Fach Module im Volumen von 40 LP,  

es eine Gesamt-Bachelor-

ach dem Anteil der Ge-

eit zusammen, gewichtet 

Für jedes Studienfach gibt es eine Gesamtnote (Studienfach-
note).  

den die Modul-Noten (gewichtet nach LP) zu einer Gesamt-
note zusammengerechnet. Dazu zählt auch die Note der Ab-
schlussarbeit (eben
Welche Module in die Gesamtnote mit einfließen, wird in 
den jeweiligen fachspezifischen Bestimmungen festgelegt.  
Es müssen m
des Studienfachs in die Gesamtnote mit einfließen:  
– im 180er Fach Module im Volumen von 60 LP,  
– im 120
– im 90er Fach Module im Volumen von 30 LP,  
– im 60er Fach Module im Volumen von 20 LP.  
Die Gewichtung der Einzelnoten bestimmt sich aus dem LP-
Anteil am Gesamt der miteinberechneten Module. 
Der allgemeine SQ-Bereich geht nicht in diese Studienfach-
note ein. Diese Module müssen nicht benotet werden. 
Neben der Studienfachnote gibt 
Note und eine Gesamt-Master-Note.  
Die Gesamt-Bachelor-Note setzt sich aus den einzelnen Stu-
dienfachnoten zusammen, gewichtet n
samtleistungspunktezahl der jeweiligen Fächer (180, 120, 90, 
60) . 
Die Gesamt-Master-Note setzt sich aus den einzelnen Stu-
dienfachnoten und der Abschlussarb
nach dem Anteil der Gesamtleistungspunktezahl der Fächer 
(90, 45) und der Abschlussarbeit (30). 

Dokumenta-
tion der Prü-
fungsleis-
tungen 
 
 

2. Zeugnisanhang (Diploma Supplement): Diese zusätzliche 

 Studien-
leistung. 

Drei Papiere bezeugen die Studienleistungen: 
1. Abschlusszeugnis (Nennung aller Module und Noten) 

Beschreibung des Abschlusszeugnisses informiert umfassend 
über die erbrachten Leistungen im Studium. 
3. Studien-Buch (Transcript of Records). Diese semester-
weise Auflistung aller bestandenen Modulprüfungen eines 
Studenten fungiert als Statusbericht zur individuelle
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Abschlüsse 

se 
  Sport, Sportwissen-

schaft, Sozialwissenschaft, Kunstwissen

Studienab-
schlüs

Die Abschlussbezeichnungen orientieren sich an den Rah-
menvorgaben der KMK24:  
„Sprach- und Kulturwissenschaften,

schaft: Bachelor of 

ce (M.Sc.) oder Bachelor of Engineering (B.Eng.), Ma-

er Bachelor of Science (B.Sc.), Master of Science 
(M.Sc); 
Rechtswissenschaften: Bachelor of Laws (LL.B), Master o

Arts (B.A.), Master of Arts (M.A.); 
Mathematik, Naturwissenschaften, Medizin, Agrar-, Forst- und 
Ernährungswissenschaften: Bachelor of Science (B.Sc.), Mas-
ter of Science (M.Sc.);  
Ingenieurwissenschaften: Bachelor of Science (B.Sc.), Master 
of Scien
ster of Engineering (M.Eng.); 
Wirtschaftswissenschaften nach der inhaltlichen Ausrichtung 
des Studiengangs: Bachelor of Arts (B.A.), Master of Arts 
(M.A.) od

f 

bezeichnung nach demjenigen Fachgebiet, dessen Be-
deutung im Studiengang überwiegt; bei den Ingenieurwis-

ind aus-

eichnungen 
abweichen (z.B. MBA).“ 
Über den Studienabschluss wird eine Urkunde ausgestellt. 

Laws (LL.M). 
Bei interdisziplinären Studiengängen richtet sich die Ab-
schluss

senschaften und den Wirtschaftswissenschaften richtet sie 
sich nach der inhaltlichen Ausrichtung des Studiengangs. 
Fachliche Zusätze zu den Abschlussbezeichnungen s
geschlossen. Für Weiterbildungsstudiengänge und nicht-
konsekutive Masterstudiengänge dürfen auch Mastergrade 
verwendet werden, die von den vorgenannten Bez

Äquivalenz-
bescheini-

Für einen Master-Abschluss wird eine Äquivalenzbeschei-
nigung (Diplom oder Magister) ausgestellt. 
 gungen 

 

                                                           
24 Beschluss der KMK vom 10.10.2003: Ländergemeinsame Strukturvorgaben der KMK ge-
mäß § 9 Abs. 2 HRG für die Akkreditierung von Bachelor- und Masterstudiengängen. 
http://www.kmk.org/hschule/strukvorgaben.pdf. 
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Geltungsber

1.  

eich der Eckwerte 

Die festgelegten Eckwerte gelten für alle gestuften Studien-
gänge der Universität 

2.  –Die bereits bestehenden gestuften Studiengänge werden  
soweit wie möglich – gemäß dieser Eckwerte angepasst. 

3.  ur Modularisierung sind für alle, also auch 
für die Diplom- und Magister-Studiengänge, ab dem Winter-

nd. 

Die Eckwerte z 25

semester 2006/2007 verpflichte

 

Der folgende P
gestaltung dar, er

 
Umstellungs

 
 

unkt stellt keinen Eckwert im Sinne einer Studienstruktur-
 betrifft vielmehr die Umsetzung der Studienstruktur.  

modalitäten 

Ablauf der 
Umstellung

Die Bachelor- und Master-Studiengänge der Studienfächer 
werden gemeinsam konzipiert.  
In die Bachelor- und Master-Studiengänge wird gleichzeitig 
immatrikuliert.  

Zeitpunkt der 
Umstellung  enen gestufte Studiengänge angeboten wer-

Die Immatrikulation beginnt zum Wintersemester 2006/ 07. 
In den Fächern, in d
den, werden keine Neueinschreibungen in den alten Stu-
diengängen durchgeführt. 

 

                                                           
 Siehe Abschnitt „Modulstruktur und Leistungspunktesystem“. 25
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 GESCHI
 

CHTE  

 

ans
Universit
Unvollständ
Beispiel der

 
 
 
 
 

Im Folgenden möchten wir zeigen, dass 
ie These der Kolonisierung 

schlands (Richter 1994; Rosen-
berg 1991), als auch die These einer be-
dingungslosen Unterstützung Ost-
deutschlands durch den Westen, un-

nau ist. Vielmehr scheint ein Ansatz 
 

stützt, wie sie
nach vertreten
Hochschulsyst rt ‚Kolonisierung auf Einladung’ beschrie-
ben werden ka

In vor-ka deutete Kolonisierung die 
Eroberung von eutung lokal verfügbarer Res-
sourcen durch  der Ausdehnung der 
alten tributären nd der Kolonisierung 
Lateinamerika Kolonia-
lismus im letzten Viertel des 19. Jahrhunderts war jedoch erfolgreich, 
w

s Gelingen der Kolonisierung von 

 
 
 

Die Tr formation der ostdeutschen 
ät 
ige Kolonisierung und Reformblockade am 
 Universität Leipzig1 

sowohl d
Ostdeut

ge
fruchtbarer zu sein, der sich auf die differenzierte Kolonialismustheorie

 während des späten Kolonialismus entwickelt wurde. Da-
 wir die These, dass die Transformation des ostdeutschen 
ems als eine A
nn.  
pitalistischen Gesellschaften be
 Territorium sowie die Ausb

 die Kolonisatoren. Dies war während
 Regime zu beobachten sowie währe

s durch die iberischen Mächte. Der europäische 

eil alte und neue lokale Eliten das neue ökonomische und soziale Sys-
tem attraktiv fanden. Das heißt, dass da

                                                           
1 Wir danken Philipp Fink und Harry Wolf für ihre wertvolle Hilfe bei der Datenrecherche. 

Hartmut Elsen
Andreas La
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nge 
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kollaborierend ig war (Robinson 
se s

n Stru minanten Sektoren, was nicht nur 
er 

us erm
ie n liche Option für die mittel- und osteuropäi-

OEL) nach 1989 greifbar wurde, kollabierte das alte Sys-
r

 der Notw in den MOEL ein neues gesellschaftliches Sys-

r einer ande an sich 
nicht mit einer
zusammenschl  
Verantwortung  welche die „spätkolonialistischen“ Met-
ropolen in der
lonien im 20. J
344-351), wie das Beispiel der „überfinanzierten“ Kolonien der Südsee 
zeigt (Krosigk/

Für Ostd
lands adminis  
und Manager z echsel führte daher nicht nur 
zum Import ne
transfer. Da ei des alten und 
neuen System
werke überleb
nutzen diese, u
Prozess zu ve
rend der kolonialen Expansion des 19. Jahrhunderts sahen sich diese 

im

konnte dieser durch die lokale Elite 
moralisch gere
pansion noch t
de sie im 20. J
hans 2000b). 

e
z dazu w tschen Protagonisten schnell überflüssig, 

en und vermittelnden Eliten abhäng
1972). Die
listische

chlugen eine Brücke zwischen den existierenden vorkapita-
kturen und den neuen do

die Rente d
pitalism

Als d
schen Länder (M

lokalen Elite sicherte, sondern auch den Übergang zum Ka-
öglichte.  
eue gesellschaft

tem. Der zent
lag in
tem auf der G

ale Unterschied zwischen den MOEL und Ostdeutschland 
endigkeit, 

rundlage des implodierten alten zu schaffen, ohne Mitglie-
ren Herrschaftselite importieren zu können, weil mde
 solchen Metropole in einen gemeinsamen Staatenverbund 
ießen konnte. Niemand beabsichtigte, für die MOEL jene
 zu übernehmen,

 Verweigerung von Entkolonisierung gegenüber ihren Ko-
ahrhundert zu übernehmen bereit waren (Elsenhans 2000b: 

Rath 1988).  
eutschland stand jedoch die Option offen, auf Westdeutsch-
trative Kompetenzen, wirtschaftliche Führer sowie Lehrer
urückzugreifen. Der Systemw
uer Strukturen, sondern auch zu einem massiven Personal-
ne volle Symbiose zwischen Bestandteilen 

s jedoch unmöglich war, konnten nur fragmentierte Netz-
en. Die Mitglieder solcher Netzwerke in Ostdeutschland 
m ihre Position innerhalb des Marktes sowie im politischen 

rbessern. In Übereinstimmung mit dem Elitenimport wäh-

Netzwerke 
importierten E
Einverständnis beider Seiten erfolgte, 

 Besitz einer wichtigen Ressource bzgl. ihrer Position zur 
lite: Da der Elitenimport nicht durch Oktroi, sondern durch 

chtfertigt werden. War im 19. Jahrhundert koloniale Ex-
euer, aber als Prozess der Zivilisierung legitimiert, so wur-
ahrhundert ohne lokales Einverständnis unmöglich (Elsen-

Die neue E
tischen Merit
gensat

lite in den MOEL gelang an die Macht aufgrund ihrer poli-
n und trotz ihrer professionellen Unerfahrenheit. Im Ge-
urden die ostdeu
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da eine politisc
Elite verfügba sfer im öffentlichen Sek-
tor fand Unte n ostdeutschen Entscheidern als 
auch bei den Westdeutschen, die sich dafür einsetzten, dass politische Pa-
tronage alter u ei der Verteilung der 
Beute spielen 

f
adung’ beschrieben werden und wurde nicht durch ‚expansi-

ve Tendenzen
für überkomm
der Entwicklu
geben. Die ‚K
Daher wurde 
schuldigung den lokalen Eliten überlassen, um nicht als grob und aggres-
siv zu gelten. 
Anstrengung a n reprä-
sentative Indiv n Spieler 
wurden versch nziations-
system der Sta  jenen ge-
zeigt hatte.  

An der Un Institution 
führte die Abw
len Verfügbar ziellen 
Ressourcen zu
mik verhindert  nahe, dass besonders 
in den frühen 
ostdeutsche W
und langerfahr
Positionen, die nach dem freiwilligen und unfreiwilligen Ausscheiden ei-
nes erhebliche
bar wurden.  

Wir versuc
anz mit Teilen des alten Ost-Personals einging, die sich auf der Basis ei-

e Obwohl 
o ges-

ollten,
essource

 weiteren V engeschüttelten 

h nicht-kompromittierte und professionell-erfahrene West-
r war. Dieser West-Ost-Elitentran
rstützung sowohl bei de

nd neuer Ost-Netzwerke keine Rolle b
sollte. 

Die Trans
rung auf Einl

ormation Ostdeutschlands kann also eher als ‚Kolonisie-

’ des westdeutschen Kapitalismus ausgelöst. Subventionen 
ene ökonomische Strukturen wurde dabei der Vorrang vor 
ng eines unabhängigen und selbstbestimmten Modells ge-
olonisatoren’ mussten die einladende Gruppe respektieren. 
die Begleichung offener Rechnungen durch politische Be-

Die Reinigung der öffentlichen Institutionen richtete ihre 
uf die am meisten sichtbaren Schichten und dere
iduen. Die mittelmäßigen, aber politisch-saubere
ont, da das allumfassende Spitzel- und Denu
atssicherheit normalerweise wenig Interesse an

iversität als einer (ostdeutschen) öffentlichen 
esenheit von Marktkonkurrenz zusammen mit der schnel-

keit von formal-qualifiziertem Personal sowie finan
 blockierten Strukturen, die weitere Innovation und Dyna-
en. Unsere empirischen Daten legen

Jahren nach der Wende die Chance vergeben wurde, junge 
issenschaftler zu fördern. Stattdessen füllten relativ alte 
ene Wissenschaftler aus Ost und West die freiwerdenden 

n Teils der ostdeutschen Wissenschaftlergemeinde verfüg-

hen zu zeigen, dass neues, importiertes Personal eine Alli-

ner bevorzugt
die Bildungsp
talten w

n Behandlung durch die neuen Machthaber ergab. 
litiker ursprünglich die ostdeutschen Hochschulen um

 scheiterten sie aufgrund des in der Folge sichtbar geworde-
nmangels sowie aufgrund fehlender Einflussmöglichkeiten 
erlauf der Reform. Der Import des kris

nen R
im
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westdeutschen
personelle Ern
Wandel und bl

 
angelnde Reformkonzepte der DDR-Universität und 

neuerung im Transformationsprozess 

 
ulie lb der DDR-Hochschule keine 

ance. Die e  
war vor allem
Trotzdem blie  ostdeutschen Hochschu-
len bis Anfang
doch aus ande
rend sich im Westen etablierte und abgesicherte Karrierepfade als Flexibi-
litäts- und Inn
die unkalkulie gene Biographie sowie die 
Unsicherheit d
(Pasternack 20

Die positiv
wendeprozess egraben. Dazu zählte sicherlich das zahlenmäßig 
ausgewogene V
bescheidene, a erstützung durch Stipendien. Was die fi-
nanzielle Auss
aus anderen G
cenmangel wa
der DDR, wäh
Sinne einer pe
Bechler 1994; 

Nach 1990
für viele Akte
möglichkeit de  der Bewältigung einer Universi-
tätsreform in e ti-
schen und rechtsstaatlichen Prinzipien beruhen sollte (Ash 1997: 90; Pas-
ternack 2001: 52). Dabei wurde die personelle Erneuerung der ostdeut-
schen Universitäten das leitende Reformprinzip auf Kosten der strukturel-

bilitierung auch eine Strategie der 

 Hochschulmodells sowie die einseitige Konzentration auf 
euerung verhinderten auf Dauer notwendigen strukturellen 
ockierten weitere Innovation und Reform. 

M
personelle Er

 
Alternative Po
Jahre form

sitionen, die seit der Gorbatschow-Ära Mitte der 1980er
rt wurden, hatten innerha

Ch rste Transformationsphase zwischen Herbst 1989 und 1990
 durch Versuche der Selbsterneuerung gekennzeichnet. 

b das interne Reformpotential der
 1990 beschränkt. Die ostdeutschen Universitäten waren je-
ren Gründen reformunfähig als die westdeutschen. Wäh-

ovationshemmer erwiesen, verursachten im Gegensatz dazu 
rbaren Auswirkungen auf die ei
es Reformausgangs eine Blockade von Reformen im Osten 
01: 49).  
en Aspekte des DDR-Hochschulsystems wurden im Nach-
schnell b
erhältnis zwischen Lehrenden und Studierenden sowie die 

ber effiziente Unt
tattung des DDR-Hochschulsystems betraf, so war dieses 
ründen in der Krise als das westdeutsche: Der Ressour-

r ein Ergebnis der allgemeinen wirtschaftlichen Situation in 
rend dies im Westen einen systemimmanenten Faktor im 
rmanenten Unterfinanzierung darstellte (Ash 1997; Buck-
Kocka/Mayntz 1998; Weiss 1994). 
 wurde die schnelle Integration in das westdeutsche Modell 
ure innerhalb der Hochschulen wünschenswert. Die Un-
r Erneuerung bestand in
iner revolutionären Zeitspanne, die zumal auf demokra

len und konzeptionellen Dimension. Die personelle Erneuerung verfolgte 
neben der Suche nach Rache und Reha
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n
po  eher eine legiti-

e Fu tion zur Sicherung der Stellung der neuen administrativ-
funktionalen Elite (Pasternack 2001: 59).  

Der allgemeinen Abwicklung ganzer Abteilungen folgte der Integritäts-
test, der als politisches Mittel „von oben“ erschien (Kiel 1995: 169). Er 
wurde von den Personalkommissionen durchgeführt und avancierte schnell 
zum bestimmenden Instrument des Reformprozesses. Nun konnten es je-
doch die herausragenden DDR-Wissenschaftler selten vermeiden, Kontakt 
zur Staatssicherheit zu unterhalten, selbst wenn dies nur in der Form von 
schriftlichen Reiseberichten über Länder geschah, die sie aus wissenschaft-
lichen Gründen besuchten. Es scheint daher schwierig, den Eindruck zu 
vermeiden, dass einige der Innovationsblockaden der ostdeutschen Univer-
sitäten entstanden, weil die kleine Anzahl der herausragenden ostdeutschen 
Professoren gezwungen war, die Universität zu verlassen. Die durchschnitt-
liche Masse der Wissenschaftler erfuhr nach 1989 eine tendenziell bessere 
Behandlung aufgrund ihrer sauberen politischen Akte, da die Staatssicher-
heit ein stärkeres Interesse an den Spitzenkräften hatte.  

Die unterschiedlichen Instrumente des Erneuerungsprozesses schie-
nen wenig systematisch miteinander verbunden. Diese Beziehungslo-
sigkeit erwies sich jedoch als äußerst funktional. Viele der ostdeutschen 
Nachwuchswissenschaftler fanden sich schnell in den so genannten Integ-
rationsprogrammen wieder. Dieses System erzeugte starke Konkurrenz 
unter den Programmteilnehmern im Kampf um Akzeptanz durch ein Sys-
tem, das vorgab, Verständnis für diejenigen mit sauberen politischen Hin-
tergründen zu hegen. Darüber hinaus wurden jene, die die Universität 
verließen, nicht nur aus politischen oder ideologischen Gründen dazu ge-
zwungen. Vielmehr fanden viele keine Aufgabe im neuen System, ob-
wohl sie positiv evaluiert worden waren (Wartenberg 2001: 284). Andere 
gingen in den Ruhestand oder verließen die Hochschule freiwillig aus 
Angst vor politischer Überprüfung (Mayntz 1997: 71).  
 
Ergebnisse der Personalreform an der Universität Leipzig  

 
Die Veränderungen in der Personalstärke der Universität Leipzig (UL) 
und in Ostdeutschland generell sind genügend dokumentiert (Burkhardt 
1997; Burkhardt/Scherer 1994; Heinemann 1997; Mayntz 1998; Paster-
nack 1995; Simon 1998; Weiss 1994). Die ersten Neubesetzungen nach 

Delegitimieru
Demokratie
matorisch

g und Bestrafung der alten Eliten. Das allgegenwärtige 
stulat des Erneuerungsdiskurses hatte dabei
nk
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genommen. Das Interessengemenge innerhalb der Berufungskommissio-
führte sch

vor politisch diskriminierte jüngere ostdeutsche Wissenschaftler hingegen 
ten die K

Westdeutsche tisch 
est

Berufungskom
deutsche Wissenschaftlermarkt war saturiert mit zumindest formal ausrei-
hend qualifiziertem Personal. Für viele bedeutete der Schritt in den Os-

i-
ner Habilitation stellte eine Verzerrung zugunsten der formal Qualifizier-

iel versprechende jüngere Talente aus Ost 
ielen angezweifelt wird, dass ein Verzicht 

ili
ch rung geführt hätte, so ist zu-

mindest zu fra
ostdeutschen H ezeigt gewesen wäre. 

 

die Berufung n
che Erstberufu and im Jahr 2001 bei 41,1 Jahren 
(in usive Fachhochschulen) (Statistisches Bundesamt 2001, Tabelle 16). 
Die entsprechenden Daten für die Universität Leipzig zeigen eine Abwei-
chung von mehr als sechs Jahren im Vergleich zum bundesdeutschen 
Durchschnitt (Tabelle 1). Während der ersten Berufungsrunde zwischen 
1989 und 1993 lag das Alter der erstberufenen Professoren bei 47,2 Jah-
ren. Die große Differenz zwischen Westdeutschen (45,6 Jahre) und Ost-
deutschen (50 Jahre) ist vor allem bedingt durch die längere Wartezeit für 
die Ostdeutschen, die ihre Ursachen im DDR-Hochschulsystem hatte. 
Gleichwohl näherte sich in der Zeit nach 1993 nur das Berufungsalter der 
Westdeutschen mit 43 Jahren wieder dem bundesdeutschen Durchschnitt 
an, während die Ostdeutschen weiterhin noch in einem relativ hohen Al-
ter berufen wurden (49,2 Jahre). 

 

der Umstrukturierung wurden im wesentlichen über Hausberufungen vor-

nen nell zu einer „Verwestlichung“ bei den Neuberufenen. Zu-

konn arriereleiter im Regelfall nicht erklimmen. Vielmehr füllten 
und ältere Ostdeutsche die freien Stellen. Dies war poli

gewollt. W deutsche Wissenschaftler konnten nach dem Eintritt in die 
missionen Personalentscheidungen beeinflussen. Der west-

c
ten daher einen Karrieresprung. Dieser war um so größer, je mehr Warte-
zeit zwischen Habilitation und Erstberufung2 lag. Die Notwendigkeit e

ten sowie einen Schaden für v
und West dar. Obwohl von v
auf die Hab tation bei der personellen Umstrukturierung der ostdeut-

ulen zu einer Qualitätsverbesseschen Hochs
gen, ob dann nicht eben eine langsamere Erneuerung der 
ochschulen ang

Obwohl da
den letzten De

s durchschnittliche Erstberufungsalter für Professoren in
kaden kontinuierlich anstieg, galt es als befriedigend, wenn 
icht nach dem 45. Lebensjahr erfolgte. Das durchschnittli-
ngsalter lag in Deutschl

kl

                                                          
2 Erstberufung meint diejenigen an die UL berufenen Professoren, die zuvor noch keine or-
dentliche Professorenstelle in Ost oder West (oder im Ausland) innehatten. 
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er von Professoren bei der Erstberufung an die 
ig 

 Gesamt* West Ost 

Tabelle 1:  Durchschnittsalt
Universität Leipz

 Jahre n3 Jahre n Jahre n 
Alter bei Erstberufungen 
zwischen 1989 und 1993 47,2 34 45,6 21 50 12 

Alter bei Erstberufungen 
zwischen 1994 und 2002 44,2 46 43 34 49,2 10 

Gesamt 1989-2002 45,2 80 44 55 49,6 22 

Quelle: eigene Analyse; * ohne Ausländer 
 
Tabelle 2:  Durchschnittsalter bei der Habilitation und Wartezeit zwischen 

Habilitation und Erstberufung 

 Gesamt* West Ost 
 Jahre n Jahre n Jahre n 
Durchschnittliches Habilit

ufene
a-
n 40,7tionsalter der Erstber

zwischen 1989-1993 
Durchschnittliche

 32 40 20 41,8 12 

 41 40,3 30 41,1 10 

Erstberufung bei Erstberu-
fenen zwischen 1989-1993 

36 4,8 22 7,6 13 

Durchschnittliche Wartezeit 
zwischen Habilitation und 
Erstberufung bei Erstberu-
fenen zwischen 1994

4 53 3,2 39 6,9 12 

s Habilita-
tionsalter der Erstberufenen 
zwischen 1994-2002 

40,5

Durchschnittliche Wartezeit 
zwischen Habilitation und 5,9 

-2002 

Quelle: eigene Analyse; * ohne Ausländer 
 

Wie die verfügbaren Daten zeigen, bevölkerten langjährig erfahrene west-
deutsche Assistenten die freiwerdenden Stellen im Osten überproportio-
nal. Die durchschnittliche Wartezeit zwischen Habilitation und Erstberu-
fung der Westdeutschen, die wir aufgrund der Datenverfügbarkeit unter-
                                                           
3 Die Grundgesamtheit n entspricht den von uns ermittelten Erstberufungen, bei denen Al-
tersangaben öffentlich zugänglich waren. Nach unserer Analyse wurden insgesamt 107 Pro-
fessoren bis 2002 ohne vorherige Professur im In- oder Ausland berufen. 68 Erstberufene 
kamen aus Westdeutschland, 32 aus Ostdeutschland, 5 aus dem Ausland. 
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t ebenfalls höher als der bundesdeutsche Schnitt 
von 

ischen Kolonialverwaltun-
gen z

suchen konnten, betrug 4,8 Jahre, während die Ostdeutschen 7,6 Jahre auf 
ihren ersten Ruf warten mussten (Tabelle 2). Nach 1993 verkürzte sich 
diese Zeit für die Westdeutschen auf 3,2 Jahre, für die Ostdeutschen auf 
6,9 Jahre. Das Durchschnittsalter zum Zeitpunkt der Habilitation für 
West- und Ostdeutsche is

38,3 Jahren (Statistisches Bundesamt 2001, Tabelle 15), wenn auch 
nur um etwas mehr als 2 Jahre. Diese quantitativen Daten scheinen Si-
mons Argument zu unterstreichen, nachdem viele Wissenschaftler der 
„dritten Wahl“ aus Westdeutschland (Simon 1995), die lange auf ihre ers-
te Berufung warten mussten, die Chance auf eine Professur im Osten er-
griffen (vgl. auch Schluchter 1994). Ein durchschnittlich qualifizierter 
westdeutscher Bewerber konnte einen ostdeutschen Kandidaten leicht nie-
derkonkurrieren, da letzterer normalerweise keine internationale Erfah-
rung und nur eine kleine Publikationsliste hatte. Dies stellt gleichzeitig 
eine Analogie zum Dienst in den Kolonialgebieten im 19. Jahrhundert 
dar, der wenig attraktiv erschien. Abgesehen von wenigen sehr engagier-
ten Individuen mussten Funktionsträger durch hohe Einkommen angereizt 
werden, wie sich für die französischen und brit

wischen 1880 and 1960 zeigen lässt. Dies legt den Schluss auf eine 
vergleichsweise geringe Qualität der importierten Staatsdiener nahe. 

Bei der Verteilung der Professuren zwischen West- und Ostdeut-
schen zeigen die Daten für die Universität Leipzig einen ähnlichen Trend, 
wie bereits Burkhardt (1997) für ganz Ostdeutschland festgestellt hat (Ta-
belle 3).4  
 

                                                           
4 Während die Zahlen für die Rechtswissenschaften fast identisch sind, sind die Anteile in 
der Fakultät für Mathematik und Informatik mit 37% sowie in der Fakultät für Biowissen-
schaften, Pharmazie und Psychologie mit 52% in Leipzig etwas höher. Die Anteile der So-
zialwissenschaften in Leipzig können u.a. deswegen höher sein, weil der Berufungsprozess 
zum Zeitpunkt von Burkhardts Untersuchung noch nicht abgeschlossen war. Da neue Pro-
fessoren meistens aus Westdeutschland kamen, könnte dies den Anteil von 84% mit west-
deutscher Herkunft erklären. Die Gesamtanzahl von 53% mit westdeutscher Herkunft über-
steigt ebenfalls Burkhardts Ergebnisse. Dies kann insbesondere daran liegen, dass wir keine 
Daten über die Medizinische Fakultät präsentieren können. 
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hardt (1997)

Tabelle 3:  Anteil der Professoren mit ost- und westdeutscher sowie 
ausländischer Herkunft an der Universität Leipzig nach 
Fakultäten (n=329) in 2002 in Prozent 

Fakultät Ost in % West in 
% 

Auslän-
der in % Gesamt

West in % 
nach Burk-

 

Juristenfakultät 0 100 0 19 90 

Biowissenschaften, Pharma-
zie und Psychologie 

44 52 4 25 29 

Chemie & Mineralogie 56 39 6 18 29 

Wirtschaftswissenschaft 30 67 4 27 64 

Erziehungswissenschaft 33 67 0 15 n.v. 

Geschichte, Kunst- & Ori-
entwissenschaften 

43 48 9 44 64 

Mathematik & Informatik 60 37 3 30 29 

Philologie 45 45 9 44 62,6 

Physik & Geowissensc
ten

haf-
69 26 6 35 29 

 

Sozialwissenschaften 10 84 6 31 64 

Sportwissenschaft 29 71 0 7 62,6 

Theologie 75 25 0 12 n.v. 

Veterinärmedizin 27 64 9 22 53,5 

Gesamt* 41 53,5 5,5 329 43 

Quelle: Personaldezernat Universität Leipzig; eigene Analyse; Burkhardt (1997); * ohne 
Medizin 
 
Eine der Konsequenzen des personellen Wandels spiegelt sich auch in der 
sinkenden Zahl der Habilitationen zwischen 1992 und 1998 wider. Burk-
hardt hatte auf diese Tendenz bereits hingewiesen (Burkhardt 1997: 33). 
Habilitierten sich an der UL 1992 noch insgesamt 21 Wissenschaftler, 
sank diese Zahl 1994 auf 14, 1995 auf 12, 1996 auf 7, um erst 1997 wie-
der auf 12 und 1998 auf 25 anzusteigen.5 Das schlechte Abschneiden des 
                                                           
5 Datenquelle: Universität Leipzig, Studentensekretariat. 
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 Indiz dafür sein: Lediglich 52 von 82 erstberufe-
nen Professoren, die bis 1998 an die UL kamen, waren in den For-

iner Pub-
ufenen pub-

lizi en lediglich 29 Professoren in den angegebenen Jahren mindestens 

erresten der alten Zeit, wie autoritären 
Ve  

en waren 
(Bu

Ostens scheint wenig überraschend. Junge Wissenschaftler suchen nach 
herausragenden Professoren mit zumindest nationaler, wenn nicht sogar 
internationaler Reputation. Der Mangel an Publikationsaktivitäten der 
Erstberufenen könnte ein

 
schungsberichten 1998, 1999 und 2000 mit jeweils mindestens e
likation vertreten. Von den 44 bis einschließlich 1993 Erstber

ert
einmal. 

 
Unvollständige Reformen, Phase 1: Die Bildung von 
Blockierer-Koalitionen 

 
Im Vergleich zu den Transformationserfahrungen in den MOEL scheint 
es offensichtlich, dass der Elitenwechsel in Ostdeutschland zumindest im 
Wissenschaftssystem die jüngere bzw. mittlere Generation überging. Dies 
veränderte den Reformpfad der Universität Leipzig und schuf ein Element 
der Restauration und Blockade. Der Mangel an langfristigen Konzepten 
und Leitmotiven für eine Reform führte schnell zu einer Verbindung aus 
dem importierten System mit Üb

rhaltensweisen und anti-demokratischen Überzeugungen (Simon
1998). Die neue Funktionselite, obwohl in zwei unterschiedlichen Syste-
men sozialisiert, hat schnell einen neuen Status Quo festgesetzt, der wei-
tere Reformen von oben und unten verhinderte. Der Import des westdeut-
schen Hochschulsystems behinderte auch die institutionelle Anpassung an 
die spezifischen Bedingungen der neuen Länder. Reformen im Westen, 
die eine Voraussetzung für Reformen im Osten gewesen wären, rückten 
ebenfalls in weite Ferne, da weder ein Einverständnis über die Ursachen 
der westdeutschen Wissenschaftsmisere, geschweige denn Reformkon-
zepte und der politische Wille, sie durchzusetzen, vorhand

ck-Bechler 1997; Mayntz 1994; Schluchter 1996).  
Die Ursachen einer solchen Allianzbildung zwischen lokaler und im-

portierter Elite liegen auch in den spezifischen Strukturen des deutschen 
Hochschulsystems. Aus einer Public Choice-Perspektive heraus wurde ar-
gumentiert, dass das Versagen der deutschen Universitäten, effektive Ent-
scheidungsprozesse zu entwickeln, nicht durch den Mangel an Macht be-
stimmter Akteure oder Institutionen der akademischen Selbstverwaltung 
bedingt ist, sondern durch zu viel Macht, die darüber hinaus noch un-
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agen, Zie-
le 

zwischen Staat und Hochschule sind durch den per-
ma

en. Das verfassungsmäßige Recht auf die Freiheit von For-
hung und Lehre garantiert der Universität Autonomie gegenüber dem 

taat 
sicherstellen, während sie das Recht auf Umstrukturierung und Reform 
sich selbst vorbehalten wollen. Der Kostendruck durch das sächsische Fi-

gleich verteilt ist. Solche Macht kann lediglich zur Blockade von Ent-
scheidungen eingesetzt werden. Kreatives und problemorientiertes Ent-
scheiden ist kaum möglich (Schimank 2001: 233). „Erfolgreiches Schei-
tern“ und hohes Beharrungsvermögen trotz großer Probleme ist das Er-
gebnis. Diversifizierung und Spezialisierung könnten dazu beitr

genauer zu definieren, die die Universitäten verfolgen sollten. Dies 
könnte nur durch eine Machtstärkung der Dekane und Rektoren bzw. Prä-
sidenten erreicht werden, während die Blockademacht der Selbstverwal-
tung reduziert würde.  

Andere argumentieren, dass die moderne Universität eher einem „loo-
sely coupled system“ mit hyper-spezialisierten Individuen und Instituten 
gleicht, die die universitäre Identität insgesamt untergraben (Müller-
Böling 1998: 232ff). Eine solche Institution ist durch Fragmentierung und 
Isolierung ihrer Teile gekennzeichnet. Die isolierten Teile verfolgen ihre 
eigenen Ziele und reagieren „allergisch“ auf Interferenzen von außerhalb, 
z.B. auf Reformpläne von oben. Solch eine Institution ist nicht in der La-
ge, auf Modernisierungsanforderungen zu reagieren und verfolgt ledig-
lich Ziele der institutionellen Selbsterhaltung. Dadurch wird sie zu einer 
konservativen Institution.  

Die Beziehungen 
nenten Versuch der Länderministerien gekennzeichnet, ihre Kontrolle 

auf unterschiedliche Aspekte in Lehre und Forschung auszudehnen, sei es 
auf Fragen der Personalplanung, Finanzen oder Studienordnungen (Pas-
ternack/Kehm 2001). Im Ergebnis bilden die Akteure übergreifende in-
formelle Netzwerke, um ihre Reformvorstellungen durchzusetzen. Solche 
Netzwerke können wiederum zur Entstehung von Blockierer-Koalitionen 
oder Anti-Netzwerken führen, die grundlegende Reformen verhindern 
(Schimank 2001). 

 
Unvollständige Reformen, Phase 2: Finanzkrise 

 
Deregulation benötigt institutionelle Autonomie, die sowohl von den Uni-
versitäten als auch vom Staat gewollt ist, wenn auch aus unterschiedli-
chen Gründ
sc
Staat. Die Hochschulen wollen jedoch ihre Finanzierung durch den S
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ort von Absolventen in andere Bundesländer zu 
sub

den es im Jahr 2004 sein sowie weitere 600 bis 2008. 

nden Stellen 

nanzministerium ist seit 1996/97 kontinuierlich angestiegen. Wie andere 
Landesregierungen auch drängt der Freistaat seine Universitäten zu einer 
Reform, die Budgetkürzungen möglich macht. Gleichzeitig möchte ‚Dres-
den’ ein gewichtiges Wörtchen bei der zukünftigen Spezialisierung der 
vier sächsischen Universitäten mitzureden haben. So experimentiert z.B. 
die TU Dresden seit Januar 2000 mit dem neuen Globalhaushalt, der von 
der Staatsregierung als neues Modell favorisiert wird. Diesem liegen qua-
si-unternehmerische Buchhaltungsprinzipien zu Grunde, die für eine ef-
fektivere interne Mittelallokation sorgen sollen. Detaillierte Analysen und 
Ergebnisse dieses neuen Mechanismus liegen allerdings noch nicht vor. Es 
wäre jedoch möglich, dass interne Verteilungskonflikte zwischen der Uni-
versitätsverwaltung und der akademischen Selbstverwaltung über die Mit-
telverteilung ansteigen.  

Die sächsische Staatsregierung hat zugegeben, dass der Aufbau von 
vier Universitäten (davon drei Volluniversitäten) nach 1991 ein Fehler 
war. Eine effektive Spezialisierung der vier Hochschulen mit entspre-
chenden Skaleneffekten wäre eine sinnvolle Antwort auf den absehbaren 
Mangel an finanziellen Ressourcen für Forschung und Lehre gewesen. 
Eines der Hauptargumente für finanzielle Einschnitte, nämlich der demo-
graphische Faktor, kann von der bereits damals vorauszusehenden Haus-
haltslage jedoch kaum ablenken. Da die Anzahl der Studierenden an 
sächsischen Universitäten mit sächsischer Herkunft nach 2008 voraus-
sichtlich sinken wird, will die Staatsregierung die Hochschulausgaben 
kürzen, um nicht den Exp

ventionieren. Damit verbunden beschuldigt die Staatsregierung andere 
Bundesländer, ihre eigenen Hochschulen systematisch unterauszustatten, 
was zur Migration auf Zeit von Studierenden aus diesen Ländern in die 
nach wie vor weniger überfüllten Ost-Universitäten führt.  

Das sächsische Wissenschaftsministerium verhandelt seit den frühen 
90er Jahren mit den Universitäten über ihre zukünftigen Strukturen und 
die dafür notwendigen Ressourcen. Der sogenannte Hochschulkonsens 
bietet im wesentlichen ein schmaleres, aber stabiles Finanzgerüst bis 
2010 im Tausch gegen Stellenkürzungen. Obwohl die Universitäten den 
Vertrag bisher nicht unterzeichneten, wurden bereits 135 Stellen an säch-
sischen Hochschulen im Jahr 2002 gestrichen. Weitere 415 Stellen wer-

Nach den beschlossenen Kürzungen des Jahres 2002 mussten die Uni-
versitäten detaillierte Pläne vorlegen, in denen die zu opfer
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nen Kür-

durch und rm der Entrüstung der Lehrenden und der 
S dierenden. Sie sahen einse ungen z en bestimm Insti-
t e vor, ohne jedoch transp  Kü ngs en präsent zu -
n eutlich den Mangel an Mut zu Visionen über die 
z de sow rer kom tenzen und anvi-
s . V hr en d ürz en n -
t ndspotential am geringsten schien. Die Staatsre-
g enfalls Kon tion für di hs e 

. Ob die Stellenkürzungen ohne nor-
ative Zukunftsbestimmung der sächsischen Hochschulen durchgesetzt 

 
mistisch-kolonialistische’ 

 
 beiden deutschen Hochschulsysteme kann in drei 

gefas rde sh 7: 84). Nach dem e n 
westdeutschen Institutionen dem Osten aufgezwängt in einer 

erung’ (Rosenberg 1991). Das zweite besagt, dass die 
stem erm ic  ein schnel d r 

 den politischen und moralischen Misskre-
inden (Frühwald 1994). Ein drittes Ar-

eformprozess zwar durch eine Reihe von Feh-
rde und viel recke blieb orm v 

he Transformationsgeschwindigkeit jedoch wün-
 den Gesamtprozess nicht unnötig zu verzögern (War-

Alle Argumente scheinen korrekt, aber keines ist unproblematisch. 
Weder ‚Erneuerung’ noch ‚Kolonisierung’ sind für sich genommen zu-

stdeutschland 

auszuweisen waren. In Leipzig existierte bis zu diesem Zeitpunkt keine 
detaillierte mittel- oder langfristige Planung. Dies war kein Zufall. Es gab 
keine allgemeinen Richtlinien, an denen die Kürzungsentscheidungen 
ausgerichtet werden konnten, geschweige denn, dass in irgendeiner Form 
transparente Evaluationskriterien existierten. Die geheim gehalte
zungspläne des Rektorats sickerten dann schließlich doch nach unten 

 ernteten einen Stu
tu itige Kürz u Last ter 

ut arente rzu kriteri ieren kön
en. Die Pläne zeigten d
ukünftige Entwicklung r UL ie ih  Kern pe
ierten Spezialisierungen
uten an, deren Widersta

ielme setzt ie K ung bei de Insti

ierung scheint eb keine klare zep e säc isch
Hochschulentwicklung zu besitzen
m
werden können, scheint daher immer noch offen. 

Fazit: Gibt es eine ‚refor
Problematik? 

Die Vereinigung der
Argumenten zusammen
wurden die 

st we n (A 199 rste

Form der ‚Kolonisi
Erneuerung des alten Sy
Einschnitt notwendig war, um

s unv eidl h und ler un tiefe

dit der alten Strukturen zu überw
gument lautet, dass der R
lern begleitet wu
betrachtet die relativ ho
schenswert war, um

e Forscher auf der St en, n ati

tenberg 2001). 

treffend. Erstens scheint es paradox, dass ein zutiefst umstrittenes System 
wie das der alten Bundesrepublik auf einmal als Erfolgsmodell für die 
Reformen im Osten gelten soll. Zum zweiten konnte O
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bula rasa’-Situation direkt nach dem Regimekollaps pro-
u den MOEL erschien die strukturelle Leere zu 

ostdeutschen Transformation als vorteilhaft, da etwas Neues 
 füllen konnte. Die neuen ‚alten west-

deu rukturen schienen jedoch eher weitere Innovationen zu blo-

die entweder aus formalen Gründen nicht 
als A

as System gegen Misserfolg sowohl im pri-
vaten als auch im öffentlichen Bereich und erhalten es durch den Transfer 

nicht von der ‘Ta
fitieren. Im Vergleich z
Beginn der 
und Kreatives die blinden Flecken

tschen’ St
ckieren und das importierte Modell zu zementieren, da lokale Kräfte bei 
der kreativen Bearbeitung der Krise ins Hintertreffen gerieten. Zum drit-
ten lieferte das exportierende System nicht seine am meisten produktiven 
Teile, sondern eher jene, die bereits Schwierigkeiten hatten, in den kom-
petitiven Strukturen des Westens zu bestehen.  

Das innovative Lock-in der ostdeutschen Universitäten scheint analog 
zum festgefahrenen Kolonialsystem des späten 19. Jahrhunderts: Ost-
deutsche Reformdynamiken, die durch die Herausforderungen des über-
legenen Systems ausgelöst wurden, wurden durch die physische Präsenz 
importierter Eliten ähnlich dem Kolonialsystem im späten 19. und der 
ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts erstickt. Aufgrund ihrer externen Her-
kunft und ihrer eigenen beschränkten Qualifikationen (zumindest im Ver-
hältnis zur exportierenden Gemeinschaft) schließt dieses Personal eine 
Allianz mit den lokalen Kräften, denen das Überleben geglückt ist. Die 
große Mehrheit der lokalen Kräfte kann nicht als lokale Avantgarde be-
zeichnet werden. Die existierende lokale Avantgarde ist zahlenmäßig be-
schränkt und besitzt nicht die formalen Qualifikationen, um in den neuen 
öffentlichen Dienst einzutreten.  

Das Beispiel der ostdeutschen Universitäten zeigt, das Selbstöffnung 
und Internationalisierung nicht immer zu Dynamisierung führt. Die Hin-
dernisse zur Dynamisierung liegen in der Solidarität des Westens für den 
Osten, nämlich transferiertes Personal und finanzielle Ressourcen. For-
mal qualifizierte, aber mittelmäßige importierte Eliten besetzten Stellen 
und erstickten in der darauf folgenden Finanzkrise lokale Kräfte der jün-
geren und mittleren Generation, 

lternative in Betracht kamen, oder, auch wenn sie später die Qualifi-
kationsanforderungen formal erfüllten, keine Berufungschance wegen der 
dann schon erfolgten Besetzungen hatten. Finanzielle Ressourcen und 
Staatssubventionen polstern d

von Renten am Leben. Im Unterschied dazu basiert der momentane Glo-
balisierungsprozess in der Weltwirtschaft auf Marktprozessen und nicht 
auf staatlich organisierten Finanztransfers (Elsenhans 2000a, 2002).  
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Nach der Deutschen Einheit stiegen die Arbeitskosten in Ostdeutsch-
land auf ein international nicht-konkurrenzfähiges Niveau aufgrund der 
hohen sozialen Transfers (Ragnitz et al. 2001) sowie der Einführung der 
D-Mark. Hätte Ostdeutschland unabhängig bleiben können, wäre viel-
leicht ein ähnlicher Aufholprozess wie in Süd-Korea oder Taiwan mög-
lich gewesen unter der Voraussetzung, dass die EU einer einseitigen 
Marktöffnung zugestimmt hätte, wie es die USA nach 1949 bis in die 
1980er Jahre für die asiatischen Tigerstaaten tat (Wade 1992: 315ff.). 
Dann hätte Ostdeutschland einen Wechselkurs wählen können, der nied-
rig genug gewesen wäre, um neue Industrien auf der Basis der existieren-
den Ausstattung mit Humankapital aufzubauen (Klodt 1991). Dies hätte 
den Osten Deutschlands in die Lage versetzt, sich auch ökonomisch mit 
dem Westen zu vereinigen. Dazu wäre aber vor allem das Vertrauen der 
Eliten in beiden Teilen der Nation notwendig gewesen, um die Vereini-
gung auch später nach einem vorübergehend getrennten wirtschaftlichen 
Weg zu erreichen. 

Warum wurde diese Lösung der graduellen Vereinigung nicht in Be-
tracht gezogen? Sicher nicht, weil Westdeutsche Jobs in den neuen Län-
dern finden mussten. Das Niedriglohnargument spielte aber eine wichtige 
Rolle: Eine unabhängige Lösung hätte eine Niedriglohnkonkurrenz ge-
schaffen, etwas, wogegen die westdeutsche Industrie sicher nichts einzu-
wenden gehabt hätte. Das entscheidende Moment schien jedoch darin zu 
liegen, dass die westdeutsche politische Führung die Entschlossenheit der 
Deutschen zur Vereinigung in Zweifel zog. Jene Kräfte, die einen „drit-
ten“ Weg anstrebten, wurden schon bei der Volkskammerwahl 1990 poli-
tisch in eine Minderheitenposition gedrängt. Eine alternative Transforma-
tion Ostdeutschlands zum Kapitalismus entsprach nicht der Zielsetzung 
der politischen Kräfte im Westen. Solche Alternativen hätten entstehen 
können, wenn es dem Osten ermöglicht worden wäre, seine eigenen Po-
tentiale zu realisieren. Der Institutionentransfer setzte dann voraus, dass 
politische Stabilität nur um den Preis einer Übereinkunft zwischen loka-
len und importierten Eliten entstehen konnte.  

Die Angst vor einer Alternative, die u.U. zur endgültigen Teilung der 
deutschen Nation geführt hätte, beschleunigte eine frühreife Vereinigung 

en geschaffen, die zu ei-

ohne ökonomische Grundlage im Markt (Elsenhans 1993). Die Lösung 
bestand daher in der Korrektur des Markts. Je stärker diese Eingriffe aus-
fielen, desto tiefer gruben sich die Hindernisse für weitere Veränderun-
gen ein. Die deutsche Vereinigung hat Struktur
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 MITTEL-OST-EUROPA 
 
 
 
 
 
Strategie für die Bildungsreformen in der 
Ukraine 

 
 
 
 
 

1.  Bildung als politische Priorität 
in der Ukraine 
 

Im Oktober 2001 wurde in der Ukraine 
die Nationale Bildungsdoktrin verab-
schiedet, die eine Strategie zur be-

schleunigten innovativen Entwicklung von Bildung und Wissenschaft im 
ersten Viertel des 21. Jahrhunderts beinhaltet. Das Hauptziel des ukraini-
schen Bildungswesens besteht entsprechend dieser Doktrin darin, Bedin-
gungen für die Entwicklung, Selbstbehauptung und Selbstverwirklichung 
der Persönlichkeit während ihrer gesamten Lebenszeit zu schaffen.1 Die
staatliche Politik zur Entwicklung und ökonomisch-rechtlichen Steuerung 
des Bildungssystems geht davon aus, dass der Bildung eindeutig Priorität 
zuzuschreiben ist. Im Gesetz „Über die Bildung“ heißt es: „Die Ukraine 
erkennt das Bildungswesen als prioritären Bereich für die sozialökonomi-
sche, geistige und kulturelle Entwicklung der Gesellschaft an.“2 

Priorität von Bildung in der staatlichen Politik muss i

 

n erster Linie 
durch ein entsprechendes Niveau der Finanzierung gestützt werden. Die 
Aufwendungen für Bildung sind in „realen Kennziffern“ unabhängig von 

                                                           
1 Національна доктрина розвитку освіти України у ХХІ столітті (Nationale Doktrin zur 
Entwicklung der Bildung in der Ukraine im XXI Jahrhundert), Kiew 2001, S. 4. 
2 Gesetz der Ukraine “Про освіту” (Über die Bildung), in: Gesetze der Ukraine, Bd. 10, S. 
169. 
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historisch be-
grü

iligen Spe-
zifik begründet liegen: So in der mittleren Bildung, wo das Ziel darin be-

assen und die 
ierung in den höheren Klassenstufen zu verstärken. In 

der beruflichen und technischen Bildung geht es vor allem darum, das 

ppelt werden, für deren Messung ein Sys-
tem aus quantitativen und qualitativen Kennziffern notwendig ist. Eine 

der wirtschaftlichen Situation des Landes festzuschreiben. Dies bedeutet, 
dass mittels inkrementalistischer Fortschreibung eines 

ndeten Budgets vom Staat Gelder an die Hochschulen überwiesen 
werden, die entsprechend der jährlichen Inflationsrate zu erhöhen sind. 
Gleichzeitig ist es notwendig, dass sich der eigentliche Charakter der Fi-
nanzierung verändert, d.h. er muss regulierende Züge annehmen und zu 
einem Element der Steuerung werden. Die Ausstattung der Bildungs-
einrichtungen mit finanziellen Ressourcen ist durch einen Steuerungsmo-
dus zur Bildung von Fonds, ihrer Verteilung und Nutzung zu ergänzen. 

 

2.   Zielorientierte Bildungsfinanzierung 
 

Methoden und Formen der Finanzierung, die dazu dienen, wichtige so-
zial-ökonomische Ziele umzusetzen, fungieren als wesentliche Instrumen-
te staatlicher Politik. Diese Ziele können von unterschiedlicher Bedeutung 
sein. So zum Beispiel von gesamtnationaler Bedeutung, wenn es darum 
geht, das allgemeine Bildungsniveau der Bevölkerung anzuheben, die 
Schülerzahlen an allen Bildungseinrichtungen zu steigern, lebenslange 
Bildung zu garantieren u.a.m. Außerdem kann jedes Segment des Bil-
dungssystems seine eigenen Ziele verfolgen, die in seiner jewe

steht, vollständig alle Kinder im schulfähigen Alter zu erf
berufliche Orient

Kontingent an Auszubildenden zu erhöhen, neue moderne Fächer einzu-
führen, eine hohes praktisches Ausbildungsniveau zu garantieren. In der 
höheren Bildung sollen die Studierendenzahlen erhöht werden, Struktur-
veränderungen in den Studienfächern durchgesetzt werden, die Wissen-
schaftsentwicklung gefördert und neue Technologien in die Produktion 
eingeführt werden. 

Eine Umsetzung der Ziele im Bildungswesen ist nicht nur mit Me-
thoden der administrativen Steuerung zu erreichen, sondern es müssen 
auch stimulierende ökonomische Hebel in die Praxis eingeführt werden, 
die auf die Bildungseinrichtungen und das System als Ganzes einwirken. 
Die Methoden der Finanzierung können an die Ergebnisse aus der Arbeit 
der Bildungseinrichtungen geko
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ein

en des III.-IV. Akkreditierungsniveaus4 festgelegt, die je nach 
Fac

seitige Orientierung auf bestimmte (zum Beispiel quantitative) Kenn-
ziffern kann zu unvorhersehbaren Folgen führen. So wird sich die ‚Jagd’ 
nach mehr Studierenden negativ auf die Ausbildungsqualität auswirken. 
Ebenso ist eine reine Orientierung auf qualitative Kennziffern zur Zeit 
gar nicht möglich, da die Indikatoren, die den Lernerfolg messen, nicht 
hinreichend entwickelt sind. 

In der Ukraine wird versucht, das Problem, das sich aus den perma-
nent steigenden Studierendenzahlen für die Qualität der Lehre an den 
staatlichen Hochschulen ergibt, dahingehend zu lösen, dass die Zahl der 
Studierenden, die nach staatlichen Vorgaben zum Studium zugelassen 
werden, Beschränkungen unterliegt. Entsprechend dem geltenden Gesetz 
„Über die Hochschulbildung“ (vom Januar 2002) darf dieser Anteil im 
Jahr 2003 nicht unter 51% der Gesamtstudienanfängerzahl liegen.3 
Gleichzeitig wurden Grenzwerte für die Zahl der Studierenden pro festan-
gestellten wissenschaftlich-pädagogischen Mitarbeiter an den Hochschul-
einrichtung

h differieren.5 
 
3.  Bildungsfinanzierung in der Transformations-

gesellschaft: Diversifizierung der Finanzierungsquellen 
 

Die Politik zur Diversifizierung in der Finanzierung im Bildungswesen 
darf sich nicht nur darauf beschränken, dass die Einwerbung verschie-
dener Mittel legal erlaubt wird. Es bedarf darüber hinaus einer aktiven 
stimulierenden Politik des Staates, damit ein Anreiz vorhanden ist, andere 
                                                           
3 Gesetz der Ukraine “Про вищу освіту” (Über die Hochschulbildung), Кiew 2002, S. 32. 
4 Die Hochschulbildung in der Ukraine erfolgt in Hochschuleinrichtungen, die nach vier Ni-
veaus der Akkreditierung unterteilt werden. Zu den Hochschuleinrichtungen des I. und II. 
Akk
Col

reditierungsniveaus gehören Technische Berufsschulen (Technikum), Berufsschulen, 
leges; zu den Hochschuleinrichtungen des III. und IV. Niveaus der Akkreditierung gehö-

ren Institute, Universitäten, Akademien, Konservatorien. 
5 Про затвердження нормативів чисельності студентів, аспірантів, докторантів, здобу-
вачів наукового ступеня кандидата наук, слухачів, інтернів на одну штатну посаду 
науково-педагогічного працівника у вищих навчальних закладах ІІІ і ІУ рівня акреди-
тації та вищих навчальних закладах післядипломної освіти державної форми власнос-
ті (Über die Festlegung der Richtlinien für die Zahl der Studierenden, Aspiranten, Kandida-
ten und Doktoren der Wissenschaften pro etatmäßigem wissenschaftlichen pädagogischen 
Mitarbeiter an den höchsten staatlichen Bildungseinrichtungen des III. und IV. Akkreditie-
rungsniveaus und an den postgradualen staatlichen Bildungseinrichtungen ), in: Офіційний 
вісник України, 2002/№ 34, S. 35-41. 
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 bereitzustellen, um einen Lehrbetrieb aufneh-
me

essourcen und Gewährung von Ver-

Mittel – in erster Linie aus Wirtschaftsunternehmen – einzuwerben und 
Mischformen bei Krediten zur Studienfinanzierung zu entwickeln. Die
Unternehmen müssen in der technischen Berufsausbildung und in der 
postgradualen Ausbildung eine wichtige Rolle übernehmen. Um dies zu 
erreichen, dürfen keine neuen Steuern eingeführt werden, sondern die Un-
ternehmen müssen in den Genuss von Steuerbefreiungen kommen und 
zielgebundene Kredite sind

n bzw. ausüben zu können. 
Die Formen zur Finanzierung von Bildungseinrichtungen durch den 

Staat können u.E. ebenfalls vielfältiger sein – so wie sie international be-
reits verbreitete Praxis sind: 
— direkte Finanzierung (aus einer oder mehreren Quellen der staatlichen 

Steuerung) auf der Grundlage eines Kostenplans oder von Norma-
tiven; 

— zusätzliche Zuwendungen aus einzelnen kategorialen Programmen, 
Maßnahmen (zum Beispiel dem Programm zur Unterstützung von 
Beststudenten); 

— Dotationen oder Subventionen mit dem Ziel, wirtschaftliche Dispro-
portionen zwischen den Regionen zu beseitigen; 

— Finanzierung über spezifische Programme (wie Bildungskredite, Bil-
dungsvoucher, Verpflegungszuschüsse für Kinder aus einkommens-
schwachen Familien); 

— Bereitstellung von materiellen R
günstigungen; 

— Finanzierung anhand einer Formel, die bestimmte quantitative und 
qualitative Kennziffern in der Tätigkeit einer Bildungseinrichtung be-
rücksichtigt; 

— Finanzierung über den Wettbewerb; 
— Vergabe von Blockstipendien; 
— Finanzierung in Fortschreibung des Niveaus vom vorhergehenden 

Jahr. 

Diese Finanzierungsformen werden in der Ukraine noch nicht in der Pra-
xis angewendet, doch wird derzeit versucht, sie an das Umfeld anzupas-
sen und sukzessive einzuführen. Der Hauptteil der aktuellen Finanzierung 
erfolgt über den Staat (den Staatshaushalt, lokale Haushalte und den 
Haushalt der autonomen Krim-Republik) sowie über Mittel, die von juris-
tischen Personen eingeworben werden (wenn eine Firma die Ausbildung 
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ngsquellen im Bildungswesen und die Erhöhung des 
An

Rolle des Staates bei der Finanzierung von Bildung: 
Das spezifische Gewicht der staatlichen Ressourcen verringert sich in 

em Maße, wie sich die Finanzierungsquellen im Bildungswesen diversi-
leichzeitig werden aber die staatlichen Ressourcen die Haupt-

 

ve
ne enten, ziel- und anreizorientierten Finanzierung eine aktuelle 

un
au
zu reduzieren. Der finanzwirtschaftliche Mechanismus im Bildungswesen 

ste

4. 

Uk ts 

ru Gewicht privater Res-
 

20
un hl in den privaten Einrichtungen nur ca. 0,4% 

ihrer zukünftigen Mitarbeiter finanziert). Die zunehmende Diversifizie-
rung der Finanzieru

teils privater Ressourcen sind bereits Realität. In den in der Ukraine 
geltenden normativ-rechtlichen Dokumenten widerspiegelt sich diese Si-
tuation in der strategischen Aufgabe zur Entwicklung einer variantenrei-
chen Investitionspolitik im Bildungsbereich. Der Mehrkanal-Charakter 
der Bildungsfinanzierung setzt die Möglichkeit voraus, dass unterschied-
lichste Mittel eingeworben werden können: von physischen und juristi-
schen Personen, Unternehmen, Organisationen, internationalen Fonds und 
Gesellschaften wie aus Wohltätigkeitsspenden. Unter diesen Bedingungen 
verändert sich die 

d
fizieren. G
quelle für die Bildungsfinanzierung bleiben. 

Die gesamte Praxis der staatlichen Bildungsfinanzierung muss sich
unter den Bedingungen radikaler sozial-ökonomischer Umgestaltungen 

rändern. Für das ukrainische Bildungswesen ist die Herausbildung ei-
r transpar

Aufgabe, wobei es gilt, die Elemente der Verantwortlichkeit zu stärken 
d den Einfluss subjektiver Gründe (durch eine Steuerung von Hand) 
f den Entscheidungsprozess bei der Finanzierung im Bildungssystem 

muss gekennzeichnet sein durch Transparenz, Offenheit und die Bereit-
llung von umfangreichen Informationen, die der Bevölkerung in Print-

medien und elektronischen Medien zugänglich sind. 
 

  Bildungsfinanzierung in der Ukraine der 1990 Jahre:  
privat vs. staatlich? 

 
Während der 90er Jahre des vergangenen Jahrhunderts hatte sich in der 

raine rasch ein nicht-staatlicher Bildungssektor entwickelt: einersei
entstanden Bildungseinrichtungen, die auf anderen Eigentumsformen be-

hten, andererseits erhöhte sich das spezifische 
sourcen bei den Einkünften staatlicher Einrichtungen. Zum 1. September

02 gab es in der Ukraine 256 private Schulen, in denen 23.000 Schüler 
terrichtet wurden. Obwo
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 der Organisation in der allgemeinen mittle-
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ru
Ho ntumsform als auch in staatlicher 
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ra ungen wie Wirtschaft, Recht, in Sprachen und 

sin

ge

des gesamten Schüleraufkommens unterrichtet werden, haben einige von
nen aufgrund ihres nicht-traditionellen Herangehens bereits große Popu-
ität erlangt. 
Die traditionellen Formen

ren Bildung sind ebenfalls vielfältiger geworden. Es gibt eine Reihe von 
ittleren Bildungseinrichtungen neuen Typs – 273 Gymnasien und 232 
zeen , in denen 132.500 bzw. 73.800 Schüler

sind 3% von der Gesamtzahl der Schüler aus den Mittelschulen); von die-
n sind 19 Gymnasien und 40 Lyzeen in nicht-staatlicher Trägerschaft, 

in denen 2.500 bzw. 3.500 Schüler unterrichtet werden.6 In der mittleren 
ldung ist das spezifische Gewicht der privaten Einrichtungen weitaus 

geringer, was dadurch zu erklären ist, dass der Staat allen Bürgern der 
raine eine kostenfreie komplette mittlere Schulausbild
Im Hochschulbereich hingegen ist das spezifische Gewicht des nicht-

atlichen Sektors heute wesentlich deutlicher ausgeprägt: Mehr als die 
lfte der Hochschuleinrichtungen des III. und IV. Akkreditierungsni-
aus7 sind nichtstaatliche Einrichtunge

hat sich die Zahl der Hochschuleinrichtungen des III. und IV. Akkreditie-
ngsniveaus mehr als verdoppelt (von 146 auf 318), da sowohl neue 
chschulen in nichtstaatlicher Eige

Trägerschaft hinzugekommen sind. Zu Beginn des Studienjahres 2001/ 
02 hatten in der Ukraine 163 nicht-staatliche Hochschulen eine Lizenz 
r den Lehrbetrieb), in denen 160.100 Studierende (8,3% von 

samtzahl der Studierenden) ausgebildet wurden. Die Ausbildung von 
chschulabsolventen an den nicht-staatlichen Hochschulen erfolgt vor-

ngig in solchen Fachricht
in anderen sozialwissenschaftlichen Fächern.8 

Formen der Einwerbung von privaten Mitteln im Bildungsbereich 
d heute in der Ukraine in weitaus größerem Umfang verbreitet. In der 

Regel finanzieren sich die traditionellen staatlichen Bildungseinrichtun-
n über eine Kombination aus staatlichen Zuwendungen (zentralen oder 

                                                           
6 татистичний щорічник Україна 2000 (Statistisches Jahrbuch der Ukraine), Кiew 2001, 

469-471. 

gl. oben Fußnote 1 

 С
S. 
7 v

20
Tä
Sta

8 Основні показники діяльності вищих навчальних закладів України на початок 
01/2002 навчального року. Статистичний бюллетень (Grundlegende Kennziffern zur 
tigkeit von Hochschuleinrichtungen der Ukraine zu Beginn des Studienjahres 2001/2002. 
tistischer Bericht), Кiew 2002, S. 84. 
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lokalen) und Gebühren für die Ausbildung. Im Jahr 2000/2001 wurden 
,2% aller Studierenden an staatlichen Bildungseinrichtungen des I. und 

II. Niveaus der Akkreditierung9 zu einer Ausbildung auf Kosten des 
aatshaushalts aufgenommen, 48,5% der Erstsemester hingegen finan-

zierten ihr Studium mit Mitteln, die von physischen und juristischen Per-
nen stammten. An Bildungseinrichtungen des III. und IV. Akkreditie-
ngsniveaus waren es dementsprechend 39,1% bzw. 59,9%.10 

Die Einwerbung von zusätzlichen Ressourcen ist objektiv notwendig. 
Dieser Umstand darf aber nicht gleichbedeutend damit sein, dass der 

aat von der Hochschulfinanzierung entlastet wird. Im übrigen ist es so, 
ss in anderen Ländern und vor allem in den Ländern, in denen der pri-

vate Bildungssektor gut entwickelt ist, Gebühren für eine Ausbildung, die 
n Privatpersonen gezahlt werden, nur einen unbedeutenden Anteil am 
samteinkommen der Bildungseinrichtungen ausmachen. In einer Reihe 

von Ländern machen Gebühren von Studierenden, die für ihr Studium 
hlen, im Durchschnitt 10 und mehr Prozent vom

lichen Hochschulen aus; dabei sind es in den ärmsten Ländern 13%, in 
ndern mit mittleren Einkommen 15-17%. In einzelnen Ländern liegt 

dieser Prozentsatz im Durchschnitt bei: 2% in Frankreich, 4% in Japan, 
 in China, 10% in Großbritannien, 10,5% in Neuseeland, 20% in Sin-

pur und in Spanien, 25% in den USA, 40% in der Republik Korea.11 
Im Durchschnitt beläuft sich der Anteil der Studiengebühren auf 30 

d mehr Prozent an den Gesamtkoste
gleichzeitig können Mechanismen, die die Lernleistungen stimulieren 
und eine Gebührenbefreiung vorsehen, eingeführt werden. So bezahlen 

m Beispiel in China die Studierenden 9% von den Ausbildungskosten 
 Gebühr für das Studium. Wenn sich Studierende aber an den untersten 
istungsgrenzen bewegen, ka

normalen Studierenden. In Ungarn wurde sogar eine Gebühr für Studie-
12

 
9 vgl. oben Fußnote 1 
10 Основні показники діяльності вищих навчальних закладів України на початок 
2001/2002 навчального року. Статистичний бюллетень (Grundlegende Kennziffern zur 
Tätigkeit von Hochschuleinrichtungen der Ukraine zu Beginn des Studienjahres 2001/2002. 
Statistischer Bericht), Кiew 2002, S. 25. 
11 Higher Education: The Lessons of Experience, International Bank of Reconstruction and 
Development/World Bank 2001, р. 41. 
12 ebenda, p. 27. 
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ntralisierung – mehr 
einrichtungen? 

 
ine Bildung, die den zivilisierten Anforderungen des 21. Jahrhunderts 
ntspricht, kann sich nicht unter den Bedingungen einer strengen admini-
trativ-rechtlichen Kontrolle und eines bürokratischen Managements ent-

stem 
auf-

hes System muss auf wirtschaftlich-rechtlichen Mechanis-
me und Stimuli beruhen, die eine Adaption des Verhaltens einzelner 
Subjekte untereinander und an ihre Umwelt befördern. 

leichzeitig darf die Abkehr von Methoden einer strengen rechtlichen 
Verwaltung nicht bedeuten, dass die regulierende Rolle des Staates ernst-
haft geschwächt wird. Seine Stärke muss darin zum Ausdruck kommen, 

ät in der Bild
die von Sc renden vollständig 

lten sind. In dieser Beziehung übernimmt der Staat eine führende 
lle, da es nicht möglich ist, ho

Staat am Prozess ihrer Ausarbei
chen Verankerung der Pflichten z

tonomie, 
we

Prozesses ist, dass die Öffentlichkeit immer mehr in die Lösung drängen-
der Bildungsfragen einbezogen wird. 

en Rechtsgrundlagen geschaffen werden. Derzeit ist es so, dass die 
schuleinrichtungen noch nicht über genügend Freiheiten verfügen, 

5.  Demokratisierung und Deze
Autonomie für die Bildungs

E
e
s
wickeln. An deren Stelle muss ein integriertes und koordiniertes Sy
zur Steuerung der Bildungstätigkeit treten, das eine gewisse Distanz 
weist. Ein solc

n 

G

 
dass er beste Qualit
hoher Bildungsstandards, 
einzuha

ung garantiert. Dazu wiederum bedarf es 
hülern und Studie

Ro he Standards zu fixieren, ohne dass der 
tung, Bestätigung und normativ-rechtli-
u ihrer Einhaltung beteiligt ist. 

Die Orientierung, breite und unterschiedliche Schichten der Bevölke-
rung in die Lösung aktueller Probleme einzubeziehen, die Offenheit des 
Bildungssystems, Kollegialität und Kollektivität in der Leitung werden 
heute als neue, demokratische Züge im Bildungssystem angesehen. 
Gleichwohl ist zwischen diesen verbal deklarierten Prinzipien und ihrer 
realen Umsetzung noch eine deutliche Kluft zu verzeichnen, die durch-
dachte und konsequente Handlungen zur Überwindung erfordern, indem 
Korrekturen auf rechtlichem Gebiet vorgenommen werden. 

Die Dezentralisierung zeigt sich auf der Ebene des Hauptkettenglie-
des – der Bildungseinrichtung – in einem höheren Grad ihrer Au

nn Beschlüsse im Managementbereich gefasst werden. Der Grad der 
Autonomie der ukrainischen Hochschuleinrichtungen in Fragen der 
Hochschulleitung wächst mit jedem Jahr. Ein wichtiges Element dieses 

Für eine größere Autonomie müssen aber zunächst die entsprechen-
d
Hoch
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-
den

he Kontrolle über die 
Qualität und Effektivität der Bildungstätigkeit räumt den zentralen Lei-
tungsorganen eine bedeutende Macht ein. Der Staat hat sich in dieser 

um selbstständig in Fragen der Finanzpolitik entscheiden zu können. Der 
Prozess der Umstellung vollzieht sich in mehreren Schritten, und um ihn 
zu beschleunigen und in entsprechender Qualität umzusetzen, müssen – 
wie bereits erwähnt – die rechtlichen Grundlagen vorhanden sein. Eine 
Ausweitung der wirtschaftlich-rechtlichen Vollmachten der Bildungsein-
richtungen ist in ausgewogenem Maße mit einer staatlichen Kontrolltä-
tigkeit zu verbinden. Eine staatliche Kontrolle des Bildungswesens ist nur 
dann möglich, wenn es klare Kriterien hinsichtlich der Qualität von Bil-
dungsleistungen gibt, die von den Bildungseinrichtungen angeboten wer

. 
Die in der Ukraine ausgeübte staatlich-rechtlic

Hinsicht das Monopol gesichert, obwohl auf internationaler Ebene immer 
deutlicher wird, dass Bildungseinrichtungen weniger gegenüber den 
höchsten Leitungsgremien verantwortlich sind, sondern in weitaus größe-
rem Maße gegenüber der Öffentlichkeit und den Verbrauchern. Entspre-
chend setzt sich auch zunehmend ein Akkreditierungswesen durch, das 
allerdings im Vergleich zu anderen Ländern, die bereits über längere Er-
fahrungen mit Akkreditierungsverfahren durch unabhängige Organisati-
onen oder Agenturen verfügen, vollständig in staatlicher Hand ist.  

Im Verlauf der 90er Jahre des 20. Jahrhunderts wurde in der Ukraine 
eine rechtliche Basis entwickelt, die neue Bedingungen für die Tätigkeit 
von Bildungseinrichtungen geschaffen hat.13 Gesetze haben die Möglich-
keiten zur künftigen Entwicklung der unternehmerischen Tätigkeit im 
Bildungsbereich erweitert. Sie sind vor allem mit der Entwicklung der 
Eigentumsformen verbunden – neben den staatlichen Bildungseinrich-
tungen können seither auch Einrichtungen entstehen und ihre Tätigkeit 
aufnehmen, die auf anderer als staatlicher Trägerschaft basieren. 
 

                                                           
13 Положення про порядок створення, реорганізації і ліквідації навчально-виховних 
закладів. Постанова КМ України від 05.04.1994 р. №228// Законодавчі та нормативні 
акти про освіту (Anordnung des Ministerkabinetts der Ukraine vom 5. April 1994 Nr. 228 
„Richtlinien zur Bildung, Reorganisation und Liquidation von Bildungseinrichtungen“/ 
Gesetzgebende und normative Akte zum Bildungswesen), Bd. 3, S. 24-31. 



die hochschule 2/2004 185

nicht als unternehmerische angesehen, 
wo

 

als unternehmerische Tätigkeit angesehen. 
Eine besondere Rolle spielen im Bildungsbereich nichtstaatliche, ge-

n rin besteht, 
Gewin  
Bil ngsniveau der Bürger bzw. einzelner Gruppen zu entwickeln oder 

Jahrhunderts in den USA mehr als die Hälfte aller nichtstaatlichen Hoch-
 

Hochschule aufzutei-
14

6.  Gemeinnützige (nicht-kommerzielle) 
Bildungseinrichtungen – ein Novum in der Ukraine 

 
In vielen Ländern – so auch in Russland – wird eine Tätigkeit zur Bereit-
stellung von Bildungsleistungen sowohl in staatlichen als auch in nicht-
staatlichen Bildungseinrichtungen 

rauf sich der besondere Status aller Bildungseinrichtungen als Institu-
tionen zur Befriedigung von Bedürfnissen der Bevölkerung nach Bil-
dungsleistungen begründet. Eine solche nicht-unternehmerische Tätigkeit 
befreit von allen Arten der Steuerzahlung, einschließlich der Zahlungen 
für Grund und Boden. Als unternehmerisch wird eine Tätigkeit angese-
hen, wenn Grundfonds und Besitz einer Bildungseinrichtung veräußert 
oder vermietet werden, wenn mit gekauften Waren gehandelt wird, wenn 
Vermittlungsdienste angeboten werden, wenn man sich anteilig am Kauf
von Aktien beteiligt usw. Entsprechend dem Gesetz „Über das Unterneh-
mertum“ wird eine Bildungstätigkeit in der Ukraine, die von privaten Bil-
dungsträgern angeboten wird, 

mein ützige Bildungseinrichtungen, deren Hauptziel nicht da
n zu erzielen. Sie werden mit dem Ziel eingerichtet, ein höheres

du
um konkrete gesellschaftliche Zwecke zu realisieren (wie religiöse Bil-
dung, Bildung für ethnische Minderheiten u.a.). Die nicht-staatlichen 
Non-Profit-Bildungseinrichtungen nehmen einen recht breiten Raum im 
Bildungssystem ein. So waren zum Beispiel in den 80er Jahren des 20. 

schulen nichtkommerzielle, an denen 53% der Studenten und Aspiranten
studierten. Nichtkommerzielle Hochschulen können nach dem Gesetz ei-
ne unternehmerische Tätigkeit ausüben und Gewinn erzielen, aber sie 
dürfen diesen juristisch gesehen nur für neue Bildungsleistungen ausge-
ben, es ist verboten, ihn unter den Mitarbeitern der 
len.  

Im übrigen sind in der Ukraine die Fragen zur Einrichtung und Tätig-
keit von nichtstaatlichen, nichtkommerziellen Bildungseinrichtungen 
noch nicht hinreichend in rechtlicher Hinsicht geklärt, so dass eine nor-

                                                           
14 Щетинин,В.П./Хроменков, Н.А./Рябушкин, Б.С.: Экономика образования. Учебное 
пособие (Bildungsökonomie. Handbuch), Мoskau 1998, S. 97-98. 
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In echtsgrundlage dafür geschaffen, um eine fle-

ren ildungsstrukturen in der Mehrheit der Länder in der 

and
dem r die Bildung“ sind folgende Bildungsstufen festgelegt 

die allgemeine mittlere Basisbil-
tlere Bildung, die beruflich-technische 

Bil  und Qualifikationsniveaus wurden per Gesetz folgende einge-
führt: qualifizierter Arbeiter, jüngerer Facharbeiter, Bachelor, Spezialist 

male Entwicklung dieser Form des Lehrbetriebs behindert wird. Um das 
Netz an gemeinnützigen Bildungseinrichtungen zu erweitern, bedarf es 
zumindest der Schaffung einer rechtlichen Grundlage, die die organisato-
risch-rechtlichen Formen einer Bildungseinrichtung festlegt, die weder 
auf nichtstaatlichem Eigentum beruht noch auf eine Gewinnerwirtschaf-
tung orientiert ist, sowie der rechtlichen Normen, die gelten, wenn eine 
(nichtunternehmerische) Lehrtätigkeit und eine unternehmerische Tätig-
keit aufgenommen werden solle

Ein Beispiel für eine gemeinnützige Lehranstalt ist die „Offene Inter-
nationale Universität zur Entwicklung des Menschen Ukraina“, die seit 
1999 in der Ukraine existiert. 
Fachkräfte in Dutzenden wissenschaftlichen Disziplinen und Fachrich-

gen – von der Journalistik bis zur Rechentechnik, von der Psychologie 
 zur Elekt

Personen, die soziale Hilfe und rechtlichen Schutz genießen, gleichwohl 
ial kaum abgesichert sind, wie etwa Waisenkinder oder Bürger mit 
hinderung.15 
 
Entwicklungsperspektiven des ukrainisch
Bildungswesens 
 

der Ukraine wurde die R
xible gestufte Struktur der Bildungs- und Qualifikationsniveaus einzufüh-

, die mit den B
Welt in Einklang gebracht und von der UNESCO, der UNO und vielen 

eren internationalen Organisationen anerkannt wurde. Entsprechend 
 Gesetz „Übe

worden: die allgemeine Grundbildung, 
dung, die komplette allgemeine mit
Bildung, die höhere Grundbildung, die komplette höhere Bildung. Als 

dungs-

(=Diplomand), Magister.16 Seit 2001 ist die Ukraine dabei, schrittweise zu 
                                                           
15 Каленюк, І.С.: Освіта в економічному вимірі: потенціал та механізм розвитку (Bil-
dung – wirtschaftlich gemessen: Potenzial und Mechanismus zur Entwicklung), Кiew 2001, 
S. 221. 
16 Gesetz der Ukraine “Про вищу освіту” (Über die Hochschulbildung), Кiew 2002, S. 12-
13. 
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stigen 
We

einem System der allgemeinbildenden mittleren Schulausbildung von 12 
Jahren überzugehen, wodurch sich auch die allgemeine Schulstruktur ent-
sprechend verändern wird. 

Die Berücksichtigung der internationalen Erfahrungen aus den Verän-
derungen, die im Bildungswesen am Ende des 20. und am Anfang des 21. 
Jahrhunderts stattfanden bzw. stattfinden, ist eine aktuelle Aufgabe für 
die Ukraine von heute. Eine Integration der Ukraine in die europäische 
und internationale Gemeinschaft wird nicht möglich sein, ohne dass sich 
ihr Bildungssystem maximal an die allgemeingültigen Bedingungen für 
das Funktionieren eines modernen Bildungswesen annähert. Neben dem 
Bemühen um eine Standardisierung der Bildungsleistungen ist es notwen-
dig, den eingeschlagenen Kurs fortzusetzen, der auf die nationalen Be-
sonderheiten und Originalität des nationalen Bildungssystem, die positi-
ven Erfahrungen, die über Jahrhunderte gemacht wurden, orientiert ist. 

Priorität im Bildungswesen müssen zweifelsohne immer die gei
rte haben. In der Epoche der Industriegesellschaft sind professionelle 

Kenntnisse von erstrangiger Bedeutung, was darin zum Ausdruck kommt, 
dass die Aufmerksamkeit vornehmlich auf die Ausbildung von qualifi-
zierten Arbeitskräften gerichtet wird. Dennoch ist seit langem bekannt, 
wie verhängnisvoll eine einseitige und unzureichende Ausbildung sein 
kann. Der Staat wird im Bildungswesen stets eine entscheidende Rolle 
spielen müssen. Dem Staat eröffnen sich nicht nur durch juristische Kon-
trolle, sondern auch durch indirekte Methoden der wirtschaftlichen, recht-
lichen und organisatorischen Einflussnahme reale Möglichkeiten, die 
Entwicklung in diesem Bereich zu bestimmen und somit für den Erhalt 
und die Vermehrung des nationalen Bildungspotenzials Sorge zu tragen.
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rend der kommunistischen Herrschaft zeichnet der Au-
tor,

Bibliografie: Wissenschaft & Hochschule in 
Osteuropa von 1945 bis zur Gegenwart1 

 
 

 
1.  Nachträge: Erscheinungszeitraum 1990 - 19982 

 
Vlasceanu, Lazar: Trends, Developments and Needs of the Higher Education 
Systems of the Central and Eastern European Countries (CEPES Papers in 
Higher Education). CEPES, Bukarest 1992. $ 15,-. ISBN 92-9069-119-X. Bezug: 
UNESCO-CEPES, 39, Stirbei Vodã Street,  RO-010102, Bucharest, Romania, 
http://www.cepes.ro/publications/Orderonline.htm 
Die Studie entstand im Rahmen der Vorbereitungen zur CEPES-Konferenz „Academic 
Freedom and University Autonomy“, welche vom 5.-7. Mai 1992 im rumänischen Sinaia 
stattfand und bietet einen Überblick zur komplexen Situation der osteuropäischen Bildungs-
systeme nach dem Ende des kalten Krieges. Nach einer kurzen Analyse der Atmosphäre in-
nerhalb des Hochschulsystems wäh

 ein rumänischer Bildungssoziologe, die verschiedenen Entwicklungen der osteuropäi-
schen Bildungssysteme nach der Wende nach und fokussiert dabei auf die immer augen-
scheinlicher werdenden Probleme dieser Veränderungen. Dabei werden die Ähnlichkeiten 
der Trends, Entwicklungen und Probleme innerhalb der höheren Bildung in den Ländern 
Mittel- und Osteuropas und den vornehmlich staatlich getragenen Bildungssystemen der 
westeuropäischen Länder herausgearbeitet, wie sie vor allem in bezug auf die Fragen von 
Dezentralisierung, der Finanzierung, der Zusammenarbeit mit dem Wirtschaftssektor, der 
Arbeitslosigkeit von Akademikern, den Herausforderungen neuer Informationstechnologien 
sowie der Personalentwicklung auftreten. 

 
Balazs, Katalin/Wendy Faulkner/Uwe Schimank (eds.): The Research System in 
Post-Communist Central and Eastern Europe (EASST Special Issue, Social Stu-
dies of Science 4/1995). Sage Publications, London 1995. 276 S. Bezug bei: Sage 

                                                           
1  ”Osteuropa” steht an dieser Stelle vereinfachend für die früher sozialistischen Staaten 
Ostmittel-, Ost- und Südosteuropas sowie die außereuropäischen Staaten, die vormals als 
Sowjetrepubliken zur UdSSR gehörten. Formal werden hier selbständige Publikationen 
erfa
nich

1945 (alle anderen Länder), (b) mit der Hochschul- und Wissenschaftsentwicklung in Ost-

e. 

sich auf folgende Veröffentlichung, die an dieser Stelle fortlaufend 

nberg. 

sst, d.h. unselbständig erschienene Zeitschriften- und Sammelbandartikel finden sich 
t berücksichtigt. Thematisch sind Publikationen einbezogen, die sich (a) mit der Hoch-

schul- und Wissenschaftsgeschichte osteuropäischer Staaten ab 1917 (Sowjetunion) bzw. ab 

europa seit 1990 sowie (c) mit den west-ost-europäischen Hochschul- und Wissenschafts-
beziehungen beschäftigen. Berücksichtigung finden Publikationen in deutscher und engli-
scher Sprach
2 „Nachträge“ bezieht 
ergänzt wird: Peer Pasternack: Hochschule & Wissenschaft in Osteuropa. Annotierte Biblio-
graphie der deutsch- und englischsprachigen selbständigen Veröffentlichungen 1990 - 1998, 
HoF Wittenberg, Wittenberg 1999, 81 S., ISBN 3-9806701-0-4, € 12.50, Bezug bei: HoF 
Wittenberg, Collegienstr. 62, 06886 Witte
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and

l en politischen und ökonomischen Wandel ausgesetzt sah. 

gen von Innovation und Technologietransfer fokussiert, sondern auch versucht, jüngste Er-
sition in Konzepte einfließen zulassen, welche die Entwicklung der 

mationsländer beschleunigen könnten. 
 

 Leben das sowjetischen Biologen und Genetikers 
N

erlin-Buch lebte und forschte. Englische Ausgabe 

Publications, Ltd., 6 Bonhill Street, London, EC2A 4PU, UK; info@sagepub.co. 
uk 

 
OECD (Hg.): Science and Technology Statistics in the Partners in Transition 
Countries and the Russian Federation (OECD Working Papers Vol. IV, N 19). 
Paris 1996. 106 S. ISSN: 1022-2227. Bezug über: http://oecdpublications.gfi-
nb.com/ 
Die hier vereinten Beiträge entstanden im Rahmen der Vorbereitung eines Workshops im 
Dezember 1995, welcher sich mit der Implementierung der OECD-Methodologien zur 
Sammlung und Zusammenstellung von R&D/S&T-Statistiken in Polen, Tschechien, Un-
garn, der Slowakei und Rußland auseinandersetzte. Die Beiträge im Einzelnen: “Results of 
the OECD 1995 Data Collection in the PIT Countries and the Russian Federation”, “Science 

 Technology Statistics in the Czech Republic” (Jan Fischer/Helena Glatzova/Hana Sle-
grova/Maria Vasakova), “Science and Technology Statistics in Hungary” (Ildiko Po-
den/Erzsebet Varga), “The Hungarian Pilot Innovation Survey” (Annamaria Inzelt), “Sci-
ence and Technology Statistics in Poland” (Grazyna Niedbalska), “Science and Technology 
Statistics in the Slovak Republic” (Frantisek Bernadic/Edita Novotna/Stefan Zajac), “Sci-
ence and Technology Statistics in the Russian Federation: New National Surveys” (Leonid 
Gokhberg), “Statistics on R&D Budgetary Allocations in Russia” (Leonid Gokhberg/Na-
talia Gorodnikova). 

 
Tillett, A.D./Barry Lesser (Eds.): Science and Technology in Central and East-
ern Europe. The Reform of Higher Education. Garland Publishing, New York/ 
London 1996. 219 S. $ 55,-. ISBN 0815317689. Im internationalen Buchhandel. 
Seien die Wissenschaften, Technologie sowie die höhere Bildung in den ehemaligen kom-
munistischen Staaten in Osteuropa ihrer Freiheit durch das politische System beraubt gewe-
sen, so erscheine es heute so, als fiele diese nun den ökonomischen und sozialen Zwängen 
zum Opfer. Die Publikation unterstreicht in dieser Situation nicht nur die Bedeutung der 
ökonomischen und politischen Absicherung der Wissenschaft und Technologie für die ein-
zelstaatlichen Ökonomien, sondern rekonstruiert in zehn Kapiteln auch die Schwierigkeiten 
und Chancen, welchen sich das wissenschaftliche und technologische Establishment durch 
den plötz ich

 
Dyker, David A. (Ed.): The Technology of Transition. Science and Technology 
Policies for Transition Countries. Central European University Press, Budapest/ 
New York 1997. 302 S. $ 49,95. ISBN 185 866 0513. Im internationalen Buch-
handel. 
Die Publikation widmet sich der Frage, wie Länder, welche über einen längeren Zeitraum 
durch Fehlmanagement unter Produktivitätsverlusten und einem Mangel innovativer Impul-
se von Seiten der Wissenschaft litten, diese Defizite im Zuge der Transformation beheben 
und somit eine positive Wirtschaftsdynamik erzeugen können. Dabei wird nicht nur auf Fra-

fahrungen mit der Tran
Transfor

Granin, Daniil: Bison. A Novel About the Scientist Who Defied Stalin. Double-
day, 1990. 262 S. $ 24,95. ISBN 0385247532. Im internationalen Buchhandel. 
Der historische Roman rekonstruiert das

ikolai Timofeyev-Resovsky, der zunächst in der stalinistischen Sowjetunion und dann im 
nationalsozialistischen Deutschland in B
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er, s Univer-
sity Pre 878. Im interna-
tionalen Buchhandel. 

mie abge-
löst
sch

ren, versucht in der Monographie, einige der Schlüsselfragen zum Verhält-
chaft, Technologie und politischen Systemen unter extremen Bedingungen 

hera

uence. 
St. 
tion

rekonstruiert diese Publikation die Einflußnahme der Wissenschaftler auf die Politik, vor al-
 im Bereich der Nuklearpolitik und der Menschenrechte, und zeigt so die Handlungs-

issenschaftler auf. Zudem werden anhand der Ereignisse um die Wissen-

des 1988 auf deutsch erschienenen Werkes: Daniil Granin: Der Genetiker. Das Leben d. Ni-
kolai Timofejew-Ressowski, genannt Ur, Pahl-Rugenstein Verlag, Köln 1988. 

 
Soyf  Valery N.: Lysenko and the Tragedy of Soviet Science. Rutger

ss, Piscataway, NJ 1994. 379 S. $ 39,95. ISBN 081 352 0

Die Publikation rekonstruiert das Leben und Wirken des Agronomen Lysenko. Geboren 
1925 als Sohn eines Bauern und mit geringer akademischer Bildung gelang es ihm, unter 
geschicktem Einsatz der Medien und durch gute Beziehung zur Politik die Position als Ver-
antwortlicher der staatlichen Forschungseinrichtungen und des Präsidenten der Akademie 
für Landwirtschaftswissenschaften (AdL) der Sowjetunion zu erringen. Seine lamarckschen 
Theorien, welche – ohne jemals empirisch geprüft worden zu sein – für viele Jahre in der 
Sowjetunion hegemoniale Bedeutung hatten, führten nicht nur das gesamte landwirtschaftli-
che Programm, sondern auch große Teile der sowjetischen Wissenschaftsgemeinschaft, ins-
besondere die Genetik, in die Katastrophe. Dennoch blieb bis zum Tod Stalins 1953 sein 
Einfluß in Partei und Wissenschaft ungebrochen. Im März 1953 wurde er von Nikita 
Chruschtschow persönlich kritisiert. 1954 wurde Lysenko als Präsident der Akade

, blieb jedoch landwirtschaftlicher Berater Chruschtschows. 1962 wurden seine wissen-
aftlichen Fehler und Fälschungen sowie seine Politik der politischen Ausgrenzung wis-

senschaftlicher Kritiker durch prominente Naturwissenschaftler, darunter Yakov Borisovich 
Zel'dovich, Witali Ginzburg und Pjotr Kapiza, offengelegt. Lysenko wurde daraufhin von 
Chruschtschow entlassen. Doch selbst nach dem offensichtlichen Scheitern seiner Theorien 
leitete er bis zu seinem Tode 1976 noch ein Forschungsteam von über 150 Mitarbeitern. 

 
Josephson, Paul R.: Totalitarian Science and Technology (Control of nature). 
Humanities Press, New Jersey 1996. 123 S. $ 48,- (cloth)/$ 22,- (paper) ISBN 0-
391-03979-2 (cloth)/0-391-03980-6 (paper). Im internationalen Buchhandel.  
Paul R. Josephson, einer der wenigen amerikanischen Historiker, welchem es gestattet war, 
die russischen Archive einzusehen und zudem zahlreiche Interviews mit sowjetischen 
Physikern zu füh
nis von Wissens

uszuarbeiten und einige Vorschläge zu deren Beantwortung vorzulegen. Daher geht er 
über die reine Darstellung der historischen Fakten zu totalitärer Wissenschaft und Tech-
nologie hinaus und wendet sich hauptsächlich der Frage zu, wie in Bezug auf den Umgang 
der Menschen mit der Natur Wissenschaft und Technik mit dem ökonomischen, sozialen 
und intellektuellen Leben interagieren. Die Arbeit gliedert sich in fünf Kapitel: „Totalitarian 
Science“, „Transformationist Visions: The Biological Science in Totalitarian Regimes“, 
„The Physical Sciences under Totalitarian Regimes: The Ideologization of Science“, „Tech-
nology and Politics in Totalitarian Regimes“ und „Conclusion: Totalitarian Science?”. 

 
Roberg, Jeffrey L.: Soviet Science under Control. The Struggle for Infl

Martin’s Press, New York 1998. 184 S. $ 65,-. ISBN 0312177364. In interna-
alen Buchhandel. 

Zeichnet der konventionelle Totalitarismusansatz ein eher eindimensionales Bild vom Ver-
hältnis der Politik und der Wissenschaft in der Sowjetunion, nach welchem die kommunisti-
sche Partei die Aktivitäten der Wissenschaftler einer strengen Reglementierung und Kon-
trolle unterwarfen, so versucht Roberg, dieses Bild der totalen Determination durch eine Be-
trachtungsweise, welche die Interdependenz der beiden Systeme betont, zu ersetzen. Daher 

lem
spielräume der W
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Loyalität ge-

den die Auswirkungen der amerikanischen Methoden der Psy-

Men

Boa

er die Mitarbeit bei der Entwicklung nuklearer Waffen verweigert und wurde daher 1946 
nes Postens als Institutsdirektor, den er jedoch im Jahre 1955 wieder einnehmen konnte. 

E

andere Kollegen 

schaftler Peter Kapitsa und Andrei Sakharov die Konflikte nachgezeichnet, welche aus der 
Spannung zwischen persönlicher Verantwortung des Wissenschafters und der 
genüber dem Regime entstanden. 

 
Fortescue, Stephen: Science Policy in the Soviet Union. Routledge, London/New 
York 1990. 230 S. £ 45,-. ASIN 041 502 3793. Im internationalen Buchhandel. 
Die Publikation gibt einen allgemeinen Überblick zur Organisation, Planung und Durch-
führung wissenschaftlicher Projekte in der Sowjetunion. Die auf Forschungen in England 
basierende Arbeit zeigt, daß die sowjetische Wissenschaft mehr fundamentale Probleme zu 
gewärtigen gehabt habe, als man es bis dahin angenommen hatte. 

 
Cote, Maureen: Russian Psychology in Transition. Interviews with Moscow 
Psychologists. Nova Science Publishers, Commack, New York 1998. 257 S. $ 
59,-. ISBN 1-56072-601-6. Im internationalen Buchhandel.  
Der Zusammenbruch der Sowjetunion und die darauf folgenden Umwälzungen führten auch 
im Bereich der russischen Psychologie zu weitgehenden Umgestaltungen. In der Publikation 
diskutieren 12 bedeutende russische Psychologen über die Veränderungen, welche seit dem 
bahnbrechenden Besuch der UdSSR durch den amerikanischen Psychologen Carl Rogers 
stattgefunden haben. Es wer
chotherapie auf die russischen Therapien unter dem Blickwinkel der unterschiedlichen 

talitäten in Rußland und der USA evaluiert. Dabei finden die Auswirkungen der russi-
schen akademischen, geistigen, religiösen und kulturellen Traditionen und ihr Einfluß auf 
die neuentstehenden Therapien besondere Beachtung. 

 
Josephson, Paul R.: Physics and Politics in Revolutionary Russia (California 
Studies in the History of Science/Studies of the Harriman Institute, Columbia 
University). University of California Press, Berkeley/Los Angeles/Oxford 1991. 
423 S. € 48,46. ISBN 0-520-07482-3. Im internationalen Buchhandel. 
Das Buch ordnet sich in eine wissenschaftstheoretische Tradition ein, welche auf der unhin-
tergehbaren Einbettung wissenschaftlicher Forschungen und Erkenntnisse in einen sozialen, 
kulturellen und politischen insistiert. Es beschreibt die Entwicklung der Physik zwischen 
1900 und dem Ende des zweiten Weltkriegs, wobei auf das Verhältnis von Physikern und 
Staat sowie auf die wissenschaftspolitischen Brüche, wie das Ende des zaristischen 
Rußlands und die stalinistische Wissenschaftspolitik in den 30er Jahren, fokussiert wird. 

 
g, J.W./P.E. Rubinin/J. Shoenberg (Hg.): Kapitza in Cambridge and Moscow. 

Life and Letters of a Russian Physicist. North-Holland, New York 1990. 429 S. 
$ 60,50. Im internationalen Buchhandel. 
Der Physiker Pyotr Leonidovich Kapitza (1894 – 1984) verließ 1921 Rußland und arbeitete 
bis 1934 gemeinsam mit Ernest Rutherford in England. Während einer Dienstreise in die 
Sowjetunion im Herbst 1934 wurde er an der Ausreise gehindert und sein Paß beschlag-
nahmt. Er gründete das Institut für physikalische Probleme der Sowjetischen Akademie der 
Wissenschaften und stand ihm von 1935–1946 und 1955–1984 als Direktor vor. 1945 hatte 

sei
r erhielt 1978 den Nobelpreis für Physik in Anerkennung für seine Leistung bei der Erfor-

schung von Niedrig-Temperatur-Physik. Die vorliegende Publikation widmet dem Physiker, 
welcher meist nur als Randfigur in den Biographien von Rutherford, Cockcroft oder Landau 
in Erscheinung tritt, eine 84seitige Biographie und dokumentiert zudem eine großzügige 
Auswahl von Kapitzas Briefen an seine Mutter, seine Frau, Rutherford und 
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 L.: A Guide to the Russian Academy of Sciences. Cross Associates, 
ustin 1997. 1.270 S. ISBN 0-961-7785-0-5.  

Unter URL http://www.lib.utexas.edu/books/cross/russia_rev97.pdf.  
Der vorliegende Text gibt einen Einblick in die Struktur, Ziele und Organisation der Rus-
sischen der Wissenschaften und analysiert die Transformationen der letzten Jahre. 

 
Leiter, Sharon: Prospects for Russian Military R&D. RAND, Santa Monica, CA 
1996. 89 S. $ 15,-. ISBN 0-9330-2362-4. Bezug bei: RAND, 1700 Main Street, 
P.O. Box 2138, Santa Monica, CA 90407, USA; order@rand.org. 
Im Rahmen des Tschetschenienkonfliktes wurde einer breiten Öffentlichkeit der schockier-
ende Zustand der Ausrüstung und Bewaffnung der russischen Armee bewußt. Die Studie 
zeigt die Folgen der drastischen Verringerung der Stärke der Armee und des Militärbudgets 
für die Rüstungsforschung und -entwicklung wie auch für die militärische Produktion auf. 
Diese Einschnitte machen sich vor allem in den Breichen der technischen Forschung und 
Wissenschaft bemerkbar und ziehen häufig zahllose Kündigungen und die Desintegration 
der Wissenschaftsinstitutionen nach sich. In dieser Situation stünden der Revitalisierung der 
vormals riesigen russischen Militärforschung und -entwicklung sowie der Fähigkeit Ruß-
lands, seine Waffen zu modernisieren und neue zu entwickeln, im wesentlichen zwei Optio-
nen zur Verfügung: entweder die Wiederherstellung einer staatlichen militärischen FuE-
Struktur oder aber die Etablierung eines lebensfähigen zivilen wissenschaftlich-technischen 
Sektors. Im Rahmen dieser Situation untersucht die Studie, die im Auftrag der U.S. Army 
erstellt wurde, die Trends innerhalb der wissenschaftlichen Gemeinschaft unter Berücksich-
tigung der Finanzierung, der höheren Bildung, der Problemen des Brain Drain und der Ver-
änderungen der wissenschaftlichen Institutionen. 

 
Jones, Anthony (ed.): Education and Society in the New Russia. M.E. Sharpe, 
Armonk, NY/London 1994. 341 S. $ 106,95 (cloth)/$39,95 (pbk.) ISBN: 1-
56324-209-5 (cloth)/1-56324-210-9 (pbk.). Im internationalen Buchhandel.  
Der Band fokussiert auf das Verhältnis von Gesellschaft und Bildung im postkommunisti-
schen Rußland, ohne jedoch die Gorbatschow-Ära auszublenden, da bereits hier entschei-
dende Weichen für die aktuellen Entwicklungen gestellt worden seien. Die Beiträge mit 
Hochschulbezug: “Plans to Reform Russian Higher Education” (Harley D. Balzer), “History 
Education and Historiography in Soviet and Post-Soviet Russia” (William B. Husband), 
“Education for Management in a New Economy” (Sheila M. Puffer), “Reforming Medical 
Education in Russia” (Julie V. Brown/Nina L. Rusinova), “Educating Russia for a Free 
Press” (Nicholas Daniloff), “Issues in Teacher Education” (Stephen Webber/Tatiana Web-
ber), “After Graduation, What? The Value of an Education in the New Order” (Deborah 
Adelman). 
 
Schweitzer, Glenn E.: Experiments in cooperation: Assessing U.S.-Russian pro-
grams in science and technology. The Twentieth Century Fund Press, New York 
1997. 175 S. $ 9,95. ISBN 0-87078-405-6. Im internationalen Buchhandel.  
Nach dem Wegfall der bipolaren Weltordnung durch die Implosion des Ostblocks sahen 
sich die USA der Gefahr des Transfers nuklearer Waffen oder militärischen Wissens aus der 
vormaligen Sowjetunion in die Hände von „Schurkenstaaten“ oder Terroristen ausgesetzt. 
Neben der Abwehr dieser Bedrohung verfolgte die US-Politik auf dem Feld der Technolo-
gie und Wissenschaft ein weiteres Ziel: Da die Technologie der UdSSR nicht nur zu großen 

sowie an sowjetische Politiker, unter ihnen Stalin, Molotov oder Andropov. Ergänzt wird 
der Band durch ca. 80 Photographien. 

 
Cross, Jack
A
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n m r gelegentlich sogar überle-
orteile 

für beid iet der 
issenschaft und Technologie, auch wenn sie von Projekt zu Projekt durchaus unterschied-

Das

em Schwerpunkt „Universitätsgeschichte in Osteuro-

den

versitätszentren Osteuropas einzuwerben und auch das inoffizielle Wissenschaftsmilieu 
Osteuropas der 70er und 80er Jahre darzustellen. Im hiesigen Kontext interessieren vor al-

Teile it der der Amerikaner konkurrieren konnte, sondern ih
gen war, konnte eine wissenschaftlich-technische Kooperation auf diesem Gebiet V

e Seiten zeitigen. Die Studie zeigt, daß diese Zusammenarbeit auf dem Geb
W
liche Qualität und Ergebnisse hervorbrachte, als eine Erfolgsgeschichte zu lesen sei. Dieser 
Erfolg sei im wesentlichen auf zwei Gründe zurückzuführen: Erstens können diese Koope-
rationen in Wissenschaft und Technik mit einem geringen Kostenaufwand betrieben werden 
und basieren zweitens auf einer Überschneidung von privaten kommerziellen und staatli-
chen Interessen. 

 
Cross, Jack L.: The Ukrainian Academy of Sciences. Cross Associates, Austin 
1995. 63 S. ISBN 0-961-7785-0-6. Auch unter: URL http://www.lib.utexas.edu/ 
books/cross/ukraine.pdf 
Dieser Führer bietet die wichtigsten Information zur Ukrainischen Akademie der Wissen-
schaften und bietet einen Überblick zur Struktur, Zielen und Organisation dieser Institution. 

 
Brauns, Hildegard/Walter Müller/Susanne Steinmann: Educational Expansion 
and Returns to Education. A Comparative Study on Germany, France, the UK, 
and Hungary (Arbeitspapiere des Mannheimer Zentrums für Europäische Sozial-
forschung, Arbeitsbereich 1, Nr. 23). Mannheim 1997. 40 S. € 2,60. Bezug: Uni-
versität Mannheim, MZES, D-68131 Mannheim; Direktorat@mzes.uni-mann-
heim.de; auch als pdf-Datei unter: http://www.mzes.uni-mannheim.de/publica-
tions/wp/wp1-23.pdf 

 Arbeitspapier dokumentiert eine empirische Erhebung zu den Konsequenzen der Bil-
dungsreform in vier europäischen Ländern in Hinblick auf die Arbeitsmarktchancen von 
Schulabgängern. Die empirische Studie fokussiert dabei einerseits auf die Auswirkungen  
der Hochschulbildung und andererseits auf die Berufsausbildung im Vergleich zur allgemei-
nen Bildung andererseits. Innerhalb dieser Analyse fungiert die soziale Position der Proban-
den als wichtigster Indikator für die Auswirkungen der Ausbildung in Bezug auf den Ar-
beitsmarkt. Diese Auswirkungen der Ausbildung wurden unter zwei Gesichtspunkten ana-
lysiert: Auf der einen Seite wurden die Prozentzahlen innerhalb einer bestimmten Bil-
dungsgruppe, die eine spezifische soziale Position erreichen, ermittelt, und andererseits 
wurden die Chancen verschiedener Bildungsgruppen untereinander korreliert. Die Ergebnis-
se dieser Erhebungen wurden schließlich zwischen den einzelnen Ländern und in Hinblick 
auf die vergangenen Jahre verglichen. 

 
2.  Publikationen ab 1999 

 
Bott, Marie-Luise (Hg.): Jahrbuch für Universitätsgeschichte. Band 4 (2001). 
Universitätsgeschichte in Osteuropa. Franz Steiner Verlag, Stuttgart 2001. 272 
S. € 39,-. Im Buchhandel. 
Ziel des vorliegenden Jahrbuches mit d
pa“ ist es, osteuropäische Autoren in deutscher Übersetzung ein Forum zu geben und sie in 

 allgemeinen Dialog universitätsgeschichtlicher Forschung zu integrieren. Konzeptionell 
gab es daher zwei Vorentscheidungen: nach Möglichkeit Beiträge zu allen wichtigen Uni-

lem folgende Beiträge: „Neue Universitäten in Polen nach dem Zweiten Weltkrieg – ideelle 
und organisatorisch Konzepte“ (Piotr Hübner), „Die Universität Voronez in den Jahren ihrer 
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12,-. Im Buchhandel. 
Ko

 organisatorischen Voraussetzungen für eine Integration in die interna-
tionale scientific community. Die Beiträge im Einzelnen: „10 Jahre Transformation und In-
novation in der Wissenschaftslandschaft Polens - Aussichten und Trends“ (Meinolf Bick-

n Ungarn 1989/90 – 
200 er Fischer), „Wissenschaft und Forschung in der Slowakei 
nach 1989“ (Magdalena Piscova), „Transformation von Wissenschaft und Forschung in 

de Flut neuer Studenten, die Wiederherstellung der akademischen Selbstverwaltung und der 
Freiheit der Wissenschaften ihnen stellten, auseinandersetzen. Die Studie versucht, den An-
satz der Systemsteuerung unter dem Blickwinkel der Echtzeit für die Analyse der Transition 

 Bildungssysteme fruchtbar zu machen. In einzelnen Kapiteln werden die Infrastruktur 
d

alysiert. Der zweite Teil der Studie widmet sich der Analyse der vier Problemfelder 

Konstituierung 1918 – 1931“ (Michail D. Karpacev), „Die Gründung der Weißrussischen 
Staatsuniversität 1921 und ihre Rektoren bis 1937“ (Oleg A. Janovskij), „Die ‚fliegenden 
Universitäten’ und unabhängige Bildungsinitiativen in Polen unter kommunistischer Herr-
schaft“ (Ryszard Terlecki), „’Ein unzensiertes Selbstbildungsforum.’ Die ‚Freie Montags-
universität’ in Budapest 1978–1985“ (Sandor Szilagyi), „’Wissenschaft hat ein Recht auf 
größere Öffentlichkeit.’ Die Hausseminare bei A.K. Zolkovskij und E.M. Meletinskij: Aus 
der Geschichte der Philologie in Moskau 1976–1983“ (Michail L. Gasparov). 

 
Gorzka, Gabriele (Hg.): Transformation der Wissenschaften in Mittel- und Ost-
europa: Polen, Rumänien, Russland, Slowakei, Tschechien, Ungarn (Ost-West-
Dialog Bd. 6).  Hrsg. vom Ost-West-Wissenschaftszentrum Kassel, Universität 
Kassel, Kassel University Press, Kassel 2003. 222 S.  € 

mplett zur Ansicht unter URL: http://cgi.uni-kassel.de/~dbupress/ downlo-
ad_frei.pdf.cgi?3-89958-011-7 (außerhalb des Netzes der Universität Kassel als 
nicht-ausdruckbare Version, druckbare Variante: € 5,-). 
Alle Länder Mittelost- und Osteuropas haben im Zuge der Transformationsprozesse die Zie-
le und Werte von Bildung und Wissenschaft neu definiert und die Strukturen in Forschung 
und Lehre entsprechend reformiert. Demokratisierung, Meinungspluralismus, markt-
wirtschaftliche Orientierung bzw. Ausrichtung der Hochschulausbildung und Wissenschaft 
auf den gesellschaftlichen Bedarf an Akademikern und wissenschaftlicher Expertise in der 
jeweiligen Volkswirtschaft bestimmen nach dem Zusammenbruch der sozialistischen Syste-
me die Neuausrichtung in der Wissenschaft. In der Hochschul- und Forschungspolitik wur-
den neue Leitlinien gesetzt: die Orientierung an westlichen Standards und die Schaffung 
von gesetzlichen und

mann), „Systemwechsel und Entwicklung der Wissenschaftslandschaft i
2“ (Thomas von Ahn/Holg

Tschechien seit 1989“ (Gabriele Gorzka/Isabella Raszczyk), „Hochschulbildung in Rumä-
nien nach 1990“ (Robert D. Reisz), „Ab-, Um- oder Aufbruch? Die Transformation der 
Wissenschaften in Russland“ (Manfred Füllsack).  

 
File, Jon/Leo Goedegebuure (Eds.): Real-Time-Systems. Reflections on Higher 
Education in the Czech Republic, Hungary, Poland and Slovenia. CHEPS Cen-
ter for Higher Education Policy Studies – University of Twente, CROSS Bu-
reau/Vutium, Brno University of Technology, Enschede/The Hague/Brno 2003. 
246 S. ISBN 80-214-2384-6. Im internationalen Buchhandel; als pdf-Datei kom-
plett unter URL: http://www.vutbr.cz/nakl/prezentace/real_time.htm. 
Im Gegensatz zu ihren westlichen Nachbarländern sahen sich die vier hier untersuchten 
Ländern einer Situation gegenübergestellt, die sich am besten als ein durch Gleichzeitigkei-
ten herausgeforderter Übergang fassen lasse: Nicht nur dass sie mit den Problemen der 
westlichen Länder, etwa mit der Finanzausstattung und der mangelnden Effizienz der höhe-
ren Bildung, zu kämpfen hatten, sie mußten sich auch den Aufgaben, welche die einsetzen-

der
es Bildungssystems, die Entwicklungstrends und politischen Herausforderungen des Bil-

dungs- und Forschungssystems der Tschechischen Republik, Ungarns, Polens und Slowe-
niens an
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We

he 
Ukr

oting Gender Equity in Higher Education 
in Central and Eastern Europe (Papers on Higher Education). UNESCO-CE-
PES, Bucarest 2003. 109 S., ISBN 92-9069-174-8. Bezug bei: Carfax Publishing, 
Taylor & Francis Ltd., Customer Services Department, Rankine Road, Basingsto-
ke, Hants RG24 8PR, United Kingdom; http://www.cepes.ro/publications/Order-
online.htm 
Die Studie gibt einleitend einen Überblick über die verschieden Konzepte von Geschlech-
tergerechtigkeit, die normativen Voraussetzen einer Förderung der Gleichstellung in der hö-

p
erung der Gleichstellung aufzuzeigen sucht. Abschließend wird die Rolle der Gender 

Studies innerhalb der Förderung von Geschlechtergleichheit beleuchtet. Inhaltsverzeichnis, 
Vorwort und Einleitung auch als pdf-Datei unter URL http://www.cepes.ro/ publicati-
ons/pdf/WEB%20Gender%20Miroiu.pdf. 

Institutionenreform bzw. -neugründung, Studiengebühren, Qualitätssicherung und neue An-
sätze zu Governance und Management im Hochschulbereich dieser Länder. Abschließend 
werden die so gewonnenen, landesspezifischen Ergebnisse komparativ zusammengefaßt 
und steuerungstheoretisch ausgewertet. 

 
ber, Hermann (Hg.): Wissenschaftskultur oder Wissenschaftsmarkt? Jahres-

akademie 25.–27. April 2002. Katholischer Akademischer Ausländer-Dienst 
(KAAD), Bonn 2002. 218 S. Bezug bei: KAAD, Hausdorffstr. 151, 53129 Bonn, 
zentrale@kaad.de 
Der Sammelband widmet sich der Analyse von Wissenschaft, Forschung und tertiärem Bil-
dungssektor als Spiegel der Globalisierung, denn auch im Wissenschafts- und Bildungs-
bereich zeitigen die Asymmetrien des globalen Spiels weitreichende Konsequenzen, man 
denke nur an die Einwerbung von Wissenschaftlern durch die Industrieländer. Einen weite-
ren Schwerpunkt bildet die Gefahr der absoluten Kommodifizierung wissenschaftlicher Er-
kenntnisse als auch der Wissenschaftler selbst, d.h. daß sie primär unter dem Gesichtspunkt 
der Waren- und Dienstleistungsproduktion sowie des Eigentum beurteilt werden. Im hiesi-
gen Kontext interessieren vor allem folgende Beiträge: „Die Hochschule in den Transforma-
tionsgesellschaften Ost- und Mitteleuropas – zwischen Hochschulkultur und Hochschul-
markt“ (Christine Teichmann), „Die russischen Hochschulen zwischen Tradition und Mo-
derne“ (Ursula Justus) und „The Transformation of the System of Higher Education in t

aine: Obstacles and Outcomes“ (Oleh Yarosh). 
 

Kwiek, Marek (ed.): The University, Globalization, Central Europe (DIALO-
GOS, Schriften zu Philosophie und Sozialwissenschaften/Studies in Philosophy 
and Social Sciences Bd. 3). Peter Lang, Frankfurt am Main/Berlin/ Bern/Brüs-
sel/New York/Oxford/Wien 2003. 260 S. € 45,50. Im Buchhandel. 
Die Publikation setzt sich mit der Entwicklung der Universitäten unter dem zunehmenden 
Druck der Globalisierung – mit besonderem Fokus auf die Problematiken der Universitäten 
in Mitteleuropa – auseinander, um die Funktionsweise von höheren Bildungseinrichtungen 
unter diesen veränderten Bedingungen zu illustrieren. Im hiesigen Kontext interessieren vor 
allem folgende Beiträge: „The University and Learning in a Situation of Depression“ (Ta-
deusz Buksinski), „Toward a Model of Higher Education Reform in Central and East Euro-
pe“ (Voldemar Tomusk), „Im Osten viel Neues. Wissenschafts- und Kulturpolitik für Euro-
pa“ (Wolf Lepenies), „Academic Accreditation: a Polish Case Study“ (Zbigniew Drozdo-
wicz). 
 
Miroiu, Mihaela: Guidelines for Prom

heren Bildung sowie die geschlechtsspezifische Situation innerhalb des Transformations-
rozesses in den postkommunistischen Ländern, bevor sie Richtlinien für eine Politik zur 

Förd
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). Leip-

ziger Universitätsverlag, Leipzig 2002. 199 S. € 13,-. Im Buchhandel.  
ie 9. „Internationalen Hochschultage für Medien und Kommunikation“ des Instituts für 
om unikations- und Medienwissenschaften der Universität Leipzig fanden im Oktober 

1999 unter dem Thema „Kommunikationswissenschaft in Osteuropa. Entwicklungen und 
he Fachvertreter aus 
hland und den USA 

teil. ie Tagung zentrierte sich um Länderüberblicke zum Stand und zur Entwicklung aus-

he challenges of media conver-

ation of Polish 
Archivists, Warzaw 1999. 230 S. ISBN 83-86643-97-8. Im internationalen Buch-

Estland, Jugoslawien, Litauen, Letland, Rußland, der Slowakei, Slowenien, Ukraine, Italien 
und Polen teil. Der erste Teil der Beiträge widmet sich dem rechtlichen Status von privaten 

), “The legal status of private archives and archive materials in Poland” 

 
Averbeck, Stefanie/Stefan Wehmeier (Hg.): Kommunikationswissenschaften
und Public Relations in Osteuropa. Arbeitsberichte (Media Studien Bd. 3

D
K m

gegenwärtiger Stand (1989 bis 1999)“ statt. An ihr nahmen zahlreic
zehn mittel- und osteuropäischen Ländern sowie aus Österreich, Deutsc

 D
gewählter Forschungszweige und Felder der Lehre, etwa Kommunikationsgeschichte, PR, 
Journalistik und Journalistenausbildung. Die Publikation dokumentiert die Vorträge dieser 
Tagung, von denen folgende sich mit der Entwicklung der Kommunikationswissenschaft 
befassen: „Kommunikationswissenschaft, Journalistik und Public Relations in Osteuropa: 
Eine Einleitung“ (Stefanie Averbeck/Stefan Wehmeier), „T
gence to traditional communication studies“ (Lilia Raycheva), „Media and communication 
research in Estonia“ (Peter Vihalemm), „Three decades of journalism training at the Faculty 
of Political Science – Belgrade” (Miroljub Radojkovic), “Kommunikationswissenschaft und 
Öffentlichkeitsarbeit (PR) in Lettland” (Ojars Skudra), “Kommunikationswissenschaft in 
Polen in den 90er Jahren” (Tbigniew Oniszczuk), “Journalistenausbildung in Polen” (Ilza 
Kowol/Marek Jachimowski), “Media education in postcommunist Romania” (Daniela Ro-
venta-Frumusani), “Public Relations and education in Slovenia” (Dejan Vercic). Im Anhang 
eine Übersicht zu den Instituten für Kommunikationswissenschaft, PR und Journalistik in 
Osteuropa. 

 
Stepniak, Wladyslaw (Ed.): The Private Archives and Archival Materials in the 
Central and East European Countries. Materials of the International Confe-
rence. Madralin, October 8-11, 1998 (Papers of International Conferences on Ar-
chives of the States of Central and Eastern Europe), The Associ

handel. 
Die Publikation faßt die Beiträge der im Titel genannten Konferenz zusammen. Es nahmen 
Repräsentanten von Archiven aus Weißrußland, Bulgarien, China, Kroatien, Tschechien, 

Archiven und Archivalien in diesen Ländern sowie den Fragen des Managements und der 
staatlichen Politik gegenüber diesen Archiven. Eine zweite Sektion von Vorträgen setzt sich 
mit der Rolle und dem Ort privater Archive innerhalb der nationalen staatlichen Institutio-
nen zur Archivierung sowie den Problemen der Beschaffung und Erhaltung privater Archive 
auseinander. Der dritte Block von Beiträgen untersucht die Charakteristika und Besonder-
heiten privater Archive und die Möglichkeiten, diese für die Erforschung der Geschichte der 
zentral- und osteuropäischen Staaten fruchtbar zu machen. Die Artikel im einzelnen: „Intro-
duction“, „Resolution on the IV International Conference ‚Private Achives and Archival 
Materials in the Central and East European Countries’“, „A survey on the project ‚The 
Common Archival Heritage of the State and Nations of Central and Eastern Europe” (Wla-
dylaw Srepniak
(Andrzej Biernat), “The legal status of archives in Italy” (Irma Paola Tascini), “Relations 
between private and state archives in Ukraine” (Volodymyr Lozicki), “Responsiblities of 
the state archival service in regard to private archives materials in the Republic of Slovenia” 
(Vladimir Kolosa), “The status of private archival records according to the new Croatian ar-
chival legislation” (Zivana Hedbeli), “Development of cooperation between the State Ar-
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ina), “Romanian archival law and private archives” (Ion Soare), “Legal regulations in 
Belorussia in the field of relations between the state archival service and archival materials 
of non-state national archival holdings” (Emma Davydova), “Methods (past and present) of 

 (Jiri Krestan), “The state archives and the archival materials of non-state institu-

Europe” (Ornata Tadin), “Fonds of private collections of Russian emi-
grants of the first emigration wave in the Central Archives of Russia – the problems of ac-
quisition and accessibility” (Tatiana F. Pavlova), “Church archives as a part of the national 

 

er haben vielfältige 
Veränderungen erfahren, da neben institutionellen Korrekturen in W&T der Systemwechsel 

aftlicher Aktivitäten sind Kenntnisse und Fähigkeiten allerdings nur teilweise 

so einzusetzen, anzupassen und zu nut-
n, daß es den neuen Anforderungen entspricht, sich den neuen Herausforderungen stellt 

chives of Latvia and archives of economic institutions and public organisations” (Daina 
Klav

collecting archival records for state archives generated by non-governmental organizations 
and institutions (including religious) as well civil legal persons” (Jovan P. Popovic), “Pro-
curement of archival materials of private persons: the experience of Central State Archives 
in Prague”
tions and individuals in Bulgaria” (Mariana Piskova), “Acquisition of records of non-state 
creators and individuals: legal aspects, proceedings, accessibility” (Irene Kosciuskevicute), 
“Acquisition and accessibility of archival materials in China – historical outline and present 
situation” (Go Shuln), “Business archives: a European network” (Micaela Procaccia),”The 
private papers in archives, libraries and museums” (Alicja Kulecka), “Church archives in 
Poland – past and present” (Konrad Lutynski), “Ownership of church archives – solution on 
the problem” (Milan Misovic), “Present situation and perspectives of using private collec-
tions and church archives of state and non-state part of the national archival holdings” 
(Georgij Papakin), “The activity of the Association of Polish Archivists on the behalf of 
private institution” (Zbigniew Pustula), “Archives of the great families of the Polish Com-
monwealth – a legacy of the nations of Eastern and Central Europe” (Teresa Zielinska), 
“Personal papers holdings of the Croatian State Archives significant for the history of the 
Central and Eastern 

archival heritage” (Petro Slobodianiuk). 
 

Meske, Werner: Science in Formerly Socialist Countries – Asset or Liability within
New Societal Conditions? Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung, Berlin 
2002. 43 S. Bezug bei: WZB, Reichpietschufer 50, 10785 Berlin. 
Wissen und Lernen werden als Erfolgsfaktoren für internationale Wettbewerbsfähigkeit und 
Wirtschaftswachstum in modernen Gesellschaften angesehen und nehmen einen Spitzen-
platz in der Politik vieler Länder ein. Die tatsächliche Entwicklung in den früher sozialisti-
schen Ländern Europas und Asiens ist jedoch im letzten Jahrzehnt völlig entgegengesetzt 
verlaufen. Wissenschaft und Technik (W&T) der Transformationsländ

in Politik und Wirtschaft auch Umfang, Struktur und Inhalt der Nachfrage nach wissen-
schaftlichen Ergebnissen und Leistungen wesentlich verändert hat. Zusätzlich hat die inter-
nationale Öffnung für high-tech-Importe und Technologietransfer den Bedarf an einheimi-
scher FuE weiter schrumpfen lassen. Trotz der erheblichen Verschiebungen im Spektrum 
wissensch
entwertet worden. Forschungserfahrungen waren vielmehr vorteilhaft für die Bewältigung 
neuer Aufgaben innerhalb und außerhalb der Wissenschaft. Jedoch sind vorhandene Wis-
senschaftsinstitutionen sowie individuelles Können und Qualifikationen nicht an und für 
sich günstige Voraussetzungen und von Vorteil. Sie müssen immer in das jeweilige gesell-
schaftliche Umfeld eingeordnet werden. In Wirklichkeit besteht das Problem also darin, die 
aus der sozialistischen Ära übernommenen Kapazitäten und insbesondere das Personal mit 
seinen Fähigkeiten, Fertigkeiten und Erfahrungen 
ze
und so tatsächlich als ein Aktivposten unter den Bedingungen der Globalisierung wirksam 
wird. 
 
Koblitz, Ann Hibner: Science, Women and Revolution in Russia (Women in 
Science), hrsg. von Overseas Publishers Association (OPA) N.V., Harwood Aca-
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Im Mittelpunkt der Publikation stehen die Generation der in den 1860ern geborenen Wis-

er Generation zur Geschlechter- und Wissenschaftstheorie 

nnten, stattfinden, und drittens eine 
Diskussion verschiedener bilateraler Ansätze klären, durch welches Vorgehen den US-

end 

-
teilen: 1. Das Zaristische Erbe. Die Lehrerausbildung vor der bolschewistischen Revolution, 

demic Publishers, Amsterdam 2000. 211 S. € 44,97. ISBN 90-5702-620-1. Im in-
ternationalen Buchhandel.  

senschaftlerinnen, ihr Lebensstil, ihre Mentoren und Mitarbeiter. Gesondert widmet sich die 
Autorin der Mystifikation der Sofia Kovalevskaia und versucht in einem abschließenden 
Kapitel, das Verhältnis der 1860
zu bestimmen.    

 
Office for Central Europe and Eurasia, National Research Council (Hg.): Part-
ners on the Frontier. U.S.-Russian Cooperation in Science and Technology. 
Proceedings of a Workshop October 28, 1997. National Academy Press, Wash-
ington, D.C. 1998. 38 S. ISBN 0-309-06042-7. Bezug bei: Office for Central 
Europe and Eurasia, National Research Council, 2101 Constitution Avenue, NW, 
Washington, DC 20418, oder: National Academy Press, 2101 Constitution Ave-
nue, N.W., Lockbox 285, Washington, D.C. 20055. 
Auf Anfrage dersOffice of Science and Technology Policy (OSTP) richtete die National 
Academy of Sciences und der National Research Council (NRC) am 28. Oktober 1997 
einen Workshop aus, der sich mit der zukünftigen US-amerikanisch-russischen Kooperation 
im Bereich der Wissenschaft und Technologie (S&T) auseinander setzte. Dazu sollte im 
Workshop erstens ein Überblick über die Erfahrungen, welche in den letzten Jahren inner-
halb dieser bilateralen Zusammenarbeit gesammelt wurden, gegeben werden, zweitens eine 
Evaluation der aktuellen russischen Entwicklungen im S&T-Bereich, welche einen direkten 
Einfluß auf die amerikanischen Interessen haben kö

amerikanischen Interessen in diesem Bereich am besten gedient wird. Um einen Überblick 
über die aktuelle Kooperation im S&T-Bereich zu gewinnen, konsultierte die NRC eine 
Reihe staatlicher und nichtstaatlicher Organisationen. Die Ergebnisse dieser Konsultation 
werden durch eine Reihe von Spezialisten in Kapitel 2 zusammengefaßt. Anschließ
werden die einzelne Kooperationsprogramme und die Ergebnisse der Tagung vorgestellt. 

 
Long, Delbert H./Roberta A. Long: Education of Teachers in Russia (Contribu-
tions to the Study of Education, Number 75). Greenwood Press, Westport, Con-
necticut/London 1999. 218 S. € 68,35. ISBN 0196-707X. Im internationalen 
Buchhandel. 
Die Studie zeichnet chronologisch die Entwicklung der Lehrerausbildung in Russland seit 
dem Vorabend der Oktoberrevolution 1917 nach. Im Anschluss an  eine Einleitung von 
Gennadii Bordovskii gliedert sie sich in 5 Kapitel, wobei sich die Kapitel der sowjetischen 
Ära wiederum in die drei Rubriken a) historische Umstände und Bedingungen im Aus-
bildungssystem,  sowie die Ausbildung b) vor dem und  c) im aktiven Lehrerdienst unter

2. Lehrerausbildung unter Lenin und Stalin, 3. Lehrerausbildung unter Chruschtschow und 
Breschnew, 4. Die Lehrerausbildung unter Gorbatschow und Jelzin, sowie abschließend 5. 
Lehrerausbildung am Vorabend des 21. Jahrhunderts in Russland und der USA.    

 
OECD, Centre for Cooperation with Non-members, Directorate for Science, 
Technology, and Industry: Science and Technology Main Indicators and Basic 
Statistics in the Russian Federation 1992-1997, OECD, Paris 1999. 
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u 1999. 126 S. Bezug bei: International 
Centre for Scientific and Technical Information, 125252 Moskau, Rußland, Ul. 

h-

Handbuch verzeichnet zu 
jede en Bildungseinrichtung neben dem offiziellen Namen, den Namen des Direktors, 

odernisierung des Russischen Bil-
dungswesens für den Zeitraum bis zum Jahr 2010" verabschiedet. Angesichts chronischer 

tät erhalten. 

Fi-
nanzierung umzustellen. Die Publikation stellt dieses neue Hochschulfinanzierungsmodell 

erwendung - gemessen. Gleichzeitig werden 

Starov, V.V./E.E. Alferova/L.P. Kalmykova: Higher Educational Establish-
ments of Moscow and Moscow Region. Handbook. International Centre for Sci-
entific and Technical Information (ICSTI)/All-Russian Institute of Scientific and 
Technical Information (VINITI), Moska

Kuusinena 216.  
Das Handbuch unterteilt sich in zwei Abteilungen: Das englisch-russische und das russisc
englische Handbuch. Jeder dieser Teile umfaßt fünf weitere Rubriken zu den folgenden Un-
terpunkten: staatliche Hochschuleeinrichtungen, private Hochschuleinrichtungen, einen In-
dex der Spezialisierungen dieser Institutionen, einen alphabetischen Index aller Hochschul-
einrichtungen sowie ein Verzeichnis ihrer früheren Namen. Das 

r höher
einige Informationen zu dem Personal sowie die relevanten Kontakt- und E-Mail-Adressen 
bzw. Telefonnummern. 

 
Teichmann, Christine: Nachfrageorientierte Hochschulfinanzierung in Ruß-
land. Ein innovatives Modell zur Modernisierung der Hochschulbildung (HoF-
Arbeitsberichte 1’04). HoF Wittenberg – Institut für Hochschulforschung an der 
Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg, Wittenberg 2004. 40 S. Bezug: HoF 
Wittenberg, Collegienstr. 62, 06886 Wittenberg; institut@hof.uni-halle.de. Voll-
text unter URL http://www.hof.uni-halle.de/cms/down-load.php?id=39   
Der Präsident der Russischen Föderation, Vladimir Putin, hatte kurze Zeit nach seinem 
Amtsantritt die Reformierung des Bildungswesens zur "Chefsache" erklärt. Zu diesem 
Zweck hat die Regierung 2001 eine "Konzeption zur M

Unterfinanzierung im Hochschulbereich bei permanent steigenden Studierendenzahlen und 
einem ineffizienten Einsatz von Mitteln in der Folge von zentralstaatlicher Bildungsvorsor-
ge (als Erbe aus Sowjetzeiten) sollen künftig die Hochschulen ihre Mittel aus dem Staats-
haushalt in Abhängigkeit von den angebotenen Leistungen und deren Quali
Gleichzeitig soll der Anteil an Privatinvestitionen in die Hochschulbildung erhöht werden. 
Zu diesem Zweck hat das Bildungsministerium neue Instrumente in Form einer einheitli-
chen staatlichen (Schulabschluß- und Hochschulaufnahme-)Prüfung (EGE) gekoppelt an 
spezielle Bildungsgutscheine (GIFO), die an die Person und in ihrer Höhe an die Lernleis-
tung des Abiturienten gebunden sind, entwickelt und in Pilotversuchen in weiten Landestei-
len getestet. Ziel dieser Maßnahmen ist es, die derzeit noch angebotsorientierte Finanzie-
rung der öffentlich-rechtlichen Hochschulen weitgehend auf eine nachfrageorientierte 

in der Russischen Föderation vor. Das Modell wird an den bildungspolitischen Zielen – 
Chancengleichheit (bzw. "equity") im Hochschulzugang bzw. beim Erwerb von Hochschul-
bildung und Effizienzsteuerung bei der Mittelv
Vor- und Nachteile der Finanzierung nach dem neuen Modell diskutiert und erste Ergeb-
nisse aus einer zweijährigen Test- und Implementierungsphase einer kritischen Sichtung auf 
dem Hintergrund der Spezifik des russischen Hochschulsystems unterzogen, das Bestandteil 
des künftigen europäischen Hochschulraumes sein wird. 

 
Siskens, Th.J./L.E. Beijlsmit (Eds.): Crossroads in Russia. Experiences in edu-
cational co-operation. Acco, Leuven (Belgien)/Leusden (Niederlande) 2000. 246 
S. ISBN 90-334-4662-6. Im internationalen Buchhandel. 
Am 2. Dezember 1997 erneuerten die Bildungsminister am Rande der Konferenz „Five 
years of Dutch-Russian co-operation in education, culture and science“ das Memorandum 
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zunächst die Umsetzung der niederländisch-
russischen Kooperation betreute, in Laufe der Zeit jedoch ihre Aktivitäten in der internatio-

che Experten 
eigenen Ein-

 von Bei-
trägen vereint, die sich mit dem russischen Bildungswesen und der niederländisch-rus-

“ (Th.J. Sis-

, St.Petersburg. A develop-
mental model for the dissemination and implementation of educational innovations in the 

tive-

-732-0. Bezug bei: Arctic Centre, University of Lapland, P.O. Box 

für niederländisch-russische Kooperation in der Bildung für weitere fünf Jahre. Im Rahmen 
dieser Kooperation war bereits im April 1992 auf der niederländischen Seite die Abteilung 
„CROSS“ ins Leben gerufen worden, welche 

nalen Bildungszusammenarbeit auf weitere osteuropäische Länder ausdehnte. Seit 1992 hat 
CROSS mehr als 80 Kooperationsprogramme im Bildungsbereich zwischen den Niederlan-
den und Rußland koordiniert. In dem Band legen verschiedene niederländis
Analysen des russischen Bildungssystems vor, welche zu großen Teilen auf 
drücken und Erfahrungen basieren, die sie im Laufe dieser Kooperation sammeln konnten. 
Die Beiträge gliedern sich in zwei Themenbereiche: Während der erste eine Reihe

sischen Kooperation im Allgemeinen auseinandersetzen, fokussiert der zweite Komplex auf 
die Kooperation in der höheren Bildung und in spezifischen Projekten. Ergänzend wurden 
zwei Artikel aufgenommen, welche die russische Perspektive darlegen. Im hiesigen Kontext 
interessieren vor allem folgende Beiträge: „Five Years of CROSS (1992-1997)
kens), “Higher Education: a matter of joint competence. A brief analysis of federalism in 
Russia” (J. De Groof), “Higher education in Russia: The structural dilemmas” (S.P. Hey-
neman), “Higher agricultural education in Russia” (V.V. Lavrovsky/E.V. Ivankina/H. Belt-
man), “The Dutch-Russian co-operation in higher education 1992-1999” (Th.J. Siskens), 
“Reflections on the Moscow-Tilburg co-operation: assisting the restructuring of university 
economics education in Russia” (N. van der Lijn), “Development in public administration 
training in the Russian Federation” (P. van Enk/P.G. de Nooijer), “Russian-Dutch co-opera-
tion in management and finance training: view from the NFT” (S.P. Sementsov), “No risks, 
no champagne (marketing re-education in Russia)” (W. Woldhek/L.N. Derevjagina/J. Dek-
ker), “The inplementation of student-centred curriculum at Plakhanov Academy, Moscow” 
(J. Paulussen), “The IBS Moscow Project” (E.N. Galama-Volkova), “Distance business 
learning: a solution for business education in Russia” (R.S.J. Tuninga/ E.I.B.J. Seinen), 
“Training managers in a changing health-care system: strategic planning from centralisation 
to decentralisation” (A.C. Voordouw/A. Scherpenisse), “The International Centre for Edu-
cational Innovation at the Herzen State Pedagogical University

Northwest region of Russia” (T. van der Meer). 
 
Takacs, Gabor: Development of Afro-Asiatic (Semito-Hamitic) Compara
Historical Linguistics in Russia and the Former Soviet Union (LINCOM Stu-
dies in Afroasiatic Linguistics Bd. 2). Lincom Europa, München/Newcastle 1999. 
201 S. Bezug bei: Lincom Europa, Paul-Preuss-Straße 25, 80995 München. 
Die Studie zeichnet minutiös die Entwicklung der afro-asiatischen historisch-verglei-
chenden Linguistik in Rußland und der Sowjetunion nach. 
 
Sumina, Olga I. (Ed.): Research on Anthropogenic Impacts in the Russian Arc-
tic: Review and Bibliography. Guide to Russian Arctic Science (Arctic Centre 
Reports 33). Arctic Centre, University of Lapland, Rovanienemi 2000. 46 S. 
SBN 951-634I

122, 96101 Rovanienemi, Finnland.  
Die Publikation vereint den Beitrag „Research on Anthropogenic Impacts in the Russian 
Arctic: Review“ sowie eine gleichnamige Bibliographie. Beide stammen von Olga I. Sumi-
na und werden durch ein Vorwort von Bruce C. Forbes eingeleitet. 

 
Wagner, Caroline/Irene Brahmakulam/D.J. Peterson/Linda Staheli/Anny Wong: 
U.S. Government Funding for Science and Technology Cooperation with Rus-
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ild der russisch-amerikanischen Science & Technology 
00. 

tionalen Buchhandel. Auch unter URL: www.british-

Wissenschaft und Technologie vertiefen, wendet sich jedoch explizit nicht an akademische 

on „Biopräparat“ entscheidend, die meisten B-Waffen 
r UdSSR wurden zerstört. Dennoch existiert das dort entwickelte Wissen weiterhin und 

tunion weiterhin eine massive Bedrohung dar, auf wel-
t des Autors unzureichend vorbereitet seien. Auf diese 

Bedr hung hinzuweisen und einen Einblick in die Geschichte der sowjetischen Biowaffen-

sia. RAND, Santa Monica, CA/Arlington,VA/Pittsburgh, PA 2002. 81 S. $ 20,-. 
ISBN 0-8330-3145-7. Im internationalen Buchhandel, bzw. über: order@rand. 
org; komplett als pdf-Datei auch unter:  
http://www.rand.org/publications/ MR/MR1504/MR1504.pdf. 
Die US-amerikanische Regierung investierte seit 1990 jährlich durchschnittlich 300 Mil-
lionen $ in die Wissenschafts- und Technologie-Kooperation mit Russland. Die Publikation 
listet nicht nur detailliert diese US-Investitionen in Russland auf, sondern zeichnet anhand 
empirischer Daten, die während der verschiedenen Durchführungsstufen der einzelnen Pro-
jekte erhoben wurden, ein breites B
Cooperation zwischen 1994 und 20

Gokhberg, Leonid: Russia: a science and technology profile, published by The 
British Council/Department of Trade and Industry, o.O. 1999. 134 S. ISBN 086 
355 329 X. Im interna
science.ru/science_rus/sciprof.pdf 
Die Studie möchte die Kenntnisse zur Organisation und zum Management der russischen 

Kreise, sondern an Firmen und Organisationen, welche an einer Kooperation in diesem 
Bereich interessiert sind. Sie stellt Informationen zu folgenden Themenbereichen zur Ver-
fügung: einen Überblick über das wissenschaftliche und technologische Potential Rußlands, 
die administrativen Rahmenbedingungen, die Gesetzeslage im Bereich der Wissenschaft 
und Technologie, die aktuelle F+E-Politik sowie zur Situation der Bildung und der interna-
tionalen Kooperation im Bereich Wissenschaft und Technologie. Abschließend werden 
einige Reformperspektiven aufgezeigt. 

Alibek, Ken: Biohazard. The Chilling True Story of the Largest Covert Biologi-
cal Program in the World. Told from the Inside by the Man Who Ran It. In co-
operation with Stephen Handelman. Hutchinson, London 1999. 319 S. £ 17,99. 
ISBN 0-09-180085-4. Im internationalen Buchhandel.  
Der Autor arbeitete zwischen 1988 und 1992 als diensthabender Leiter von „Biopreparat“, 
der staatlichen pharmazeutischen Institution in der Sowjetunion, welche für die Entwick-
lung und Herstellung von biologischen Waffen zuständig war. „Biopräparat“ war der Mit-
telpunkt eines geheimen Imperiums von mehr als sechzig Einrichtungen zur Erforschung, 
Herstellung und Erprobung biologischer Kampfstoffe, die über Rußland und Kasachstan 
verstreut waren. Die Gründung von „Biopräparat“ fand ironischerweise im Anschluß an die 
Unterzeichnung der Biowaffenkonvention durch die Sowjetunion 1972 statt. Mit dem Ende 
des kalten Krieges sank die Bedeutung v
de
stelle durch die Auflösung des Sowje
che die meisten Länder nach Ansich

o
forschung zu geben, sind Ziele der Publikation. Der Autor floh 1992, nach 17 Jahren Tätig-
keit für „Biopräparat“, mit seiner Familie in die USA und stellte dort sein Wissen den US-
Behörden zur Verfügung.  

 
Alibek, Ken: Direktorium 15. Rußlands Geheimpläne für den biologischen 
Krieg. Unt. Mitarb. v. Stephen Handelman. Aus dem Amerikan. von Gunter 
Blank. Econ Verlag, München/Düsseldorf 1999, 383 S. € 22,50. Im Buchhandel. 
Deutsche Ausgabe des voranstehenden Titels. 

http://www.lib.utexas.edu/ books/cross/ukraine.pdf
http://www.lib.utexas.edu/ books/cross/ukraine.pdf
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port for 
The OECD review of Russian Education.  o.O. 1999, 133 S.  Textversion (ohne 

ologies in Economic Growth of the 
Russian Federation” (V.V. Kuleshov), “Results of Belgian-Russian Collaboration on the 

Alibek, Ken: Bioterror. Tod aus dem Labor (Ullstein Taschenbuch Bd. 75089), 
unt. Mitarb. von Stephen Handelman. Ullstein Taschenbuch Verlag, München 
2001, 384 S. € 8,95. Im Buchhandel. 
Deutsche Taschenbuchausgabe der beiden voranstehenden Titel. 

 
Bolotov, Victor A. (Editor in Chief)/Elena A. Lenskaya/Valentin N. Shaulin (Co-
editors): The Reform of Education in New Russia. A Background Re

Einleitung und das erste, wiederum einleitende Kapitel mit dem Titel „The Sys-
tem of General Education“) unter URL: http://www.indiana.edu/~isre/NEWS-
LETTER/vol6no2/oecd.htm 
Der auf Anfrage der OECD erstellte Bericht gibt einleitend einen Überblick über das russi-
sche Bildungssystem, bevor es sich in einzelnen Kapiteln den folgenden Problemfeldern zu-
wendet: der Berufsausbildung, der Lehrerbildung und -qualifikation, dem Management im 
Bildungsbereich sowie der Hochschulpolitik. Die einzelnen Kapitel bieten zudem eine 
Reihe statistischer und anderer Fakten, ebenso wie eine Bewertung aktueller Veränderun-
gen, Trends und neuer Probleme. Abgerundet wird die Studie durch eine ausführliche Ein-
leitung und Zusammenfassung durch Victor A. Bolotov.      

 
Siberian Branch RAS, Presidium (eds.): Science Policy in Asia. International 
Symposium. Proceedings. Irkutsk, Russia. September 6-10, 1999. Publishing 
House of the Siberian Branch RAS, Novosibirsk 2000. 122 S. ISBN 5-7692-
0302-1. Im internationalen Buchhandel.  
Hauptgegenstand des hier dokumentierten Symposiums bildeten die verschiedenen Aspekte 
nationaler Forschungen und der Entwicklungspolitik asiatischer Länder. Im hiesigen Kon-
text interessieren vor allem folgende Beiträge: „Public R&D Policy of the Russian Fede-
ration and Transition to Innovation-Oriented Economy“ (V.V. Nichkov), „The Russian Aca-
demy of Sciences and its Role in Advancement of the Russian and World Science” (G.A. 
Mesyats), “The Role of Siberian Science in Economic Growth and Improvement of Cultural 
Standards in the Region” (N.L. Dobretsov), “Scientific Policy of Mongolia for the Period of 
Transition” (B. Chadraa), “Scientific Technologies to the Industry: Experience of Kyr-
ghyzstan” (Z. Zheenbayev), “The Role of High Techn

Study of Tectonic Evolution of Lake Baikal” (J. Klerkx/M. De Batist/D. Delvaux/J. Poort/ 
B. Dehandschutter/K. Theunissen/N.L. Dobretsov/N.A. Logatchev/E.V. Sklyarov), “On the 
Establishment and Role of the Association of Academies of Sciences in Asia (AASA)” 
(Chunghi Rhee), “Memorandum of Understanding on the Establishment of the Association 
of Academies of Sciences in Asia (AASA)”, “Constitution of the Association of Academies 
of Sciences in Asia (AASA)”.    

 
Georgieva, Patricia: Higher Education in Bulgaria (Monographs on Higher Edu-
cation), unter Mitarbeit von Lucy Todorova/Deyan Pilev, UNESCO-CEPES, Bu-
carest 2002. 211 S. ISBN 92-9069-166-7. Bezug bei: Carfax Publishing, Taylor & 
Francis Ltd., Customer Services Department, Rankine Road, Basingstoke, Hants 
RG24 8PR, United Kingdom; enquiry@tandf.co.uk; http://www.cepes.ro/ pub-
lications/Orderonline.htm. Volltext unter URL http://www.cepes.ro/publica-
tions/pdf/Bulgaria.pdf.  
Die Monographie stellt nach 1983 die zweite Publikation des UNESCO European Centre 
for Higher Education (UNESCO-CEPES) dar, welche sich ausführlich und umfassend mit 

http://cgi.uni-kassel.de/~dbupress/ download_frei.pdf.cgi?3-89958-011-7
http://cgi.uni-kassel.de/~dbupress/ download_frei.pdf.cgi?3-89958-011-7
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 anzugleichen, wobei hier vor allem 
der Bologna-Prozeß zu nennen wäre. Zugleich geht die Studie auf aktuelle Probleme der 

 973-610-160-6. Bezug: Cluj University Press, 24 Gh. Bilacu 

Stirbei Voda 39, RO-70732 Bukarest, Rumänien. 
Der rliegende Überblick zur höheren Bildung in Moldavien bietet u.a. Informationen zur 

der höheren Bildung in Bulgarien auseinandersetzt. Große Teile der vorliegenden Arbeit 
umreißen den neuen legislativen Rahmen der höheren Bildung, wie er seit dem Beginn der 
Transformation etabliert wurde. Viele der neuen Gesetze zielen nicht nur auf die Wieder-
herstellung der akademischen Autonomie, sondern versuchen, die Struktur des bulgarischen 
Bildungssystems an europäische Standards und Trends

höheren Bildung ein, etwa die des „brain drains“. 
 

Marga, Andrei: University Reform Today. Cluj University Press, Cluj/Rumänien 
2003. 292 S. ISBN
St., 3400 Cluj, Rumänien.  
Andrei Marga, Universitätsrektor und früherer Bildungsminister Rumäniens, entwickelt in 
der Publikation eine umfassende Perspektive auf die Probleme und Aufgaben der Univer-
sitätsreformen innerhalb des rumänischen Kontextes. Hier sei vor allem die Fragen der 
Autonomie der Universitäten, das Problem des Brain Drain und die kulturellen und ökono-
mischen Aspekte verwiesen, welche sich auch in anderen Transitionsländern des vormali-
gen Ostblocks in ähnlicher Weise stellen und die Studie damit auch über ihren rumänischen 
Kontext hinaus relevant machen. 

 
Tiron, Stefan (ed.): Higher Education in the Republic of Moldova. CEPES-
Unesco, Bukarest 2003. 113 S. $ 20,-. ISBN 92-9069-175-6. Bezug bei: CEPES, 

 vo
historischen Entwicklung und Struktur des höheren Bildungssystems, zu Verwaltungs- und 
Entscheidungsstrukturen, zur Struktur der Fakultäten sowie zu Studenten und Lehrenden. 

 
Peer Pasternack / Daniel Hechler (Wittenberg/Leipzig)
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PUBLIKATIONEN 
 

 

issenschaft zu anderen Bereichen der Gesellschaft.  
ach einer Einleitung (Kapitel I) werden im ersten Teil des Buches 

 
 
Peter Weingart 2003: Wissenschaftssoziologie. Transcript 
Verlag, Bielefeld, 176 Seiten, ISBN 2-933127-37-8, € 13,80 

 
Der Band „Wissenschaftssoziologie“ erscheint in der Reihe „Einsichten – 
Themen der Soziologie“ des transcript Verlages. In dieser Reihe werden
Texte publiziert, die in grundlegende Themen und Forschungsansätze der 
Soziologie einführen. Dem entspricht auch der von Peter Weingart vorge-
legte Band: Er umreißt in verständlicher und bündiger Form das weit-
läufige Gebiet wissenschaftssoziologischer Forschungen.  

Insgesamt folgt die Darstellungslogik der Vorstellung, dass sich zwei 
grundlegende Herangehensweisen der Wissenschaftssoziologie unter-
scheiden lassen. Zum einen eine „Orientierung ‚nach innen’, das heißt auf 
die interne Beschaffenheit der Wissenschaft“ (S. 127), zum anderen eine 
„Orientierung ‚nach außen’“ (S.129), das heißt im Hinblick auf Beziehu-
ngen der W

N
(Kapitel II bis V) Theorien und Forschungsergebnisse behandelt, die der 
zuerst genannten Herangehensweise entsprechen. Seinen Überblick be-
ginnt der Autor mit Mertons Untersuchungen zum wissenschaftlichen E-
thos, sowie mit Arbeiten, die sich der Struktur wissenschaftlicher Kom-
munikation widmen. Einen weiteren Schwerpunkt bilden Analysen zum 
Zusammenhang zwischen epistemischen und institutionellen Strukturen 
der Wissenschaft. Hier spannt der Autor einen Bogen ausgehend von den 
Arbeiten Kuhns zum Paradigmenwechsel, über Bourdieus Analysen des 
wissenschaftlichen Feldes, Whitley’s professionalisierungs-theoretisch 
ausgerichtete Untersuchungen, bis hin zu den Studien zur Finalisierung 
der Wissenschaft, den Analysen des „strong program“ sowie diskursana-
lytischen Arbeiten. Einen dritten Schwerpunkt bilden Analysen zur sozia-
len Konstruktion wissenschaftlichen Wissens. Der Autor führt hier insbe-
sondere in die Laborstudien Knorr-Cetinas und in die Actor-Network-
Theory ein.  

In einer Zwischenbilanz (Kapitel VI) weist der Autor den Laborstu-
dien und den Analysen der experimentellen Praxis eine theoriehistorische 
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tionen reproduzieren – und nirgendwo sonst in der Gesellschaft kann sich 

em Irritationen 

 Verhältnis zwischen Wissenschaft und Politik (Kapitel VII), 
issenschaft und Wirtschaft (Kapitel VIII) sowie Wissenschaft und Me-

und -systematische Schlüsselstellung zu. Einerseits überwänden sie die 
theoretischen Engführungen der institutionalistisch, also allein auf die 
spezifischen Normen des wissenschaftlichen Handelns ausgerichteten 
Ansätze. Andererseits sei ihr zentrales Argument zu kritisieren, dass es 
keine epistemologische Differenz zwischen den Verfahrensweisen der 
Wissenschaft und denen anderer gesellschaftlicher Bereiche gäbe. Mit 
Blick auf diesen „entscheidenden Punkt der Auseinandersetzung“ (S. 84) 
findet der Autor eine Antwort in den differenzierungstheoretisch angeleg-
ten Arbeiten Niklas Luhmanns. Für Luhmann ist Wissenschaft, neben 
Recht, Politik, Wirtschaft etc., ein funktional ausdifferenziertes System 
der Gesellschaft, das sich, wie jedes soziale System, gleichermaßen durch 
Geschlossenheit und Offenheit auszeichnet. Die Probleme der Zuordnung 
und Spezifizierung wissenschaftlichen Handelns, die die Wissenschafts-
soziologie von Merton bis Knorr-Cetina nicht lösen konnte, werden hier 
unter Bezug auf die Leitdifferenz eines spezifischen Codes überwunden. 
Im Falle der Wissenschaft ist dies der Code wahr/unwahr. Die Wissen-
schaft schließt nur Kommunikationen ein, die sich an diesem Code orien-
tieren und die sich mit Hilfe anderer, am selben Code orientierter Opera-

eine wissenschaftliche Kommunikation ereignen. Es gibt entsprechend 
keine direkten Außenkontakte zu anderen Systemen. Die Umwelt kann 
nur dadurch auf das System einwirken, dass sie im Syst
produziert. Dabei handelt es sich aber um systeminterne Konstruktionen, 
die daraus resultieren, dass Umweltdaten nach der Maßgabe der internen 
Operationen und Anschlussfähigkeiten behandelt werden. Luhmann hält 
für diesen Sachverhalt den Begriff der strukturellen Kopplung bereit.  

Genau an diesen theoretischen Vorschlag der allgemeinen Systemthe-
orie knüpft Weingart an. Er fragt, wie sich gerade unter der Vorausset-
zung einer operativen Geschlossenheit der Wissenschaft, die sich auf der 
Grundlage des je nur für die Wissenschaft spezifischen Codes herstellt, 
strukturelle Kopplungen zu anderen Teilsystemen der Gesellschaft auf-
bauen: „Die strukturellen Kopplungen des Wissenschaftssystems zur Po-
litik, zur Wirtschaft und neuerdings besonders zu den Medien werden 
zum neuen ‚strategischen Gegenstand’ der wissenssoziologischen For-
schung“ (S. 87). Diesem Gegenstand widmet sich der zweite Teil des Bu-
ches. Knapp und unter Hinzuziehung wichtiger Studien auf diesem Ge-
biet wird das
W
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tsprechend zeigt der Autor anhand vorliegen-

 letzten Abschnitt des Buches (Kapitel X) diskutiert der Autor neue 

n 
issensbeständen regulieren und über die Kreditierung von Wissensakteuren 

aft und deren Wissensformen statt“ (S. 139).  

der e funktionaler Differenzierung Luhmannscher Provenienz er-

dien (Kapitel IX) analysiert. Schon allein die Luhmannsche Prämisse legt 
dabei nahe, dass sich diese Verhältnisse nicht der Form linearer Kausali-
tätsschemata fügen. Und en
der empirischer Untersuchungen, dass Modelle etwa der wissenschaftli-
chen Politikberatung, die dieser Form folgen, der Komplexität der fakti-
schen Beziehungen zwischen Wissenschaft und Politik kaum angemessen 
sind.  

Im
Perspektiven wissenschaftssoziologischer Forschung. Auch dies ge-
schieht auf der Folie der Theorie funktionaler Differenzierung. Hier stellt 
der Autor die Frage nach der Reichweite jener aktuellen Diagnosen, die 
etwa unter dem Begriff der Wissensgesellschaft oder unter dem Stichwort 
der Institutionalisierung eines neuen Modus der Wissensproduktion 
(„mode 2“) eine „Entdifferenzierung der Wissenschaft als Funktionssys-
tem in ihrem Verhältnis zur Gesellschaft behaupten“ (S. 135). Weingart 
gibt keine eindeutige Antwort, sondern er konstatiert einen Bedarf an 
empirischer Forschung, um diese „Kernfrage“ (S. 141) zukünftig einer 
Beantwortung näher zu bringen. Die Richtung einer entsprechenden be-
grifflichen Präzisierung sieht er dabei im „Konzept der gesellschaftlichen 
Wissensordnung“ (S. 139), das mit der Unterscheidung von „Wissens-
formen“ arbeitet:  

„Mit dem Begriff der Wissensordnung sind die gesellschaftlichen Arrange-
ments der Produktion und Diffusion von Wissen gemeint, die über die 
Normierung und Zertifizierung die Glaubwürdigkeit und Verlässlichkeit vo
W
(Experten) auch die Hierarchie von Wissensformen. In der Wissensordnung 
finden Auseinandersetzungen über die Legitimität von Wissensansprüchen, 
kurz, über die Grenzen zwischen Wissenschaft und anderen Teilbereichen der 
Gesellsch

Damit rückten Wissens- und Wissenschaftssoziologie „in dem Sinn näher 
zueinander, als sie zusammen zu einer umfassenderen Theorie der Ent-
wicklung und der wechselseitigen Beziehungen zwischen den Wissens-
formen in der Gesellschaft beitragen“ (S. 140) könnten.  

Man mag sicher unterschiedlicher Meinung darüber sein, ob sich die-
ser Vorschlag als anschlussfähig zu den vom Autor bemühten Prämissen 

 Theori
weist. Unabhängig davon bietet Weingarts Vorschlag jedenfalls für die 
Hochschulforschung besonders insofern eine interessante Perspektive, als 
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er deren gesellschaftstheoretische Defizite verringern könnte. Jedem 

Das Peer-Review ist das Verfahren zur Verteilung von Forschungsgel-
 

zu einer eigenen abschließenden Einschätzung der Qualität des Peer-Re-

Hochschulforscher sei daher der Band zur Lektüre empfohlen. 
 

Manfred Stock (Wittenberg) 
 
 

 
Lutz Bornmann: Stiftungspropheten in der Wissenschaft. Zu-
verlässigkeit, Fairness und Erfolg des Peer-Review. Waxmann 
Verlag, Münster 2004, 192 Seiten, ISBN 3-8309-1341-9, € 25,50 
 

dern. Derartige Verteilungsentscheidungen sind sowohl im Hinblick auf
Fragen der Qualität von Wissenschaft als auch hinsichtlich gesellschaft-
licher und individueller Auswirkungen hoch relevant. Doch das Peer-Re-
view-Verfahren ist weitgehend unerforscht. Mit diesem Desiderat begrün-
det Lutz Bornman das forschungsleitende Interesse seiner Dissertations-
schrift „Stiftungspropheten in der Wissenschaft“. Als Untersuchungsge-
genstand hat er sich das Peer-Review-Auswahlverfahren zur Verteilung 
der Stipendien des Boehringer Ingelheim Fonds (BIF) an (Post-)Dokto-
randInnen ausgesucht. Der BIF fördert Forschungsvorhaben im Bereich 
der theoretischen und klinischen Biomedizin.  

In seiner Dissertation möchte Bornmann zwei Fragen beantworten: 1. 
Erfüllt das Auswahlverfahren des BIF zur Vergabe von DoktorandInnen- 
und PostdoktorandInnenstipendien seinen selbstformulierten Zweck, tat-
sächlich die besten NachwuchswissenschaftlerInnen zu fördern? 2. Ist die 
existierende prinzipielle Kritik am Peer-Review gerechtfertigt? Zur Be-
antwortung der ersten Frage überprüft er die Reliabilität, Fairness und 
Validität des Peer-Review im BIF-Auswahlverfahren. Die zweite Frage 
bleibt leider in seinem Buch weitgehend offen; Bornmann referiert zwar 
neuere Forschungsarbeiten zur Reliabilität, Fairness und Validität des 
Peer-Review – deren Befunde erweisen sich als widersprüchlich –, doch 
in der Bewertung seiner Forschungsergebnisse kommt Bornmann nicht 

view.  
Bornmann stellt den BIF als eine angesehene Stiftung öffentlichen 

Rechts zur Förderung naturwissenschaftlich-biomedizinischer Grundla-

Anja Hartwich
kurze frage: wieseo ist das überhaupt ein peer-review, urteilen da nicht profs über bewerber? Ich habe peer bisher so verstanden, dass leute in der gleichen position reviewen und nicht solche, die schon eine Ebene höher sind, als die reviewten? 

http://www.hof.uni-halle.de/cms/down-load.php?id=39
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(Post-)DoktorandInnenstipendium 
wischen 1985-2000. Um die Reliabilität, also das Ausmaß des Konsens 

kor-

rdanz stellt die Verhand-

blehnung von An-

genforschung vor. Der BIF vergibt in drei jährlichen Sitzungen des sie-
benköpfigen Kuratoriums insgesamt circa 45 Stipendien (bis 1995 auch 
für PostdoktorandInnen). Nach einer Prüfung der formalen Kriterien (Al-
ter der AntragstellerInnen, Exklusivität der Förderung durch den BIF) 
werden die Anträge an unabhängige ExpertInnen zur externen Begutach-
tung gegeben. Zumeist interviewt ein/e MitarbeiterIn des BIF die Bewer-
berin/den Bewerber in einem persönlichen Gespräch und fertigt im An-
schluss daran einen Bericht an, der zusammen mit den Gutachten an das 
Kuratorium geht. Dieses Gremium ist mit überwiegend inländischen und 
ausschließlich männlichen Professoren besetzt. Die Auswahlkriterien des 
Kuratoriums beziehen sich auf vier Bereiche: 1. den Bewerbungsantrag, 
2. die Qualifikation/Reputation des Antragstellers bzw. der Antragstelle-
rin, 3. das Forschungsvorhaben und 4. die Arbeitsgruppe, in der die Be-
werberin/der Bewerber das Forschungsvorhaben durchführen möchte. Bis 
zu drei Entscheidungsrunden finden im Kuratorium statt. Bornmanns A-
nalyse der Sitzungsprotokolle zeigt die unterschiedliche Gewichtung der 
Auswahlkriterien. So wurden DoktorandInnenstipendien nur an Bewerbe-
rInnen vergeben, bei denen weder das Forschungsvorhaben noch ihre 
Qualifikation/Reputation kritisiert wurden. Der Bewerbungsantrag und 
die Auswahl der Arbeitsgruppen waren weniger entscheidend.  

Die Datengrundlage für Bornmanns Überprüfung der Reliabilität, 
Fairness und Validität des Peer-Review-Verfahrens des BIF bildet Ar-
chivmaterial der Geschäftsstelle des BIF. Er untersuchte die Unterlagen 
von 2697 AntragstellerInnen für ein 
z
der Kuratoriumsmitglieder über die Förderungswürdigkeit der eingereich-
ten Anträge zu beurteilen, konnte der Autor nicht auf die Einzelvoten der 
Kuratoriumsmitglieder bei Abstimmungen zurückgreifen. Die Kon
danz der Kuratoriumsmitglieder ermittelt Bornmann über einen Indikator. 

en Indikator für die Konkordanz oder DiskoD
lungsrunde dar, in der über ein Gesuch entschieden wird. Je schneller ein 
Antrag entschieden wird, desto höher ist die Übereinstimmung der Kura-
toriumsmitglieder in ihrer Beurteilung der Anträge. 75% der Anträge für 
Promotionsstipendien wurden in der ersten Runde, 15% in der zweiten 
und 10% in der dritten Runde entschieden. Somit wurden drei Viertel der 
Anträge in diesem Bereich ohne größeren Dissens entschieden. Die Über-
eins immung der Kuratoriumsmitglieder war bei der At
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, die zu Fairnessverletzungen führen 
rbeitung im Ku-

im Auswahlverfahren des BIF verletzt 
wurden. So war es für AntragstellerInnen von Vorteil, wenn ihr Antrag 

wurde. Anträge von Frauen wurden im 

Kriterium „Nationalität“ schließt Bornmann eine Diskriminierung durch 

tarbeiterInnen der Ge-

röffentlicht. Mit jeder Entschei-
dungsrunde nahm die Anzahl der Zitierungen um 17% ab, so dass Born-

 
ich Mängel im Bereich der Fairness 

trägen am stärksten. Bornmann bewertet das Ergebnis als „moderate Gut-
achterkonkordanz“ (S. 128).  

Für die Überprüfung der Fairness des Auswahlverfahrens des BIF 
verwendet Bornmann fünf Faktoren
können: 1. die alphabetische Reihenfolge der Antragsbea
ratorium, 2. das Geschlecht, 3. die Nationalität, 4. die Fachrichtung und 
5. die Einrichtung zur Durchführung des geplanten Forschungsvorhabens. 
Anhand statistischer Verfahren zeigt der Autor, dass vier von den fünf 
untersuchten Fairnessfaktoren 

aufgrund ihres Nachnamens frühzeitig in der Kuratoriumssitzung verhan-
delt wurde, da sich dadurch die Chance vergrößerte, dass ihr Antrag ent-
weder bewilligt oder vertagt 
Durchschnitt schlechter bewertet als Anträge von Männern. ChemikerIn-
nen wurden durch die Kuratoriumsentscheidungen ebenfalls gegenüber 
VertreterInnen anderer Fachrichtungen benachteiligt. Diejenigen, die ihr 
Forschungsvorhaben an einem Institut der Max-Planck-Gesellschaft plan-
ten, erhielten bessere Beurteilungen als AntragstellerInnen, die ihr Pro-
jekt an einer anderen Einrichtung durchführen wollten. Lediglich für das 

das Kuratorium aus. Die gleichwohl schlechtere Beurteilung ausländi-
scher AntragstellerInnen kam bereits vor der Kuratoriumssitzung durch 
den fehlenden persönlichen Kontakt mit den Mi
schäftsstelle des BIF zustande. Aus Kostengründen besuchten diese nicht 
alle ausländischen AntragstellerInnen. In- und ausländische BewerberIn-
nen, die sie in einem persönlichen Gespräch kennen gelernt hatten, beur-
teilten sie durchweg besser als diejenigen, die sie nicht besucht hatten.  

Zur Überprüfung der Validität wendet Bornmann bibliometrische A-
nalysen an, indem er zum einen die Anzahl der Zeitschriftenaufsätze, die 
seit der Antragstellung publiziert wurden, und zum anderen, um ein Maß 
für deren Qualität zu erhalten, ihre Zitierhäufigkeit bestimmt. Die Stipen-
diatInnen der ersten Runde haben im Durchschnitt 14 Aufsätze, diejeni-
gen aus der zweiten Runde 11 und diejenigen aus der dritten Runde 12 
Artikel nach der Antragbewilligung ve

mann die hohe prognostische Validität der Kuratoriumsentscheidung bes-
tätigt sieht. Die Überprüfung des Peer-Review-Auswahlverfahrens des
BIF hat zusammenfassend hauptsächl

Anja Hartwich
sonst ensteht zunächst der Eindruck, AusländerInnen  hätten gleiche Chancen, aber das ist ja offensichtlich nicht der Fall.

Anja Hartwich
was ja aber auch heißen könnte, dass die der ersten Runde ihre Vorhaben insgesammt besser Vermarkten können, nicht dass es unbedingt wissenschaftlicher relevant ist!?
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lerdings problema-
tisch, da er die ‚schlechten’ Ergebnisse der Überprüfung der Reliabilität 

n die grundsätzliche Aussagekraft von Reliabi-

Prozess be-
zei net (S. 135). Fairnessverletzungen aufgrund von Vorurteilen durch 

 er auch Empfehlungen zur „Ver-

u geben, könnte dagegen der Vorschlag haben, 

r hinaus durch eine stärkere Gewichtung der sub-

ergeben, während seine Reliabilität als mittelmäßig und seine Validität 
als hoch von Bornmann beurteilt werden.  

Bornmanns anschließendes Resümee erscheint al

und Fairness des Auswahlverfahrens des BIF im Nachhinein zu rechtfer-
tigen versucht, indem er beide als Gütekriterien zur Evaluation von Peer-
Reviews in Frage stellt. Bornmann lässt sich nicht auf eine wirkliche 
Auseinandersetzung mit den Gütekriterien Reliabilität und Fairness ein. 
Die Einwände, die er gege
lität und Fairness anführt, mögen teilweise berechtigt sein, doch ist dann 
unklar, weshalb er das Peer-Review-Verfahren des BIF ausgerechnet an-
hand dieser Kriterien überprüft hat. Das Evaluationskriterium der Fair-
ness relativiert Bornmann, indem er mit Ann C. Weller das Peer-Review 
als einen menschlichen und daher stets partikularistischen 

ch
die Gutachtenden und EntscheidungsträgerInnen seien daher unvermeid-
bar. Trotzdem setzt Bornmann auf die Qualität des Peer-Review als Aus-
wahlverfahren. Aus diesem Grund trägt
besserung seiner Fairness“ (S. 139) zusammen.  

Von den sechs Vorschlägen zielen allerdings zwei mehr auf eine Ra-
tionalisierung als auf eine Validierung des Verfahrens. So sollen die Gut-
achterInnen durch die Vorauswahl der Anträge in ihrer Arbeit entlastet 
werden. Die elektronische Veröffentlichung von Informationen und An-
tragsformularen erleichtert schnelle Kommunikation zwischen Antrag-
stellerInnen und BIF. Bei zwei Vorschlägen, der Verlagerung der Ent-
scheidung weg von den GutachterInnen hin zu einem Programmmanager 
und dem Vorschlag des Aufbaus eines internen Monitoring liegen laut 
Bornmann noch keine Überprüfungen hinsichtlich ihres nachweisbaren 
Beitrags zu größerer Fairness des Verfahrens vor. Mehr Chancen, dem 
Verfahren mehr Fairness z
GutachterInnen zu verpflichten, Rückmeldungen an sämtliche Antragstel-
lerInnen zu geben. Auch der Ersatz der unstrukturierten durch strukturier-
te Interviews durch die MitarbeiterInnen der Geschäftsstelle, wodurch 
„die emotionalen Einflüsse auf die Urteilsbildung“ (144) reduziert wür-
den, könnte die Fairness im Verfahren verbessern helfen. Größere Sach-
lichkeit könnte darübe
stantiellen Kommentare zulasten des abschließenden Satzes in den Gut-
achten erreicht werden. Den zumindest als Antwort auf die schlechteren 

http://www.buchhandel.de/vlb/vlb.cgi?T=1082835951&ID=0218x2835816x22781x-213&act=suchen&autor=
http://www.buchhandel.de/vlb/vlb.cgi?T=1082835951&ID=0218x2835816x22781x-213&type=reihe&rpos=0&rtag=0&isbn=3-548-75089-3
http://www.buchhandel.de/vlb/vlb.cgi?T=1082835951&ID=0218x2835816x22781x-213&type=suche&act=suchen&verlag=
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nsichtlich nicht ausreichend ge-
nüg

Antonia Kupfer (Wittenberg) 

Chancen von Frauen naheliegenden Vorschlag, zukünftig auch Professo-
rinnen in das Kuratorium aufzunehmen, nimmt Bormann dagegen nicht 
in seine Liste auf. 

Zusammenfassend bleibt festzuhalten, dass das Auswahlverfahren des 
BIF seinen selbst erklärten Zielen offe

t.  
Bornmanns Buch ist ein wichtiger Beitrag zur Diskussion über die 

Verteilungsmodalitäten von Forschungsgeldern. Er hat wesentliche Män-
gel am Peer-Review-Verfahren anhand eines Beispiels – des Boehringer 
Ingelheim Fonds – aufgedeckt. Nicht eingelöst hat er dagegen seine An-
kündigung, das Peer-Review grundsätzlich als Verfahren zur Verteilung 
von Forschungsgeldern zu überprüfen.  

 

 

 

n 
deutschen Hochschulen und Forschungseinrichtungen (Fo-
rum der Hochs
konferenz, W. Bertelsmann Verlag, Bielefeld 2003, 300 S. ISBN 
3-7639-3184-8 

 
Ausgangspunkt für die Modellbeschreibung von Ulrike Senger (U.S.) ist 
ein Tutorium für ausländische DoktorandInnen, das sie von 1998 bis 2002 
im Bereich der Neusprachlichen Philologien an der Universität Heidel-
berg entwickelt und geleitet hat. Zunächst sollte dort schlicht eine bessere 
und systematische Einbindung ausländischer Gast-DoktorandInnen in das 
universitäre Leben und in den Wissenschaftsbetrieb erreicht werden. 
Schnell zeigten jedoch auch deutsche DoktorandInnen Interesse an die-
sem Angebot. Nachfrage entstand in vielen Geistes- und Sozialwissen-
schaften ebenso wie in der Medizin und in den Naturwissenschaften. 

Das Tutorium stieß auf Seiten von StudiendekanInnen und Pro-
fessorInnen nicht nur auf stereotype Bedenken, die U.S. eindrücklich vor-
führt (S. 51ff.), sondern sein Bedarf wurde insgesamt bezweifelt. Der 
Wissenschaftsrat (November 2002) und die Hochschulrektorenkonferenz 
(Februar 2003) bestätigen dagegen U.S.s praktische Erfahrungen durch 

 

Ulrike Senger: Internationale Doktorandenstudien. Ein Modell 
für die Internationalisierung der Doktorandenausbildung a

chulpolitik), hrsg. von der Hochschulrektoren-
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r derzeitigen Ausbildungssituation des wis-
nschaftlichen Nachwuchses. Die Probleme der Promotionsphase ver-
härfen sich für ausländische Gast-DoktorandInnen durch die Sprachbar-
ere und Unterschiede in der Wissenschaftskultur. Nicht wenige schei-

lati . 

logna-Prozess 
leis

ationalen 
Do

ktorandInnen. 

Tei

ihre Defizitbeschreibungen de
se
sc
ri
tern an der sprachlichen Qualität von Vorträgen, Exposes und Dissertati-
onsteilen. Schlimmstenfalls landen sie in der fachlichen und sozialen Iso-

on
Hier setzt U.S.s Modell „Internationale Doktorandenstudien“ an. Es 

unterscheidet sich strukturell kaum von den in jüngster Zeit an mehreren 
Hochschulstandorten etablierten Graduiertenzentren, Graduate Schools 
und Promotionsstudiengängen: Es gibt ein Kerncurriculum, um das sich 
ein Wahl(pflicht)bereich gruppiert, der durch soziale und kulturelle Akti-
vitäten ergänzt wird. U.S. möchte einen Beitrag zum Bo

ten. Das von ihr erdachte Promotionscurriculum erstreckt sich deswe-
gen auf drei Jahre bzw. sechs Semester (+ vorgeschaltete Pilotphase zum 
Spracherwerb, s. S. 144ff.) und ist nach dem Europäischen Leistungs-
punktsystem (ECTS) ausgewiesen (Übersicht S. 250f.). Es ist sowohl für 
deutsche als auch für ausländische DoktorandInnen an deutschen Hoch-
schulen und Forschungseinrichtungen konzipiert. Die „Intern

ktorandenstudien“ setzen sich aus sechs Studienelementen zusammen, 
die streckenweise redundant beschrieben, aber auch in tabellarischen Ü-
bersichten und Schaubildern vorgestellt werden (S. 152ff.): 
1. Deutsche Wissenschaftssprache für ausländische DoktorandInnen / 

englische, französische o.a. Wissenschaftssprache für deutsche Dok-
torandInnen; 

2. Deutsche Wissenschaftsmethodik für ausländische DoktorandInnen / 
englische, französische o.a. Wissenschaftsmethodik für deutsche Dok-
torandInnen; 

3. Interkulturelle Kompetenz für deutsche und ausländische Doktorand-
Innen; 

4. Interdisziplinäre Kooperation für deutsche und ausländische Dokto-
randInnen; 

5. Hochschuldidaktik für deutsche und ausländische DoktorandInnen; 
6. Sozialbonus: Übernahme einer wissenschaftlichen Patenschaft für 

deutsche und ausländische Do

lweise wirken die Maßnahmenkataloge und das Lehrangebot des Mo-
dells wie eine Antwort auf alle jemals geäußerten subjektiven Bedürfnisse 
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ein 
kos

von Betroffenen. Anscheinend muss ein „‘international ausgewiesener‘ 
Doktorand/Promovierter“ in seinem Qualifikations- und Kompetenzprofil 
aber auch all diese Bedürfnisse in sich vereinen (dazu S. 71ff.) – es be-
steht die Gefahr der Überforderung des Einzelnen und eine Überfrachtung 
des Promotionscurriculums. Die Diskussion über Inhalt und Zielsetzung 
einer primär fachwissenschaftlich fokussierten Promotionsleistung und 
dem neuerdings an sie herangetragenen Anspruch, Beschäftigungsfähig-
keit/employability zu erlangen, kommt in U.S.s Ausführungen zu kurz. 
Auch eine Differenzierung des Modells nach Fächern bzw. Fächergrup-
pen fehlt. Statt der theoretisierenden Exkurse zu den Begriffen „Interkul-
turelle Kompetenz“ (S. 166ff.) und „Interdisziplinarität“ (S. 185ff.) wäre 
es wünschenswert gewesen, konkrete Studienangebote für verschiedene 
Fächer(gruppen) zusammenzustellen – insgesamt bleiben die Studienele-
mente 3 und 4 in der Modellbeschreibung diffus. 

Bei einer etwaigen Umsetzung des Modells gelangt man schnell in 
den Bereich des Utopischen, solange landesgesetzliche Bestimmungen 
Studienverläufe alternativlos festschreiben (vgl. S. 80ff.), gleiches gilt 
etwa bei den Berechnungen der Personalkapazitäten für Lehraufträge und 
Koordinierungsstellen (S. 132ff.). Nicht durchgerechnet hat U.S. den 
Aufwand des von ihr vorausgesetzten strengen Zulassungsverfahrens und 
der studienbegleitenden Leistungskontrollen durch international zusam-
mengesetzte Gutachtergremien (S. 75 ff.). Zur Finanzierung des Pro-
motionsstudiums (S. 140ff.) hofft U.S. auf Sponsoren aus Industrie und 
Wirtschaft sowie auf Drittmittel und/oder eine Stiftung. Auch an die 
kommerzielle Vermarktung der Geschäftsidee Promotionsstudium ist ge-
dacht, vor allem jedoch an eine Beteiligung der DoktorandInnen an den 
Ausbildungskosten in Form von Kursgebühren und beispielsweise 

tenpflichtiges Career Center – hieran dürfte sich nicht nur gewerk-
schaftliche Kritik entzünden.  

Übereinstimmung mit zahlreichen hochschulpolitischen Akteuren 
herrscht dagegen bei der Forderung nach einer Art „Dissertationsverein-
barung“ zwischen DoktorandIn und BetreuerIn, die auch U.S. zur Ver-
sachlichung der Beziehung und Stärkung der Verbindlichkeit der am Dis-
sertationsprojekt Beteiligten erhebt (S. 75f. mit Anm. 31). Bemerkens-
wert erscheint an U.S.s Modell die Idee, die Eigenheiten nationaler Wis-
senschaftssprache(n) und Wissenschaftsmethodik(en) zum Gegenstand 
akademischer Lehre und wissenschaftlicher Forschung zu machen. Auch 
ihre Bedarfsanalyse für die fremdsprachige Hochschuldidaktik ist tref-
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fend. Erst durch Angebote dieser Art lässt sich die von U.S. angestrebte 
„qualitative Internationalisierung“ von Hochschulen und Forschungsein-
richtungen erreichen und evaluieren. Völlig zu Recht kritisiert sie (S. 
34ff.), dass Internationalisierung bislang ausschließlich quantitativ über 
den Ausländeranteil bei den Studierenden sowie über die Zahl der Aus-
landsaufenthalte deutscher Studierender und WissenschaftlerInnen ge-
messen wird. 
 

Claudia Kleinwächter (Frankfurt a. M.)
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Peer Pasternack 
Daniel Hechler 

ittenberg/Leipzig 
 

2

älzung der weltanschaulichen Grundlagen der Militärwissenschaft und der 

ar. Im Mittelpunkt 
stan

Bibliografie: Wissenschaft & Hochschulen 
in Ostdeutschland seit 19451 

 

W

 
1.  Nachträge: Erscheinungszeitraum 1990 – 1998  

 
Scheler, Wolfgang: Von der marxistischen Lehre vom Krieg und von den Streit-
kräften zum neuen Denken über Frieden, Krieg und Streitkräfte. Über die Um-
w
Wehrmotivation an der Militärakademie „Friedrich Engels“ in Dresden (DSS-
Arbeitspapiere H. 26 – Rückblicke H. 4), hrsg. von der Dresdener Studiengemein-
schaft Sicherheitspolitik (DSS),  Dresden 1996. 39 S. € 1,15. Bezug bei: Dresde-
ner Studiengemeinschaft Sicherheitspolitik e.V., c/o Dr. Lothar Glaß, Feuerbach-
straße 1, D-01219 Dresden; auch unter: URL http://www.sicherheitspolitik-
dss.de/ap/ap2600ws.pdf  
Die Publikation enthält die beiden Beiträge „Von der marxistisch-leninistischen Lehre vom 
Krieg und von den Streitkräften zum neuen Denken über Frieden, Krieg und Streitkräfte“ 
und „Zu ideologisch-theoretischen Fragen des Problemkreises Frieden, Krieg und Streit-
kräfte (Abdruck eines Vortrags beim Stellvertreter des Chefs der Politischen Hauptverwal-
tung der NVA am 21.01.1988)“. Der erste Beitrag setzt sich mit der soldatischen weltan-
schaulichen Orientierung auseinander, wie sie für die Nationale Volksarmee maßgebend 
war, vor allem für ihre Offiziere, während der zweite auf einer Beratung im Ministerium für 
Nationale Verteidigung, die der Stellvertreter des Chefs der Politischen Hauptverwaltung 
(PHV) für ideologische Arbeit einberufen hatte, vorgetragen worden w

den bei dieser Beratung Meinungsverschiedenheiten mit den Philosophen an der Mili-
tärakademie über die Feindproblematik. 

 
Schönherr, Siegfried: Das Institut für Konversion der Streitkräfte (IKOS) des 
Ministeriums für Abrüstung und Verteidigung der DDR (08. Juni–02. Oktober 
1990). Erinnerungen und Zeitzeugnisse zu einer vertanen Chance (DSS-
Arbeitspapiere H. 38 – Rückblicke H. 8), hrsg. von der Dresdener Studiengemein-

                                                           
1 Die Bibliografie erfasst ausschließlich selbständige Publikationen: Monografien, Sammel-
bände, Broschüren, ggf. auch komplette Zeitschriften-Nummern, sofern diese einen an die-
ser Stelle interessierenden thematischen Schwerpunkt haben. 
2 „Nachträge“ bezieht sich auf folgende Veröffentlichung, die an dieser Stelle fortlaufend 
ergänzt wird: Peer Pasternack: Hochschule & Wissenschaft in SBZ / DDR / Ostdeutschland 
1945-1995. Annotierte Bibliographie für den Erscheinungszeitraum 1990 – 1998, Deutscher 
Studien Verlag, Weinheim 1999, 566 S., ISBN 3-89271-878-4, € 49,-. 
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sch

k der DDR von einem ihrer aktivsten und prominentesten Vertreter. Der 

Bes

aft Sicherheitspolitik (DSS), Dresden 1997, 38 S. € 1,75. Bezug bei: Lothar 
Glaß, Feuerbachstraße 1, 01219 Dresden. 
Das Institut für Konversion der Streitkräfte (IKOS) wurde am 8. Juni 1990 in den Räumen 
der NVA-Militärakademie „Friedrich Engels“ gegründet und vier Monate nach seiner Ent-
stehung wieder aufgelöst. In dem hier dokumentierten Vortrag zeichnet der Autor die Grün-
de zur Schaffung des IKOS, dessen Ziele, Aufgaben und Struktur sowie die Ergebnisse und 
das Ende des Instituts nach. Im Anhang wurden einige relevante Dokumente zur Geschichte 
des IKOS abgedruckt. 

 
Reischock, Wolfgang: Ohne Hoffnung kann man nicht leben. Autobiographi-
scher Bericht über ein Leben in der DDR (Veröffentlichungen der Max-Traeger-
Stiftung; Dokumente und Analysen zur Zeitgeschichte Bd. 1). Juventa Verlag, 
Weinheim/München 1995. 208 S. € 18,-. 
Die hier erzählte Lebensgeschichte ist vor 1989 in der DDR verfaßt wurden und berichtet 
über das Aufwachsen in der Weimarer Republik, das Überleben als Schüler und Soldat im 
Dritten Reich, die Neuorientierung und Entscheidung des Autors für die DDR nach 1945 
sowie seine engagierte politische und pädagogische Tätigkeit in der DDR. Der autobiogra-
phische Bericht wurde nach der Wende nicht umgeschrieben, sondern lediglich ergänzt und 
stellt daher ein Dokument pädagogischer Lebensgeschichte in der DDR dar. Wolfgang Rei-
schock, geboren 1921, war Dozent für allgemeine Pädagogik an der Berliner Humboldt-
Universität; zuvor hatte als Redakteur in der pädagogischen Presse der DDR gearbeitet, war 
aber auch für andere Zeitschriften, vor allem die „Weltbühne“, sowie für Rundfunk und 
Fernsehen journalistisch tätig. 

 
Mannschatz, Eberhard: Jugendhilfe als DDR-Nachlaß. Votum-Verlag, Münster 
1994. 171 S. € 14,90. Im Buchhandel. 
Der Autor war von 1977 bis zu seiner Emeritierung 1991 ordentlicher Professor für Sozial-
pädagogik an der Humboldt-Universität zu Berlin – der einzige in der DDR – und Direktor 
der Sektion Pädagogik. Die Publikation ist ein Versuch der Aufarbeitung der Jugendhilfe 
und Sozialpädagogi
Autor gibt einen Überblick zum Arbeitsprofil der DDR-Jugendhilfe und bietet zudem eine 

chreibung und kritische Wertung des Entwicklungsweges von Jugendhilfe und Sozialpä-
dagogik in der DDR. Abschließend wird der Versuch unternommen, einen sozialpädagogi-
schen Ansatz zu entwickeln, der produktiv an die Theorien in der DDR anschließt. 

 
Strohe, Hans Gerhard: Statistik im DDR-Wirtschaftsstudium zwischen Ideologie 
und Wissenschaft (Statistische Diskussionsbeiträge Nr. 3). Universität Potsdam, 
Wirtschafts- und Sozialwissenschaftliche Fakultät, Potsdam 1996. 35 S. Bezug 
bei: Universität Potsdam, Wirtschafts- und Sozialwissenschaftliche Fakultät, Pro-
fessur für Statistik, Postfach 900327, 14439 Potsdam.  
In der Gesamtschau auf 40 Jahre DDR wird die SED-Politik gegenüber der Statistikausbil-
dung von Wirtschaftswissenschaftlern im Schwanken zwischen Förderung als Propaganda-
instrument einerseits und Furcht vor Informationsoffenlegung sowie formalen Methoden 
andererseits dargestellt. Die Realisierung dieser Politik durch einen kleinen Klub willfäh-
riger Hochschullehrer und Lehrbuchautoren wird gezeigt und das Einheitslehrbuch in seinen 
wechselnden Erscheinungen vorgeführt. Die Auswirkungen der SED-Kaderpolitik auf Qua-
lifizierung und Personalentwicklung an DDR-Hochschulen sollen dabei deutlich werden. 
Daneben wird auch dargelegt, daß es gerade im Bereich der Statistik Möglichkeiten gab, 
sich der Ideologisierung zu entziehen und unter schwierigen Umständen qualitätsvolle Lehre 
und Forschung zu leisten. Ideologisch begründete Versuche, die Statistik in der Marxistisch-
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leninistischen Organisationswissenschaft oder im Rechnungswesen aufgehen zu lassen, schei-
terten letztendlich daran. 

 
Prokop, Otto/Thomas Grimm: Mozarts Tod und Die großen Schwindel. Erleb-
nisse eines Gerichtsmediziners (Sammlung Zeitzeugen Bd. 6). Fran

tionen, Frankfurt (Oder) 1996. 204 S. € 12,40. 
Aus Anlaß des 75. Geburtstages des Gerichtsmediziners und gebürtigen Österreichers Otto 
Prokop, jahrzehntelang Professor an der Charité, hat Thomas Grimm den vorliegenden 
Band mit Erinnerungen und Aufsätzen des Jubilars zusammengestellt. Prokop, der in sei-
nem Leben über 45.000 Leichen begutachtet hat, gibt Auskunft über den Zusammenhang 
zwischen medizinischer Forschung und der Aufklärung von Mord- und Todesfällen. Er-
gänzt wird der Band durch Beiträge von Kollegen Prokops, die ihn als herausragenden Wis-
senschaftler der Berlin Charite würdigen. DDR-wissenschaftshistorisch interessieren hier 
folgende Beiträge: „Vom Leichenschauhaus zum Universitätsinstitut – 110 Jahre Ge-
richtsmedizin in Berlin-Mitte“ (Gunther Geserick), „Medizin, Mord und die großen Schwin-
del – ein Interview zum Lebenswerk“ (Thomas Grimm/Otto Prokop), „PROKOP-HOPFF-
Erklärung gegen die Homöopathie“ (Otto Prokop/Wolfgang Hopff), „Laudatio für Prof. Dr. 
Otto Prokop“ (Armand Mergen), „Der Emeritus – ein versinkender Begriff akademischer 
Kultur? ‚Zeitgeist’ gestern und heute“ (Otto Prokop/Gerhard Möllhoff). 

 
Lindner, Jürgen / fortgesetzt von Heinz Lüllmann: Pharmakologische Institute 
und Biographien ihrer Leiter. Zeittafeln zur Geschichte der Pharmakologie im 
Deutschen Sprachraum von Anbeginn bis 1995. Editio Cantor Verlag (ECV), 
Aulendorf 1996. 308 S. € 38,-. Im Buchhandel. 
Im Jahre 1957 sind die „Zeittafeln zur Geschichte der pharmakologischen Institute des deut-
schen Sprachgebiets“ von Jürgen Lindner erschienen. Nach beinahe 40 Jahren hat sich 
Heinz Lüllmann der Aufgabe angenommen, dieses für die Geschichte der Pharmakologie 
unentbehrliche Handbuch zu aktualisieren. Dabei mußten nicht nur die Stammbäume der 
Pharmakologen auf den neuesten Stand gebracht und die Zeittafeln aktualisiert, sondern 
auch auf die fortschreitende Ausdifferenzierung des Faches und die Vervielfachung der 
Mitarbeiterzahlen Bezug genommen werden. Im hiesigen Kontext interessieren vor allem 
die Zeittafeln zu den ostdeutschen Instituten, die da wären: Berlin, Dresden, Erfurt, Greifs-
wald, Halle/Saale, Jena, Leipzig, Magdeburg und Rostock. 

 
Zentrum für interdisziplinäre Frauenforschung/Frauenbeauftragte der Humboldt-
Universität zu Berlin (Hg.): Zur Geschichte des Frauenstudiums und weiblicher 
Berufskarrieren an der Berliner Universität. Dokumentation eines Workshops, 
veranstaltet am 25. November 1995 von Zentrum für interdisziplinäre Frauen-
forschung und der Frauenbeauftragten der Humbold
Humboldt-Universität zu Berlin, Berlin 1996. 149 S. Bezug bei: Humboldt-Uni-

sität zu Berlin, Philosophische Fakultät III, Zentrum für transdisziplinäre Ge-
schlechterstudien, Unter den Linden 6, 10099 Berlin. 
Der Band enthält u.a. folgende Beiträge mit DDR-hochschulgeschichtlichem Bezug: „Gibt 
es eine Gleichstellungsquote für archivalische Quellen? Problematik der Quellen zur Frau-
engeschichte in Archiven und Wege ihrer Sichtbarkeit“ (Gesa Heinrich), „Einflußfaktoren 
auf eine Wissenschaftlerinnenkarriere am Beispiel der Physikerin Hertha Sponer (1895–
1968)“ (Renate Tobies) und „Liselotte Richter – Leben und Werk der ersten deutschen Pro-
fessorin für Philosophie und Theologie“ (Catherina Wenzel). 
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2.  Publikationen ab 1999 
 

Malycha, Andreas (Hg.): Geplante Wissenschaft. Eine Quellenedition zur DDR-
Wissenschaftsgeschichte 1945 – 1961 (Beiträge zur DDR-Wissenschaftsge-
schichte, Reihe A: Dokumente, Band 1). Akademische Verlagsanstalt, Leipzig 
2003. 706 S. € 72,-. Im Buchhandel. 

umfangreiche, 130 Dokumente unfassende wissenschaftliche Quellenedition soll die ge-
nerellen Aspekte der DDR-Wissenschaftsgeschichte zwischen Kriegsende und Mauerbau 
dokumentieren. Eine umfangreiche Einführung zeichnet den Forschungsstand nach, erläu-
tert die Editionsprinzipien und analysiert das Verhältnis zwischen Politik und Wissenschaft 
in der SBZ/DDR 1945 bis 1961. Die Mehrzahl der Dokumente zeigen die Vorstellungen, 
Strategie- und Taktikentwürfe, konkrete Handlungsanleitungen und Konzeptionen der Par-
tei- und Staatsführung zwischen 1945 und 1961 auf, die sich der Fragestellung widmen, wie 
Wissenschaften, Hochschulen und Akademien funktional so umgestaltet und ausgestaltet 
werden können, daß sie den politischen, ideologischen, aber auch ökonomischen, technolo-
gischen und wissenschaftlichen Zwecken aus Sicht der Herrschenden entsprechen könnten. 
Dieser Außenperspektive auf die Wissenschaften werden eine Reihe von Texten an die Sei-
te gestellt, die beleuchten sollen, wie die Wissenschaftler zwischen 1945 und 1961 ihr 
Selbstverständnis formulierten und auf die Politik des Staats und der Partei reagierten. 

 
Kowalczuk, Ilko-Sascha: Geist im Dienste der Macht. Hochschulpolitik in der 
SBZ/DDR 1945 bis 1961. Ch. Links Verlag, Berlin 2003. 604 S. € 24,90. Im 
Buchhandel. 
Mit der Herausbildung einer ‚sozialistischen Intelligenz’ wollte die DDR-Führung eine neue 
geistige Elite schaffen, die sich ganz in den Dienst der kommunistischen Sache stellt. Zur 
Etablierung dieser Elite wurden daher veränderte Auswahlkriterien und eine weitgehende 
politische Überwachung eingeführt. Die Studie widmet sich der Darstellung der Grundkon-
zepte der Intelligenzpolitik als auch der wichtigsten hochschulpolitischen Handlungsträger, 
näherhin der Analyse der Umgestaltung der Universitäten und zeigt die Mechanismen von 
sozialer Privileg
finden zudem die verschiedenen Formen von Repressionen wie von widerständigem Ver-

en. 
 

Köhler, Helmut/Manfred Stock: Bildung nach Plan? Bildungs- und Beschäfti-
gungssystem in der DDR 1949 bis 1989. Leske + Budrich, Opladen 2004. 153 S. 
€ 22,90. Im Buchhandel. 
Die Publikation untersucht die mit wissenschaftlichem Anspruch verfolgte Planung von 
Bildung und Beschäftigung in der DDR. Dargestellt werden die Vorgaben, die Wissenschaft 
und die Politik für die bildungsökonomische Steuerung beider Subsysteme konstruierten. 
Es wird die Bildungsplanung seit Anfang der 1950er Jahre nachgezeichnet sowie Verlauf, 
Hintergründe und Auswirkungen der politischen Steuerungsversuche diskutiert. Die zugrun-
degelegten Daten zur Entwicklung von Bildung und Beschäftigung werden in einem um-
fangreichen Tabellenteil dokumentiert. Zudem sind die Ergebnisse dieser Studie als pdf-Da-
tei in Internet einsehbar unter: http://www.mpib-berlin.mpg.de/de/aktuelles/K%F6hlerDa-
teien/BildungnachPlan_Koehler.pdf 

 
Kreher, Simone (Hg.): An ihnen wird Geschichte deutlich. Sieben Porträts ehe-
maliger Wissenschaftlerinnen der Humboldt-Universität. Ergebnisse eines Pro-
jekttutoriums (Sonderbulletin des Zentrums für interdisziplinäre Frauenforschung 
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h studier’ Geschichte, da hatte ich nie Zweifel dran’“ (Andrea Schridde), „Ilse 
ogin. ‚... ich habe immer den Wunsch gehabt, in einem Team als Mitarbeiter zu 

arbe

nung und Selbstbestim-
 Dokumentation der 8. 

Wissenschaftlichen Arbeitstagung (Berlin, den 17. November 2001) (Medizin 
und Gesellschaft Heft 39), Interessengemeinscha
Berlin 2002. 102 S.€ 15,80. Bezug bei: trafo verlag dr. wolfgang weist, Finkenstr
8, 12612 Berlin. 
Die Publikation dokumentiert die Beiträge der 8. Wissenschaftlichen Arbeitstagung der In-
teressengemeinschaft Medizin und Gesellschaft, die unter dem Titel „Planung und Selbst-

edizinischen Forschung der DDR“ (Ingeborg Syllm-Rapoport), „Per-
sönliche Reflexionen zu den Vorzügen und Grenzen des Beitrages der medizinisch-wissen-

99], 
o.S. URL: http://www.hochschuldebatten.de/ 

der HU Berlin/ Materialien zur Frauengeschichte der Humboldt-Universität zu 
Berlin I). Berlin 1999. 130 S. Bezug: Zentrum für interdisziplinäre Frauen-
forschung der Humboldt-Universität zu Berlin, Sophienstraße 22a, 10178 Berlin. 
In der Publikation werden die Porträts von sieben Wissenschaftlerinnen gezeichnet, welche 
zwischen 1909 und 1932 geboren wurden und im Zeitraum zwischen 1950 und 1994 an der 
Humboldt-Universität zu Berlin tätig waren. Die Porträts basieren auf Interviews, welche im 
Rahmen des Projekttutoriums „Biographien von Wissenschaftlerinnen an der Humboldt-
Universität zu Berlin zwischen 1945 und 1967/68“ geführt wurden. Die Beiträge im einzel-
nen: „Marianne Friedländer – Afrikanistik. ‚... vielleicht das Neue, was 

t gemacht haben’“ (Johanna Dragon), „Anita Grandke – Juristin. ‚Ich habe wahrschein-
 immer Glück gehabt, Sachen zu machen, die mir auch Spaß gemacht haben ...’“ 

(Franziska Martinsen), „Erika Herzfeld – Historikerin. ‚Seit meinem zwölften Lebensjahr 
war klar, ic
Jahn – Biol

iten ...’“ (Petra Hoffmann), „Ingeborg Rapoport – Medizinerin. ‚Und dann sind wir 
hierher gekommen und haben versucht, unser Scherflein beizutragen’“ (Patricia Fürst), 
„Irmgard Schilling – Russistin. Berlin – Moskau – Berlin. Eine Professur auf Umwegen“ 
(Johanna Dragon) und „Helgalinde Stadigel – Theologin. ‚Ich möchte doch eine Arbeit 
schreiben über die Weltaufgeschlossenheit des Alten Testaments’“ (Melanie Lohwasser). 

 
Scheler, Werner/Heinz David/Lothar Rohland (Hg.): Pla
mung in der Forschung – Erfahrungen aus der DDR.

ft Medizin und Gesellschaft e.V., 
. 

bestimmung in der Forschung – Erfahrungen aus der DDR“ am 17. November 2001 in Ber-
lin stattfand. Mit folgenden Beiträgen: „Zur Planung und Organisation der biowissenschaft-
lichen Forschung in der DDR“ (Werner Scheler), „Visionen, Prognosen, Konzepte und Pro-
jekte der medizinischen Forschung“ (Heinz David), „Die Biologieprognose 1966-1980“ 
(Mitja Rapoport), „Kooperation zwischen Grundlagenforschung und Industrie auf dem Ge-
biet der Arzneimittelentwicklung“ (Michael Oettel), „Krankheitsorientierte Forschung – 
Geschwulstkrankheiten“ (Hans Berndt), „Erfahrungen und Probleme mit Demokratie und 
Kollektivität in der m

schaftlichen Gesellschaften zur medizinischen Forschung in der DDR“ (Peter Oehme), 
„Wissenschaftliche Grundlagen für die Optimierung menschlicher Lebensprozesse“ (Klaus 
Fuchs-Kittowski), „Diskussion“, „Gesundheitsschutz von Kindesbeinen an“ (Gerda 
Niebsch/Ursula Boßdorf/Christa Grosch), „Diskussionsbemerkung zu den Einführungs-
vorträgen“ (Herbert Kreibich), „Wissenschaftliche Arbeit in einer Hausarztpraxis“ (Herbert 
Kreibich), „Nachhaltiger Beitrag der Technischen Arbeitshygiene zur arbeitsmedizinischen 
Forschung“ (Jürgen Kupfer), „Schlussbemerkungen“ (Werner Scheler). 

 
Heinrich Böll Stiftung (Hg.): Devided by Unity? Rebuilding Culture and Society 
after 1989: The Case of the Universities. Eine Konferenz der Heinrich Böll Stif-
tung in Kooperation mit dem Canadian Centre for German and European Stu-
dies at York University Toronto, Toronto 19. November 1999. Berlin o.J. [19
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50667 Köln, fts@fritz-thyssen-stiftung.de 

tung
Wis
der likation der Korrespondenz von Moritz von Sachsen bis hin zur flut-

Institute in der scientific community“, „Die Förderbeispiele der Fritz Thyssen Stiftung“, 

bei eräten“, „Exemplarische Patenschaften“, „Einladung für ostdeutschen 

h dem Fall der Mauer im November 1989 und dem Zusammenschluß der DDR mit der 
BRD, so die Hg., hätte sich die einmalige Situation ergeben, daß sich die ostdeutschen 
Hochschulen hätten tiefgreifend reformieren können, ohne auf das selbst reformbedürftige 
Hochschulmuster der BRD zurückzugreifen. Praktisch habe jedoch der Einigungsvertrag für 
den Wissenschaftssektor aber den bloßen Institutionentransfer von Ost nach West festge-
schrieben und durchgesetzt. Aus Anlaß des zehnjährigen Jubiläums dieses Ereignisses zo-
gen die Teilnehmer der Konferenz eine Zwischenbilanz der Transformation des ostdeut-
schen Hochschulsystems unter Berücksichtigung der Umbauanstrengungen im Westen 
Deutschlands. Dieser Blick zurück auf die Interessenkonstellation und die Akteure der frü-
hen 90er Jahre sei zugleich ein Blick nach vorn: Habe damals die Einheitlichkeit des Hoch-
schulsystems im Vordergrund gestanden, so würden nunmehr – gerade in Ostdeutschland – 
verstärkt Profibildungen akzentuiert, ein Ziel also, welches innerhalb der damaligen Hoch-
schulpolitik an den Rand gedrückt wurde. Ebenso habe die damalige, oft als demütigend 
empfundene Evaluierung der ostdeutschen Wissenschaftseinrichtungen durch den Wissen-
schaftsrat einen Prozeß beschleunigt, welcher zunehmend eine Leistungsbewertung für Leh-
re und Forschung in ganz Deutschland als ein unumgängliches Instrument der Wissen-
schaftspolitik etablierte. Mit der vorliegenden Dokum

pdf-File zur Verfügung gestellt werden, möchte die Heinrich Böll Stiftung das Interesse 
für die unentdeckten und oft unterschätzten Chancen, die sich aus der friedlichen Revolu-
tion ergaben, aufrecht erhalten. Die Beiträge im einzelnen: „Die Erneuerung der ostdeut-
schen Universitäten – Vision und Wirklichkeit“ (Cornelius Weiß), „German reunification 
and opportunities for reform: an epilogue“ (Marlis Dürkop), „Reform und Status Quo im 
Widerstreit: Hochschulpolitische Ambivalenz im wiedervereinigten Deutschland“ (Hans N. 
Weiler) und „Humboldt Revisited“ (Michael Daxner). 

 
Max-Planck-Gesellschaft zur Förderung der Wissenschaften (Hg.): Gelungener 
Aufbau. Max-Planck-Institute in den neuen Bundesländern. München 2003. 40 
S. Bezug bei: Max-Planck-Gesellschaft, Referat für Presse- und Öffentlichkeits-
arbeit, Hofgartenstr. 8, 80539 München; presse@mpg-gv.mpg.de 
In der Broschüre stellt die Max-Planck-Gesellschaft ihre neu entstandenen Forschungs-
einrichtungen vor, die das Fundament einer international konkurrenzfähigen Forschung in 
den ostdeutschen Bundesländern abgeben sollen. Dabei habe das „Programm für Aktivitäten 
in den neuen Ländern“ eine große Herausforderung dargestellt, denn die Max-Planck-Ge-
sellschaft musste innovative Forschungsthemen finden und entsprechende Forschungs-
persönlichkeiten auf diesen Gebieten gewinnen. Insgesamt konnten so 20 neue Forschungs-
einrichtungen mit ca. 4.000 Forschenden in den ostdeutschen Ländern etabliert werden, die 
zumeist in enger Kooperation mit den Universitäten arbeiten.  

 
Altenmüller, G. Hartmut: Zwischen Wende und Flut. Die Forschungsförderung 
der Fritz Thyssen Stiftung in Ostdeutschland. Fritz Thyssen Stiftung, Köln 

3. 176 S. Kostenlos. Bezug bei: Fritz Thyssen Stiftung, Am Römerturm 3, 

Diese Dokumentation soll einen Überblick über die Fördertätigkeit der Fritz Thyssen Stif-
 in Ostdeutschland seit 1989/90 vermitteln. Sie wurde auf Basis von Interviews mit 
senschaftlern und ergänzenden Recherchen erarbeitet. Die Reportagen, beginnend mit 
Förderung der Pub

bedingten Soforthilfe in Dresden, dienen der vertiefenden Information anhand einiger 
Förderbeispiele. Die Beiträge des Heftes im einzelnen: „Wege zur Stärkung ostdeutscher 

„Aufbauhilfe über die Programmgrenzen hinweg“, „Patenschaften: ‚Akuter Förderbedarf’ 
Büchern und G
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deu erständnis der DDR“, „Dauer-
aufgabe: einheitliches und modernes Recht für Deutschland“, „Jenaer Juristen werden für 

“, „Rechts 
reiheit und 

Gle

Der

wurde er 1990 und 1993 zum Direktor der Akademie gewählt. Die im vorliegenden Tage-

Nachwuchs“, „Neuaufbau der geisteswissenschaftlichen Forschung“, „Gesellschaft, Rech
Staat, Wirtschaft“, „Mono- und polygene Krankheiten des Menschen: Definition und mole-
kulare Pathogenese“, „Reportagen“, „Moritz-Korrespondenz: Nachschlagewerk für die 

tsche Geschichte“, „Gatersleben und das Wissenschaftsv

die Globalisierung vorbereitet“, „DDR, CSSR, Polen und Ungarn nach Stalin“, „Einblick in 
Ziele und Praxis des sowjetischen Deutschland-Politik“, „Sachsen: zwischen Ancien Regi-
me und marktverfasster Wirtschaft“, „Freyer: Die Soziologie wurde ‚Wirklichkeitswissen-
schaft’“, „Deutsch-jüdische Geschichte an ostdeutschen Universitäten“, „Aus Bruchstücken 
ein vollständiges koptisches Altes Testament“, „Die Sorben kämpfen um Sprache und 
sozialen Halt“, „Das geistige Potential des klassischen Erbes“, „Forschung über Ostdeutsch-
land“, „Rückkehr zur Normalität“ und  „Die Flut – eine neue Herausforderung“. 

 
Frank Richters Homepage. URL: http://home.t-online.de/home/frank.richt/, o.O. 
[Freiberg] 2002/2003 (letzte Aktualisierungen), o.S. 
Frank Richter, Wissenschaftsphilosoph und zuletzt Professor für marxistisch-leninistische 
Philosophie an der Bergakademie Freiberg, 2003 verstorben, präsentiert auf seiner Home-
page zahlreiche Texte, die Einblicke in die DDR-Philosophie und deren Reflexion nach dem 
Ende der DDR ermöglichen. Texte zu folgenden Themen sind eingestellt: Philosophieren in 
der DDR („Gab es in der DDR Philosophen?“, „Kann man als Philosoph heute noch Mate-
rialist sein?“, „Theologen wider den Materialismus“, „Die Kritik Hegels am Materialis-
mus“, „Naturalismus und Materialismus bei Karl Marx“, „Friedrich Engels’ Bestimmung 
der Grundfrage der Philosophie“, „Der Leninsche Materiebegriff“, „Dialektischer und histo-
rischer Materialismus bei Stalin“, „Marxistisch-leninistisches Grundlagenstudium in der 
DDR“, „Marxistische Kritiken an Materialismus-Konzepten“); Freiberger Modell (eine 
Kurz- und eine Langfassung); Sozialismus-Theorie („Sozialismus? Kapitalismus?
und Links in der PDS?“, „Zum sogenannten Totalitarismus-Vergleich“, „F

ichheit“, „Pluralität und Geschichte“, „Die PDS in der Bundesrepublik“) sowie Philoso-
phie, Theologie, Naturwissenschaften („Modelle in Evolutionstheorien“, „Materialismus 
und Naturwissenschaft“, „Kosmologie – Theologie – Philosophie“, „Lückenbüßer-Theo-
logie?“). Zudem besteht die Möglichkeit, Richters 1991 im Dietz Verlag Berlin veröffent-
lichte Buch „Philosophie in der Krise“ als RTF-Datei herunterzuladen.  

 
Laube, Stefan: Das Lutherhaus Wittenberg. Eine Museumsgeschichte (Schriften 
der Stiftung Luthergedenkstätten in Sachsen-Anhalt Bd. 3). Mit einem Exkurs zur 
Sammlungsgeschichte von Uta Kornmeier, Evangelische Verlagsanstalt, Leipzig 
2003, 403 S. 
Das Lutherhaus – von 1883 bis 2002 unter dem Namen „Lutherhalle“ bekannt – war und ist 
nicht allein Museum mit Dauer- und Sonderausstellungen, sondern auch Archiv und For-
schungseinrichtung. Der Band zeichnet die Geschichte nach, wobei naturgemäß auch die 
Jahre nach 1945 Würdigung finden, also die Jahrzehnte, in denen die Einrichtung unter dem 
Namen „Staatliche Lutherhalle“ in kommunaler Trägerschaft stand. 

 
Dietzel, Ulrich: Männer und Masken. Kunst und Politik in Ostdeutschland. Ein 
Tagebuch 1955-1999. Verlag Faber und Faber, Leipzig 2003. 391 S. € 29,70. Im 
Buchhandel. 

 Literaturhistoriker Alfred Kantorowicz holte den 1932 geborenen Ulrich Dietzel 1955 
an die Deutsche Akademie der Künste zu Berlin und vertraute ihm dort zunächst Teile des 
Heinrich-Mann-Archivs an. Der junge Literaturforscher wurde bald Leiter aller Literatur-
archive der Akademie und stieg bis in die Führungsriege auf. Nach dem Umbruch 1989 
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öseberg, Dorothee (Hg.): Frankreich und „Das andere Deutschland“. Ana-
lysen und Zeitzeugnisse (Cahiers le
bingen 1999. 698 S. € 56,60. Im Buc
Der Sammelband sei der erste „umfassendere“ Versuch, sich einem bislang kaum beachte-
ten Feld deutsch-französischer Beziehungen, nämlich den Beziehungen zwischen Frank-
reich und der DDR zu widmen. Zentral ist dabei die Frage, wie sich beide Länder gegen-
seitig wahrnahmen und welche Rolle in der Konstitution der wechselseitigen Vorstellung 
voneinander die Medien, Schulen und Universitäten spielten. Der Band gliedert sich in 4 
Kapitel: Unter der Überschrift „Fremd- und Selbstbilder in Texten. Analysen und Kommen-
tare“ setzen sich die Autoren mit dem Frankreichbild in der politischen und Fachpresse, in 
der Literatur und Literaturrezeption sowie in schulischen Lehrwerken der DDR auseinander. 
Abschließend wird die Darstellung der DDR in französischen Fachtexten und in der fran-
zösischen Literaturrezeption beleuchtet. Das zweite Kapitel „Staatliche und gesellschaftli-
che Institutionen: Strukturen und Akteure“ dokumentiert die frankreichbezogenen Aktivitä-
ten der Universitäten und des Instituts für Internationale Beziehungen, sowie die Arbeit und 
Wirkung des Radio Berlin International, der Liga für Völkerfreundschaft und der Städte-
partnerschaft zwischen Montreuil und Cottbus. Im dritten Kapitel werden unter der Über-
schrift „Autoren und ihre Texte im Kreuzfeuer. Selbstreflexion und Fachkritik heute“ fünf 
DDR-Standardwerke zu Frankreich von ihren Autoren kritisch kommentiert und von einem 
Koreferenten gegengelesen. Dabei handelt es sich um folgende Publikationen: „Franzö-
sische Literatur im Überblick“ von Rita Schober (Gegenlektüre 1995 Danielle Risterucci-
Roudnicky), Heinz Köllers und Bernhard Töpfers „Frankreich. Ein historischer Abriß“ 
(Gegenlektüre 1995 Etienne Francois), die beiden französischsprachigen Werke „La France 
d’aujourd’hui“ und „La France contemporaine“ von Gerhard Paul et al. (Gegenlektüre 1994 
Walther Fekl), und schließlich „Frankreich. Politik und Ökonomie. Ein Handbuch“ von 
Reinhard Claußnitzer und Jochen Dankert (Gegenlektüre 1994 Michel Cullin). Das ab-
schließende Kapitel widmet sich dem Thema „Frankreich- und DDR-Bilder im Spannungs-
feld von Isolation und Begegnung, offiziellem und inoffiziellem Bewußtsein“. Hier disku-
tieren französische und DDR-Wissenschaftler ihre persönlichen Erfahrungen mit dem 
jeweils anderen Land. Im DDR-wissenschaftshistorischen Kontext interessieren folgende 
Einzelbeiträge: „Les deux France im Deutschland der 50er Jahre. Frankreichbilder in 
Schulbüchern der DDR und der Bundesrepublik Deutschland“ (Dorothee Röseberg), „’Bon-
jour les amis’ und ‚Bonjour, chers amis’. Frankreich in den Lehrwerken für den Fran-
zösischunterricht der DDR“ (Francoise Bertrand), „Frankreich in schulischen Geschichts-
lehrwerken der DDR“ (Gwenaëlle Renaud), „Auf den Spuren französischer Philosophie in 

buch dokumentierte Karriere war also eingebettet in die Entwicklung der Künste der DDR 
bis hin zur Transformation der Akademie der Künste in eine gesamtdeutsche Kultur-
institution. Da der Autor durchgehend Verantwortung für die wissenschaftliche und Samm-
lungsarbeit der Akademie trug, sind die Aufzeichnungen auch von wissenschaftshistori-
schem Interesse. 

 
Reinhold, Ursula: Schwindende Gewißheiten. Eine Ostberliner Geschichte. Auto-
biographischer Roman. trafo verlag dr. wolfgang weist, Berlin 2002. 379 S. € 
17,80. Im Buchhandel.  
Die 1938 geborene Autorin studierte Germanistik, promovierte und habilitierte, arbeitete 
dann als Redakteurin, von 1973 bis 1991 als wissenschaftliche Mitarbeiterin an der Aka-
demie der Wissenschaften  und schließlich zwischen 1991 und 1996 als Lehrbeauftragte an 
der Humboldt-Universität zu Berlin. Der autobiographische Roman erzählt die Geschichte 
einer beruflich engagierten Frau und allein erziehenden Mutter in der DDR bis zum Um-
bruch 1989/90. Auch wenn sie schon vor dem Zusammenbruch der DDR weitestgehend 
politisch desillusioniert war, erlebte sie die Wende als persönliche Katastrophe.   

 
R

ndemains, Band 1). Stauffenburg-Verlag, Tü-
hhandel. 
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ni-
el 

DDR. Leseeindrücke“ (Joachim 
ernationale Beziehungen (IIB). 

Erinnerungsbericht und Diskussion“ (Jochen Dankert), „Ausbildungsweg eines jungen Dip-
en. Erinnerungen“ (Lutz Schrader), „Romanistik an der Hum-

. Periodisierungsversuche im Streitgespräch“ (Rita Schober/Chri-
er la France. Diskussion zu Zielen und Schwerpunkten frank-
ge“ (Lucette Danelius), „Zur Aufwertung der Landeskunde seit 
inisterium für Hoch- und Fachschulwesen und die Romanistik 

an den Universitäten der DDR. Erinnerungen“ (Gabriele Hegenbarth), „Die DDR in der 
For ung und Lehre in der französischen Germanistik von 1950 bis 1970“ (Jean Mortier), 

sität Paris VIII“ 
niversität. Ge-

spräch zwischen Brigitte Heymann, Rene-Marc Pille und Marc Thuret“, „Ins Land der 

 Tagebücher dieser Zeit, sondern ist auch auf einen 

Dokumentation eines Kolloquiums am 9.11.2002. Schröder übte zwischen 1953 und 1957 
auf dem Gebiet der russischen und sowjetischen Literatur am Slawischen Institut der Karl-

vorherige Lehrtätigkeit wieder aufnehmen zu dürfen. Während der nun folgenden Beschäfti-
gungen als Lektor im Verlag Volk und Welt und als Herausgeber und Interpret der Werke 
u.a. Dostojewskis, Gorkis, Aitmatows und Ehrenburgs erzielte er durch seine zahlreichen 
öffentlichen Vorträge und die Vorlesungen am Leipziger Literaturinstitut eine öffentliche 

hen Slawistik gegenüber. Das 

au), „Raskolnikow 

der DDR“ (Vincent von Wroblewsky), „Frankreichforschung in den ‚Beiträgen zur roma
schen Philologie’“ (Gerhard Schewe), „Das Bild der französischen Wirtschaft im Spieg
des Instituts für Internationale Politik und Wirtschaft in der 
Volz), „Frankreichforschung und -lehre am Institut für Int

lomaten in den achtziger Jahr
erlinboldt-Universität zu B

stian Wagner), „Faire aim
reichbezogener Studiengän
1968  Diskussion“, „Das M.

sch
„Beziehungen zwischen der Humboldt-Universität zu Berlin und der Univer
(Jean Mortier), „Diskussion“, „Französische Lektoren an der Humboldt-U

Sehnsucht und zurück. DDR-Akademiker über ihre Erfahrungen in Frankreich“ (Marc 
Thuret). 
 
Klemperer, Victor: Das Tagebuch 1945 – 1949. Eine Auswahl. Bearbeitet von 
Harald Roth. Aufbau Taschenbuch Verlag, Berlin 2003. 297 S. € 7,95. Im Buch-
handel. 
Die Textgrundlage der vorliegenden Ausgabe bildet Victor Klemperers „So sitze ich denn 
zwischen allen Stühlen. Tagebücher 1945 – 1959“. Die vorliegende Auswahl versammelt 
nicht nur die wichtigsten Passagen der
möglichen Gebrauch im schulischen Unterricht abgestimmt. Daher finden sich im Anhang 
neben weiterführenden Literaturhinweisen und Anregungen für den Unterricht, die vom 
Bearbeiter der Auswahl erstellt wurden, auch ein Nachwort von Hermann Weber unter dem 
Titel „Vorgeschichte der DDR 1945 –1949“, welches vor allem einer Kontextualisierung 
der Tagebücher dient. 

 
Beitz, Willi (Hg.): Ralf Schröder (1927 – 2001). Das schwierige Leben eines be-
deutenden Slawisten. Band 1. Erinnerungen, Beiträge zu seinem Werk, Biblio-
graphie. Rosa-Luxemburg-Stiftung Sachsen, Leipzig 2003. 114 S. Bezug bei: 
Rosa-Luxemburg-Stiftung Sachsen e.V., Harkortstr. 10, 04107 Leipzig. 

Marx-Universität Leipzig eine Lehrtätigkeit aus und promovierte im März 1957. Seine aka-
demische Laufbahn fand ihr Ende, als er Ende 1957 als führender Kopf einer „partei- und 
staatsfeindlichen Gruppe“ verhaftet und zu 10 Jahren Zuchthaus verurteilt wurde. Im Rah-
men einer allgemeinen Amnestie wurde er 1964 aus der Haft entlassen, ohne jedoch seine 

Wirkung wie kaum ein zweiter slawistischer Literaturwissenschaftler der DDR. Dieser öf-
fentlichen Wirkung und auch Schröders Einbeziehung in die Projekte verschiedener Verlag 
stand seine fast vollständige Ausgrenzung aus der akademisc
Kolloquium hatte es sich daher zur Aufgabe gemacht, die Einführung des Oeuvres Schrö-
ders in den literaturwissenschaftlichen Diskurs zu befördern. Die Beiträge im einzelnen: 
„Die literaturwissenschaftlichen Anfänge Ralf Schröders und die DDR-Universitäts-
slawistik“ (Willi Beitz), „Ralf Schröder bei ‚Volk und Welt’ – in seinem Verlag“ (Leonhard 
Kossuth), „Sechs Widmungen oder Vom Verstummen“ (Fritz Mier

http://www.sicherheits�politik-dss.de/ap/ap2600ws.pdf
http://www.sicherheits�politik-dss.de/ap/ap2600ws.pdf
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 (Peter Gosse), „Ralf Schrö-

 an die Zwischenzeit“ (Runhild Arnold). Das Verzeichnis der „Pu-
blikationen von Ralf Schröder“ wurde von Willi Beitz erstellt. 

-Luxemburg-Stiftung Texte 8). Karl Dietz 

alinstitut 
für  Akademie der Wissenschaften der DDR. 1971 wurde Bock zum Aka-

vereinigten Deutschland hat. Im hiesigen Kontext interessieren vor allem folgende Beiträge: 

Trotzki Gorbatschow“ (Volker Braun), „Aus den Forschungen zum ‚Russischen Faust’ bei 
Ralf Schröder“ (Lola Debüser), „Schröder am Becher-Institut“
ders Entdeckung: Die romantische Sehnsucht Ilja Ehrenburgs“ (Nyota Thun), „Geschichts-
philosophisches Wettsujet und symbolische Liebesphilosophie. Zu einer Leerstelle in Ralf 
Schröders Rekonstruktion des ‚Faust’-Modells bei Dostojewski (‚Die Brüder Karamasow’)“ 
(Christiane Schulz), „Eine verspätete Rezension“ (Roland Opitz), „Zu Ralf Schröders Ait-
matow-Arbeiten – unter besonderer Berücksichtigung des Faust-Bezuges“ (Adelheid Lat-
chinian), „Erinnerungen

 
Schröder, Winfried: Vom Reifen der Alternativen in der Tiefe. Ralf Schröders 
Lesarten der russischen und sowjetischen Literatur. Texte und Dokumente 
(=Ralf Schröder: Leben und Werk Band 2). Rosa-Luxemburg-Stiftung Sachsen 
e.V., Leipzig 2003. 114 S. Bezug bei: Rosa-Luxemburg-Stiftung Sachsen, Har-
kortstr. 10, 04107 Leipzig. 
Die Beiträge dieses Kolloquiums wurden in dem Protokollband „Ralf Schröder (1927 – 
2001). Das schwierige Leben eines bedeutenden Slawisten. Band 1. Erinnerungen, Beiträge 
zu seinem Werk, Bibliographie“, herausgegeben von Willi Beitz, dokumentiert. Der zweite 
Teilband wurde von Ralf Schröders Bruder Winfried Schröder erarbeitet, bietet mit um-
fangreichen Textauszügen aus den Nachworten Ralf Schröders einen direkten Einblick in 
sein Werk, und dokumentiert zugleich durch zahlreiche Daten, persönliche Unterlagen und 
Äußerungen von Zeitzeugen seine Biographie und stellt diese in einen geschichtlichen Kon-
text. 

 
Bock, Helmut: Wir haben erst den Anfang gesehen. Selbstdokumentation eines 
DDR-Historikers 1983 bis 2000 (Rosa
Verlag, Berlin 2002. 384 S. € 19,90. Im Buchhandel. 
Der Band dokumentiert Interviews, Reden und Essays des DDR-Historikers, die zwischen 
1983 und 2000 entstanden. Helmut Bock arbeitete zwischen 1960–1962 als wissenschaft-
licher Sekretär des Instituts für Geschichte an der Deutschen Akademie der Wissenschaften 
zu Berlin und übernahm dort von 1962–1969 die stellvertretende Leitung der Abteilung für 
deutsche Geschichte von 1789 bis 1871. In den Jahren 1969/70 fungierte Bock als Leiter 
des Operativstabs beim Herausgeberkollegium der Deutschen Geschichte in 12 Bänden und 
zwischen 1971 und 1977 als Leiter der Abteilung für Kulturgeschichte am Zentr

Geschichte an der
demieprofessor ernannt. 1978 bis 1991 war er als wissenschaftlicher Mitarbeiter im Wissen-
schaftsbereich Deutsche Geschichte von 1789–1917 an der Akademie tätig und arbeitete 
zudem in den Jahren 1969–1990 als Mitglied des Herausgeberkollegiums der Deutschen 
Geschichte in 12 Bänden. Zwischen 1971 und 1990 wirkte er als Vorsitzender der Zentralen 
Sektion Geschichte beim Präsidium der URANIA. 

 
Benz, Wolfgang/Georg G. Iggers/Fritz Klein/Ernst Schubert/Peter Steinbach/ 
Ludmila Thomas (Hg.): 50 Jahre Zeitschrift für Geschichtswissenschaft (Zeit-
schrift für Geschichtswissenschaft H. 11/2002). Metropol Friedrich Veitl Verlag, 
Berlin 2002.  95S. € 12,-. Bezug bei: Metropol-Verlag, Kurfürstenstr. 135, 10785 
Berlin. 
Anläßlich des fünfzigjährigen Bestehens der ehemals wichtigsten Zeitschrift der DDR-His-
toriker, der „Zeitschrift für Geschichtswissenschaft“, beschäftigt sich die ZfG in dieser Aus-
gabe vornehmlich mit ihrer eigenen Geschichte und versucht zudem die Perspektiven, 
Chancen und möglichen Funktionen auszuleuchten, die eine solche Zeitschrift in einem 
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ie ZfG vor und nach 1989“ (Matthias Middell), „Zur Mediävistik 
in d  DDR und ihrem Erscheinungsbild in der ZfG“ (Klaus Melle), „Deutsche Geschichte 

. Jarausch, Harald Kleinschmidt, 

ifiziert die wesent-
lichen Inhalte, Motivationen und Strategien für DDR-geschichtliche Lehr- und Forschungs-

zogene Betrachtung der DDR im wis-

Seit 1990 ist die DDR ein Gegenstand kontroverser, öffentlicher Debatten. Auch die For-

aft“ (Bernd Faulenbach), „Die 

Mählert/Manfred Wilke), 
„W en?“ (Peer Pasternack), „Deutungskonflikte über DDR-Geschichte aus 
Akteursperspektive“ (Jens Hüttmann), „Die DDR als Gegenstand von Lehre und Forschung 

einigten Deutschland hat. Im hiesigen Kontext interessieren vor allem folgende Beiträge: 
„Erst grün, dann bunt – D

er
der Frühen Neuzeit in der ZfG. Die achtziger Jahre“ (Michael Schippan), „Was bleibt von 
der Geschichtswissenschaft in der DDR? Blick auf eine alternative historische Kultur im 
Osten Deutschlands“ (Stefan Berger). Eingeleitet wird diese Ausgabe der ZfG durch Gruß-
adressen von Peter Bender, Georg G. Iggers, Konrad H
Jürgen Kocka, Günter Mühlpfordt, Lutz Niethammer, Siegfried Prokop, Peter Steinbach, 
Günter Vogler, Hermann Weber und Manfred Weißbecker. 

 
Hüttmann, Jens: Die ‚Gelehrte DDR’ und ihre Akteure. Inhalte, Motivationen, 
Strategien: Die DDR als Gegenstand von Lehre und Forschung an deutschen 
Universitäten. Unter Mitarbeit von Peer Pasternack (HoF-Arbeitsbericht 4/2004). 
Hrsg. durch HoF Wittenberg – Institut für Hochschulforschung an der Martin-
Luther-Universität Halle-Wittenberg. Wittenberg 2004. 100 S. 
Im Anschluss an die Ergebnisse der Studie „Gelehrte DDR“ von Peer Pasternack, Witten-
berg 2001, werden die Akteure des DDR-bezogenen Lehr- und Forschungsbetriebs in den 
Blick genommen: die an den Universitäten tätigen und dort entsprechende Veranstaltungen 
anbietenden Wissenschaftler und Wissenschaftlerinnen. Die Studie ident

aktivitäten sowie diesbezügliche Zusammenhänge von Lehre und Forschung. Ebenso wer-
den Einschätzungen zum Verlauf der Themenkarriere von DDR-Geschichte in der Hoch-
schullehre, die fördernden bzw. hemmenden institutionellen Bedingungen sowie die Interes-
sen und die Vorkenntnisse der Studierenden an entsprechenden Lehrangeboten dargestellt. 
Die Studie wird abgerundet durch eine perspektivenbe
senschaftlichen Feld und fragt danach, ob die weitere Auseinandersetzung mit DDR-Ge-
schichte von den Akteuren eher als Sackgasse oder als Zukunftsthema eingeschätzt wird. 

 
Jens Hüttmann/Ulrich Mählert/Peer Pasternack (Hg.): DDR-Geschichte vermit-
teln. Ansätze und Erfahrungen in Unterricht, Hochschullehre und politischer 
Bildung, hrsg. im Auftrag des Instituts für Hochschulforschung HoF Wittenberg 
und der Stiftung zur Aufarbeitung der SED-Diktatur, Metropol-Verlag, Berlin 
2004, 320 S. 

schung hat sich dem Thema in beeindruckendem Umfang angenommen. Wenig ist hingegen 
darüber bekannt, auf welche Weise die Forschungsergebnisse zur DDR in Schule, akademi-
scher Lehre und politischer Bildung vermittelt werden. Die DDR als Vermittlungsproblem – 
dies ist der Ausgangspunkt des Bandes, der eine Tagung vom März 2003 dokumentiert. Die 
Beiträge im einzelnen: „Acht Thesen zum Stand historischer Reflexivität in Deutschland“ 
(Reinhard Kreckel), „Geschichtstheoretische Hintergründe des historischen Selbstverständ-
nisses der DDR-Geschichtswissenschaft“ (Heinz Dieter Kittsteiner), „Formung durch For-
schung. Die DDR-Geschichtswissenschaft im historiografischen Rückblick“ (Martin 
Sabrow), „Die DDR als Gegenstand der Geschichtswissensch
Zukunft der ostdeutschen Vergangenheit – Was wird aus der DDR-Geschichte?“ (Konrad 
H. Jarausch), „Zeitgeschichtliche und geschichtswissenschaftliche Orientierung zwischen 
Ankommen und Aufbrechen“ (Wolfgang Küttler), „Die DDR im Alltagsbewusstsein ihrer 
ehemaligen Bevölkerung. Die Ostdeutschen als Produkt der DDR und als Produzenten von 
DDR-Erinnerungen“ (Thomas Ahbe), „Die DDR-Forschung – ein Auslaufmodell? Die 
Auseinandersetzung mit der SED-Diktatur seit 1989“ (Ulrich 

ozu die DDR lehr
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–2000“ (Manuela Tesak), „’Ankommen’ oder ‚Auf-
brechen’? Anmerkungen zur gegenwärtigen deutschen Zeitgeschichtsforschung“ (Katja 
Nau ann/Christian Lotz), „

eiten deutschen Diktatur. Das Zeitgeschichtliche 

 wie 
Beneke oder Philosophen wie Trendelenburg, wird sie im Laufe der Jahre immer stärker 

sfaches Pädagogik an der Berliner Universität von 1810 bis zur Gegenwart 

r, Karl-Heinz: Rückblick. Nach Tagebuchnotizen aus den Jahren 1938 
bis 1990 (Studien zur Bildungsreform Bd. 41). Von Gert Geißler zur Drucklegung 

6, Kind einer Eisenbahnerfamilie, studierte nach sowjetischer 

 Wissenschaften der DDR aufgenommen. Er verfaßte 
etwa 500 Publikationen und Editionen, u.a. als Herausgeber und Mitautor der „Geschichte 

an österreichischen Universitäten 1989

m Warum und zu welchem Ende sollte man DDR-Literatur le-
hren? Probleme nachträglichen Verstehens“ (Ursula Heukenkamp), „DDR und Wiedervere-
inigung in der psychologischen Lehre und Forschung“ (Hendrik Berth), „DDR-Geschichte 
im Internet. Zur Konstruktion eines multimedialen Gedächtnisses“ (Dörte Hein), „Museum 
und Zeitgeschichte nach dem Ende der zw
Forum Leipzig“ (Rainer Eckert), „Die DDR ist im Geiste immer dabei. Ansätze und Kon-
zepte politischer Bildung in Brandenburg“ (Martina Weyrauch), „Mehr als ein Archiv. Bei-
träge der BStU zur Hochschullehre und politischen Bildung“ (Marianne Birthler). 

 
Horn, Klaus-Peter/Heidemarie Kemnitz (Hg.): Pädagogik Unter den Linden. 
Von der Gründung der Berliner Universität im Jahre 1810 bis zum Ende des 
20. Jahrhunderts (Pallas Athene – Beiträge zur Universitäts- und Wissenschafts-
geschichte Bd. 6). Franz Steiner Verlag, Stuttgart 2002. 313 S. € 58,-. Im Buch-
handel. 
Obwohl sich die Pädagogik erst im 20. Jahrhundert als wissenschaftliche Disziplin etablier-
te, war sie an der Berliner Universität als Fach von Beginn an in den Vorlesungen und Se-
minaren präsent. Gelehrt zunächst von Theologen wie Schleiermacher, Psychologen

ausgebaut und erreicht schließlich einen solchen Status, dass sie bei der Lehrstuhlbezeich-
nung aus der Kombination mit der Philosophie heraustritt und ab Mitte des 20. Jahrhunderts 
spezifizierte Professuren auszuweisen hat. Der vorliegende Band zeichnet die Geschichte 
des Universität
nach, wobei im hiesigen Kontext – neben der Einleitung „Pädagogik als Universitätsfach an 
der Berliner Universität Unter den Linden im 19. und 20. Jahrhundert“ (Klaus-Peter Horn/ 
Heidemarie Kemnitz) – vor allem die Beiträge zur Entwicklung nach dem zweiten Welt-
krieg interessieren: „Robert Alt und Heinrich Deiters. Die Anfänge universitärer sozialisti-
scher Pädagogik und Lehrerbildung“ (Ulrich Wiegmann), „Die Sektion Pädagogik ‚F.A.W. 
Diesterweg’ 1968 bis 1991“ (Klaus-Peter Horn/Heidemarie Kemnitz/Olaf Kos), sowie „Pä-
dagogik an der Humboldt-Universität zu Berlin nach der Wende 1989/90“ (Jun Yamana). 

 
Günthe

ausgewählt und bearbeitet. Verlag Peter Lang, Frankfurt a.M./Berlin/Bern/Brüs-
sel/New York/Oxford/Wien 2002. 833 S. € 86,-. Im Buchhandel. 
Karl-Heinz Günther, Jg. 192
Kriegsgefangenschaft ab 1949 Geschichte und Unterstufendidaktik an der Universität Halle-
Wittenberg, war ab 1951 war er wissenschaftlicher Assistent für Geschichte der Erziehung, 
promovierte 1955 über die Pädagogik Gaudigs, dann tätig am Deutschen Pädagogischen 
Zentralinstitut, zuständig für Geschichte der Erziehung und die Ausbildung von Doktoran-
den. Auf die Habilitation über demokratische deutsche Pädagogen folgte 1962 die Berufung 
zum Professor für Geschichte der Erziehung. 1970 bis 1989/90 war Karl-Heinz Günther 
Mitglied und Vizepräsident der Akademie der Pädagogischen Wissenschaften der DDR, zu-
ständig für Bereiche der pädagogischen Theorie und das Promotionsgeschehen. 1978 wurde 
er als Mitglied in die Akademie der

der Erziehung“, die auch in der Bundesrepublik Beachtung fand. Im Zentrum der Auto-
biographie stehen 40 Jahre wissenschaftliche Tätigkeit in der DDR, vor allem an der 
Akademie der Pädagogischen Wissenschaften. 
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 York/ Pa-
ris/Wien 1999. 181 S. € 38,-. Im Buchhandel. 

d subsidiären Ausbildungssystemen bis hin zu unterrichtspraktischen 

Ma schatz, Eberhard: Spätes Tagebuch. Nachgedachtes, Quergedachtes, Be-

esentlicher wissenschaftlicher 
Repräsentant der Heimerziehungen in der DDR und legte ca. 250 Veröffentlichungen auf 

Hübner, Ricarda: Die Rehabilitationspädagogik in der DDR. Zur Entwicklung 
einer Profession (Europäische Hochschulschriften Reihe XI Pädagogik Bd. 799). 
Verlag Peter Lang, Frankfurt a.M./Berlin/Bern/Brüssel/New York/Wien 2000. 
210 S. € 38,-. Im Buchhandel. 
Die Rehabilitationspädagogik in der DDR hatte sich als wissenschaftliches Teilgebiet der 
Pädagogik etabliert, das ein fachrichtungenübergreifendes Wissenschafts- und Handlungs-
modell zu erarbeiten suchte, welches den Professionellen ermöglichte, in rehabilitationspä-
dagogischen Handlungsfeldern tätig zu sein. Die vorliegende Studie geht mittels intensiven 
Quellenstudiums der Frage nach, wie sich der Professionalisierungsprozeß in der DDR ge-
staltete. In der historischen Reflexion werden Professionalisierungsgrundlagen der Rehabili-
tationspädagogik unter Berücksichtigung historischer Wurzeln der Sonderpädagogik und 
der gesellschaftlichen Rahmenbedingungen in der DDR dargestellt. 

 
Neuber, Baldur: Sprechwissenschaft und Sprecherziehung in der Lehrerbildung 
der ehemaligen DDR. Versuch einer kritischen Betrachtung mit dem Ziel neuer 
konzeptioneller Lösungsansätze unter besonderer Berücksichtigung der Arbeit 
in den neuen Bundesländern (Europäische Hochschulschriften Reihe XXI Lin-
guistik Bd. 209). Verlag Peter Lang, Frankfurt a.M./Berlin/Bern/New

Pädagogen und insbesondere Lehrer in den Schulen benötigen höchste Professionalität in 
bezug auf rhetorische Fähigkeiten, stimmliche Leistung und Qualität der Aussprache. Sie 
brauchen zudem fundiertes Wissen über alle Belange der Sprechkommunikation. Dieses 
Buch dokumentiert kritisch den außerordentlich hohen Stand der sprechwissenschaftlichen 
Arbeit in der Lehrerbildung der DDR und wertet die einzelnen fachlichen Inhalte sowie 
deren didaktische Umsetzung aus. Es zeigt zudem fachliche und didaktische Perspektiven in 
demokratischen un
Empfehlungen.  

 
Mannschatz, Eberhard: Jugendhilfe in der DDR. Autobiographische Skizzen aus 
meinem Berufsleben (Reihe Autobiographien Bd. 9). trafo verlag dr. wolfgang 
weist, Berlin 2002. 239 S. € 16,80. Im Buchhandel.  
Der Autor, von 1977 bis zu seiner Emeritierung 1991 ordentlicher Professor für Sozialpäda-
gogik an der Humboldt-Universität zu Berlin und Direktor der Sektion Pädagogik, berichtet 
als Zeitzeuge über die Entwicklung und Verfaßtheit der Jugendhilfe, Heimerziehung und 
Soziapädagogik in der DDR sowie über die ambivalenten Debatten nach der Wende, welche 
dieses Arbeitsgebiet in die Schlagzeilen gebracht hatten. Aus einer autobiographischen Per-
spektive schildert er die verschlungenen Wege der Konzeptionalisierung der Jugendhilfe in 
den Phasen des Neubeginns in den 50er Jahren, die Konsolidierung in den folgenden Jahr-
zehnten und der widersprüchlichen Funktionswirklichkeit in den letzten Jahren der DDR. 
Dabei gibt er einen Einblick in die Genese seiner wissenschaftlichen Positionen und deren 
Wechselwirkungen mit der Realität der Jugendhilfe sowie in die spannungsreiche Be-
ziehung seines Fachgebiets zur Politik. 

 
nn

findlichkeiten. NORA Verlagsgemeinschaft Dyck & Westerheide, Berlin 2003. 
295 S. € 19,-. Im Buchhandel. 
Eberhard Mannschatz war von 1977 bis zur Abwicklung seines Fachbereichs 1991 Profes-
sor für Sozialpädagogik (der einzige in der DDR für dieses Fach) an der Humboldt-Univer-
sität zu Berlin und Direktor der Sektion Pädagogik. Er war w
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igrid Meuschel/Erhard Crome 
(Bearb.): Der SED-Reformdiskurs der achtziger Jahre. Dokumentation und 

orte zur Ein-

Das Archiv – bestehend aus mehreren tausend gebundenen Seiten (unpaginiert, großteils 

sthemen und Kommunikationskreisen setz-

den Gebieten Heimerziehung, Jugendhilfe, Sozialpädagogik, Allgemeine Erziehungswissen-
schaft, Sonderpädagogik und Familienerziehung vor. Von 1992 bis 2003 brachte er neben 
seiner wissenschaftlichen Arbeit Überlegungen und Beobachtungen zu Papier, welche seine 
Befindlichkeiten in der Nach-Wende-Zeit widerspiegeln und hier nun versammelt vorlie-
gen. Da diese Notizen ursprünglich nicht zu Publikationszwecken verfaßt wurden, über-
wiegt der persönliche Charakter der Aufzeichnungen, die weder durch eine thematische 
noch eine chronologische Struktur geordnet sind. 

 
Schmelzer, Georg: Zur Erwachsenenbildung in der DDR aus der Sicht der Be-
triebspädagogik (Hefte zur DDR-Geschichte H. 73), hrsg. von Helle Panke e.V., 
Berlin 2001. 32 S. € 3,-. Bezug: Helle Panke e.V., Kopenhagener Straße 76, 
10437 Berlin; info@helle-panke.de 
Die Publikation sucht die Divergenzen und Konvergenzen der Erwachsenbildung in der 
DDR und BRD aufzuzeigen, die auch nach der Teilung Deutschlands aufeinander bezogen 
blieben. Der Fokus liegt jedoch auf einer Analyse des Erwachsenenbildungswesens in der 
DDR, ihrer Theorieentwicklung und der Frage, welche Elemente davon unter einer aktu-
ellen Perspektive erhaltenswert erscheinen. Im Anhang der Publikation werden zwei ältere 
Beiträge des Autors dokumentiert: „Aus dem Beitrag auf der Wissenschaftlichen Konferenz 
zur Aus- und Weiterbildung der Werktätigen am 15. und 16. Oktober 1968 in Leuna“ und 
„Aus dem Diskussionsbeitrag auf der erweiterten Tagung des wissenschaftlichen Beirates 
des ZIB am 18. Januar 1977“. 

 
Land, Rainer/Lutz Kirschner/Gudrun Richter/S

Rekonstruktion kommunikativer Netzwerke und zeitlicher Abläufe, Analyse der 
Spezifik und der Differenzen zu anderen Reformdiskursen der SED. Berlin/ 
Leipzig o.J. [1999]. Ein Archiv an zwei Standorten. Verzeichnis der Bestände un-
ter http://berlinerdebatte.sireco.de/projekte/SED/SED.htm. Stand
sichtnahme: Institut für Politikwissenschaft der Universität Leipzig, Ansprech-
partnerin: Prof. Dr. Sigrid Meuschel; Rosa-Luxemburg-Stiftung, Franz-Mehring-
Platz 1, 10243 Berlin, 4. Etage. Bestellungen von Kopien einzelner Materialien: 
Gesellschaft für sozialwissenschaftliche Forschung und Publikationen (GSFP), 
Erich-Weinert-Straße 19, 10439 Berlin, Fax 030-44651358, eMail: berliner-
debatte@berlin.sireco.net; Kosten pro Vorgang (bis 10 Materialien): € 7,50 plus 
Seitenpreis von € -,25 pro Kopie. 

faksimilisiert) – ist nicht publiziert, sondern steht an den beiden angegebenen Standorten 
zur Einsichtnahme für wissenschaftliche Zwecke zur Verfügung. Es wurde im Rahmen ei-
nes DFG-Projekts erarbeitet, das vor allem auf die Sammlung von Dokumenten der Reform-
diskussionen der 80er Jahre und die Bereitstellung von Möglichkeiten, sie sachgemäß zu 
deuten, zielte. Aus der Kenntnis von Diskussion
ten die Projektbearbeiter bei zentralen Akteuren der Reformdebatten an und erweiterten ü-
ber wechselseitige Verweisbeziehungen das Feld der einzubeziehenden Personen. Deren 
Publikationen wurden ausgewertet; sie wurden um die Übergabe weiterer, vor allem nicht 
veröffentlichter Materialien, und um ein Expertengespräch gebeten. In den Gesprächen ging 
es darum, Aussagen zum politisch-wissenschaftlichen Selbstverständnis, zur Entwicklung 
von theoretischen Vorstellungen und Konzepten, zum Entstehungs- und Wirkungs-
zusammenhang einzelner Texte und zu den kommunikativen Verbindungen zu erhalten. Die 
Tonbandmitschnitte wurden transkribiert, sprachlich überarbeitet und von den Befragten 
autorisiert, die übergebenen Materialien gesichtet und dokumentiert. In der empirischen 
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derner Sozialismus, Forschungsgruppe „Philosophische Probleme der Politischen Ökono-

, Jenaer Peter-Weiss-Rezeption, 

 
oder emeinsame Sicherheit“ (Wolfgang Scheler). Abgerundet wird der Sammelband durch 

Gunther Kohlmey (1913 – 1999) gilt als einer der profiliertesten Wirtschaftswissenschaftler 

icklung gewidmet. Er war Gründungsdekan der Wirtschaftswissenschaftli-

Feldarbeit wurden insgesamt 32 Fälle erhoben, die jeweils eine Person oder einen Kommu-
nikations- bzw. Arbeitskreis umfassen. Für elf Fälle wurden Kurzdarstellungen zum Platz 
des Akteurs bzw. Kommunikationskreises im SED-Reformdiskurs der 80er Jahre erarbeitet, 
die dem jeweiligen Bestand vorangestellt sind. Sie fassen die wichtigsten Fakten zu Tätig-
keit und Umfeld sowie die wesentlichen wissenschaftlichen und politischen Überlegungen 
zusammen und erleichtern so künftigen Nutzern den Zugang. Der SED-Reformdiskurs der 
80er Jahre war nahezu ausschließlich ein akademischer Diskurs in dem Sinne, dass die Be-
teiligten fast vollzählig WissenschaftlerInnen und der Ort der Debatten Hochschulen waren. 
Insoweit liegt mit dem Archiv auch ein gewichtiger Beitrag zur Wissenschaftsgeschichte 
der späten DDR vor. Die Dokumentation enthält Bestände zu/von folgenden Wissenschaft-
lerInnen bzw. wissenschaftlichen Arbeitszusammenhängen: Wolfgang Behlert, Werner 
Bramke, André Brie, Michael Brie, Dietmar Dathe, Wilfried Ettl, Forschungsprojekt Mo-

mie“, Wolfgang Frindte, Gerhard Haney, Rolf Henrich, Uwe-Jens Heuer, Jürgen Jünger, 
Dieter Klein, Siegfried Kost, Hans-Peter Krüger, Rainer Land, Matthias Middell, Hans Mit-
telbach, Dietrich Mühlberg, Reinfried Musch, Bernd Okun
„Forum junger Philosophen“, Rolf Reißig/Frank Berg, Hartwig Schmidt, Dieter Segert, Die-
ter Strützel, Hans Wagner, Dieter Walter, Jan Wielgohs, Rosemarie Will. 

 
Dresdener Studiengemeinschaft Sicherheitspolitik e.V. (DSS) (Hg.): Für Entmi-
litarisierung der Sicherheit. 10 Jahre Dresdener Studiengemeinschaft Sicher-
heitspolitik e.V. (DSS). Dresden 2001. 307 S. € 10,-. Bezug bei: Dr. Lothar Glaß, 
Feuerbachstr. 1, 01219 Dresden. 
Anläßlich ihres zehnjährigen Bestehens hält die Dresdener Studiengemeinschaft Sicher-
heitspolitik mit dieser Selbstdarstellung Rückschau auf ihre geistigen Wurzeln und den ge-
sellschaftlichen Hintergrund ihrer Gründung. Die Beiträge im einzelnen: „Die Umwälzung 
im sicherheitspolitischen Denken der achtziger Jahre“ (Wolfgang Scheler), „Wissenschaft-
ler in Uniform vor neuen Herauforderungen. Sicherheitspolitische Forschung und Impulse 
für die Militärreform an der Militärakademie ‚Friedrich Engels’ in den Jahren 1988–1990. 
Erinnerungen an eine bewegte Zeit“ (Rolf Lehmann), „10 Jahre Dresdener Studiengemein-
schaft Sicherheitspolitik e.V. (DSS)“ (Joachim Klopfer/Rolf Lehmann/Wolfgang Sche-
ler/Siegfried Schönherr/Gustav Urbani/Ernst Woit), „10 Jahre danach: Neuer Kalter Krieg

 g
eine „Chronik ausgewählter Ereignisse 1975–1991“, welche minutiös die Aktivitäten der 
Beteiligten der DSS und relevante sicherheitspolitische Ereignisse verzeichnet, und durch 
einen fast 200 Seiten starken Anhang, in welchem wichtige Dokumente der DSS-
Angehörigen zusammengestellt wurden. 

 
Kohlmey, Gunther: Sozialismus als Alternative. Texte von 1947 bis 1993 (Rosa-
Luxemburg-Stiftung Texte 6). Karl Dietz Verlag, Berlin 2001. 175 S. € 4,90. Im 
Buchhandel. Text auch unter: http://www.bundesstiftung-rosa-luxemburg.de/Bib/ 
Pub/Texte/Texte6.pdf 

der DDR. Dabei beschäftigten ihn vorrangig Probleme der Weltwirtschaft, der internation-
alen Arbeitsteilung und internationaler Marktbeziehungen. Als marxistischer Politökonom 
hat Gunther Kohlmey seine wissenschaftliche Kreativität der Analyse sozialistischer 
Wirtschaftsentw
chen Fakultät der Deutschen Verwaltungsakademie, leitete Gründung und Aufbau des Insti-
tuts für Wirtschaftswissenschaften der Akademie, war Lehrstuhlinhaber an der Humboldt-
Universität und an der Hochschule für Ökonomie. 1958 wurde er Opfer des Revisionismus-
vorwurfs und wurde gemaßregelt. Der Sammelband vereint die wichtigsten Beiträge des 

http://home.t-online.de/home/frank.richt/
http://home.t-online.de/home/frank.richt/
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el im Reproduktionsprozeß (1951)“, „Vier Grundfragen der Geldtheorie 
(1956)“, „Zur Systematisierung der heutigen bürgerlichen Geld- und Kredittheorien 

chen politischen Ökonomie, Auszug (1953)“ (Fred Oelssner), 

ur Infor-
ma nsgesellschaft. Festsc

schen 1969 und 1972 als Dozent für 

Wirtschaftswissenschaftlers aus den Jahren 1947 bis 1993, einige Briefe und eine Bibliogra-
phie seiner Schriften. Im Anhang befinden sich zudem einige Dokumente zum Leben Kohl-
meys. Die Beiträge im einzelnen: „Vorwort“ (Wolfram Adolphi/Jörn Schütrumpf), „Tag des 
Sieges – Tag der Freiheit. Ergebnis und Ende der deutschen Misere (1947)“, „Der volks-
eigene Großhand

(1956)“, „Vorwort zu Hans-Peter Krüger: Werte und Weltmarkt (1984)“, „Ethnische Selbst-
bestimmung und Globalität (1993)“ (alle Gunther Kohlmey), diverse Briefe Kohlmeys (an 
Werner Mittenzwei, Karl-Georg Zinn, Klaus Tober, Jannek Streber, Günter Mittag). „Eine 
Neue Etappe der marxistis
„Das einheitliche sozialistische Finanzsystem, die gesellschaftliche Praxis und die Ansich-
ten von Prof. Dr. Kohlmey (Dokument) (1958)“ (Gunther Kohlmey), „Beurteilung des Ge-
nossen Prof. Dr. Kohlmey (1959)“ (Walter Tuchscheerer/Kurt Zieschang/Karl Bichtler), 
„Stellungnahme zum Artikel-Entwurf des Genossen Prof. Gunter Kohlmey (1964)“, „Rede 
zur Beisetzung von Gunther Kohlmey am 28. Januar 2000“ (Wolfram Adolhpi). 

 
Floy s/Wolfgang Hofkirchner (Hg.): Stufen zd, Christiane/Christian Fuch

tio hrift zum 65. Geburtstag von Klaus Fuchs-Kittows-
ki. Peter Lang Verlag, Frankfurt am Main/Berlin/Bern/Brüssel/New York/Ox-
ford/Wien 2002. 433 S. € 60,30. Im Buchhandel. 
Der 1934 geborene Klaus Fuchs-Kittowski arbeitet zwi
philosophische Probleme der Kybernetik und ab 1972 bis 1992 als ordentlicher Professor 
für Informationsverarbeitung  an der Humboldt-Universität zu Berlin. Im selben Zeitraum 
war er zugleich im Wechsel Leiter des Bereichs Systemgestaltung und automatisierte In-
formationsverarbeitung und Direktor für Forschung an der Sektion Ökonomische Kyberne-
tik und Operationsforschung. Das vorliegende Buch ist im wesentlichen als Ergebnis des 
Festkolloquiums „Organisationsinformatik und Digitale Bibliothek in der Wissenschaft“ 
entstanden, das zu Ehren des 65. Geburtstages von Klaus Fuchs-Kittowski am 24./25. März 
2000 von der Gesellschaft für Wissenschaftsforschung e.V. Berlin und dem Institut für Bi-
bliothekswissenschaft an der Humboldt-Universität zu Berlin veranstaltet wurde. Der erste 
Teil dieser Publikation ist daher der wissenschaftlichen Arbeit Fuchs-Kittowskis selbst ge-
widmet und enthält neben der anlässlich des Festkolloquiums gehaltenen Laudatio und meh-
reren Würdigungen seines Wirkens einen inhaltlichen Beitrag des Jubilars selbst, der als 
Zusammenfassung seines Lebenswerks aufgefasst werden kann. Die anderen Beiträge stam-
men von Autoren, die Fuchs-Kittowski oft über lange Jahre auf seinem wissenschaftlichen 
Weg begleitet haben. Die Beiträge mit DDR-wissenschaftsgeschichtlichem Bezug: „Wie es 
zu diesem Buch gekommen ist“ (Christiane Floyd/Christian Fuchs/Wolfgang Hofkirchner), 
„Biographie von Klaus Fuchs-Kittowski“, „Laudatio“ (Christiane Floyd), Grußworte von 
Wolfgang Schiementz, Karsten Koitz, Bernd Wendland, Günter Begweiler, Peter Schirmba-
cher, Werner Kriesel, Steven Muller, Renate Wilson, Vincent Brannigan, Ramakoti Sada-
nanda und Klaus Brunnstein, „Klaus Fuchs-Kittowski – Wirken zwischen Ost und West“ 
(Bernd Beier), „Klaus Fuchs-Kittowskis Wirken in der IFIP. Oder: Von den Schwierigkei-
ten in zwei Welten kritische Wissenschaft zu betreiben“ (Ulrich Briefs), „Wissens-Ko-
Produktion: Verarbeitung, Verteilung und Entstehung von Informationen in kreativ-
lernenden Organisationen“ (Klaus Fuchs-Kittowski), „Veröffentlichungen von Klaus Fuchs-
Kittowski“, „Die Biologie-Prognose 1966-1980. Ein Trialog“ (Samuel Mitja Rapo-
port/Klaus Fuchs-Kittowski/Hans-Alfred Rosenthal), „Informatikentwicklung in der DDR – 
nicht nur weiße Flecken“ (Reiner Tschirschwitz), „Historische und gegenwärtige Aspekte 
der Einschätzung der Organisationswissenschaft“ (Herwart Pittack). 

 
Chemie an der Humboldt-Universität zu Berlin. 100 Jahre Chemische Institute 
in der Hessischen Straße. Festschrift. Berlin o.J. [2000?]. 155 S. Bezug bei: 
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ngseinrichtung durch den Reichspostminister Ohnesorge bis zum Ende der 
ra Ulbricht im Frühjahr 1971. Das Institut war nach dem Ende des zweiten Weltkriegs An-

Deutschlands wurde sie zunehmend an ihrer wirtschaftlichen Rele-
van essen. An Beispielen aus der Großforschung und der angewandten Forschung ent-

hren. 

Humboldt-Universität zu Berlin, Mat.-Nat. Fakultät I, Institut für Chemie, Brook-
Taylor-Straße 2, 12489 Berlin. 
Die Festschrift zum hundertjährigen Jubiläum des chemischen Institutsgebäudes in der Hes-
sischen Straße präsentiert neben einem Aus- und Rückblick auf die Geschichte der Chemie 
an der Humboldt-Universität zu Berlin auch eine Darstellung der derzeitigen Forschungs-
aktivitäten sowie geplanter zukünftiger Entwicklungen. Im hiesigen Kontext sind vor allem 
folgende Artikel von Interesse: „100 Jahre Chemie in der Hessischen Straße“ (Manfred 
Meisel) sowie „Das Institut für Chemie der Humboldt-Universität – Gegenwart und Zu-
kunft“ (Joachim Sauer). 

 
Stange, Thomas: Institut X. Die Anfänge der Kern- und Hochenergiephysik in 
der DDR. Verlag B.G. Teubner, Stuttgart/Leipzig/Wiesbaden 2001. 296 S. € 36,-. 
Im Buchhandel. 
Die Arbeit rekonstruiert die Geschichte des Instituts für Hochenergiephysik in der DDR, 
dem heutigen DESY in Zeuthen bei Berlin; von seiner Gründung 1940 als kernphysi-
kalische Forschu
Ä
fang der 50er Jahre wiederbelebt worden, um sich ab 1962 – mit der Einstellung der 
niederenergetischen Kernphysik –  ausschließlich der Hochenergiephysik zu widmen. 

 
Ritter, Gerhard A./Margit Szöllösi-Janze/Helmuth Trischler (Hg.): Antworten auf 
die amerikanische Herausforderung. Forschung in der Bundesrepublik und 
der DDR in den „langen“ siebziger Jahren (Studien zur Geschichte der deut-
schen Großforschungseinrichtungen Bd. 12). Campus Verlag, Frankfurt/New Y-
ork 1999. 408 S. € 45,-. Im Buchhandel. 
In den ‚langen’ siebziger Jahren (1966/69-1982) sah sich die Wissenschaft mit der amerika-
nischen Herausforderung einer leistungsfähigen, am Markt orientierten Forschung konfron-
tiert In beiden Teilen . 

z gem
wickelt der Sammelband die Spannungsfelder von Wissenschaft und Markt, Regionalisie-
rung und Internationalisierung. Er diskutiert die Problematik von Großprojekten und unter-
sucht die Veränderung des Innovationssystems der DDR für eine historische Phase, in der 
Wissenschaft, Politik, Wirtschaft und Gesellschaft einen tiefgreifenden Umbruch erfa
Im hiesigen Kontext interessieren vor allem die Beiträge, die sich unter der Kapitel-
überschrift „Strukturen der Großforschung im Osten Deutschlands“ mit der Geschichte der 
Großforschung in der DDR in den siebziger Jahren auseinandersetzen: „Einführung“ (Dieter 
Hoffmann), „Großforschung in der DDR. Das Zentralinstitut für Kernforschung Rossendorf 
in den siebziger Jahren“ (Johannes Abele), „Akademiereform und biomedizinische For-
schung in Berlin-Buch“ (Josef Reindl), „Visionen einer sozialistischen Großforschung in 
der DDR 1968–1971“ (Agnes Charlotte Tandler). 

 
Frey, Carmen: Geschichte der Staatlichen Berufsbildenden Schule 6 für Ge-
sundheit und Soziales Erfurt (1907 – 1990), Diplomarbeit, o.O., o.J., URL 
http://www.sbbs6-erfurt.de/hist.html; http://www.sbbs6-erfurt.de/hist2.html; 
http://www.sbbs6-erfurt.de/hist3.html [jede Adresse entspricht einem Kapitel; 
Zugriff: 21. Mai 2004]. 
Die Darstellung ist im Zusammenhang der Geschichte des DDR-Hoch- und Fachschulwe-
sens von Interesse, da die Erfurter Staatliche Berufsbildende Schule 6 – nach Anfängen als 
Hauswirtschafts- und gewerbliche Berufsschule – von 1957 an zur Medizinischen Akade-
mie Erfurt gehörte: 1957-1960 als deren Betriebsberufsschule, 1960-1974 als Medizinische 



die hochschule 2/2004 232 

hnische Universität Berg-
akademie Freiberg 15 (2000)). Technische Universität Bergakademie Freiberg, 

achtungen zum Wirken Rudolf Meinholds im VEB Erd-

er, Eckhard/Henry Witt (Hg.): 50 Jahre Fleischerwiese. Nieder mit der 
Wie  – Es lebe die Wiese! O.O., o.J. [Greifswald 2003]. 76 S. € 5,-. Bezug bei: 

er des 50. Geburtstages des in-

tudien der Ernst-Moritz-Arndt-Uni-
versität Greifswald (ZFG), Greifswald 1999. 80 S. Bezug bei: Ernst-Moritz-

äums der generellen Zulassung von Frauen zum Studium an der Universität 

Schule (Ausbildung zur/zum Krankenschwester/-pfleger, Säuglings- und Kinderkranken-
schwester, Hebamme, Medizin-Technische Labor- sowie Röntgenassistent/in, Apotheken-
helfer/in, Kinderpfleger/in, Zahnärztlicher Helferin und Zahntechniker/in) bzw. – in Folge 
einer Statusanhebung der Schulen dieser Art – von 1974-1990 als Medizinische Fachschule. 

 
Vulpius, R. (Hg.): Ehrenkolloquium zum Gedenken an Prof. Dr. rer. nat. habil. 
Rudolf Meinhold (2.4.1911 – 18.1.1999) (Beiträge zur Erdölgeologie/Wissen-
schaftliche Mitteilungen des Instituts für Geologie, Tec

Institut für Geologie, Freiberg 2000. 106 S. € 35,-. Im Buchhandel. 
Mehrere Beiträge widmen sich Leben und Wirken des Geologen Rudolf Meinhold: „Ehren-
kolloquium zum Gedenken an Prof. Dr. Rudolf Meinhold am 10. März 2000“ (R. Vulpius), 
„Prof. Dr. rer. nat. habil. Dipl.-Ing. Rudolf Meinhold – Stationen eines Berufslebens“ (R. 
Vulpius), „Zum Wirken von Rudolf Meinhold als Geologe und Bergmann in Thüringen 
(1945 – 1951)“ (J. Schubert), „Betr
öl und Erdgas Gommern (1957 – 1959)“ (O. Hartmann/W. Rost), „Professor Meinhold – 
Impulse für die Untergrundgasspeicherung“ (R. Jagsch/H. Oßwald). Im Anhang der Publi-
kation befindet sich neben einem Verzeichnis der Publikationen Meinholds und der Samm-
lung von Nachrufen und Ehrungen auf den Geologen auch eine Übersicht zu den Disserta-
tionen und Habilitationen auf dem Gebiet der Erdölgeologie an der Bergakademie Freiberg, 
welche im Zeitraum 1960 – 1984 abgeschlossen wurden. 

 
Obe dörfr

se!
Ernst-Moritz-Arndt-Universität, Institut für Mathematik und Informatik, Jahnstr. 
15a, 17487 Greifswald. 
In dem vorliegenden Heftchen gedenken ehemalige Bewohn
zwischen abgerissenen Studentenwohnheims Fleischerwiese der Ernst-Moritz-Arndt-Uni-
versität Greifswald, der am 14. Juni 2003 gefeiert wurde. Das Wohnheim hatte in den DDR-
Jahrzehnten einen besonderen Ruf wegen seiner spezifischen Atmosphäre und den dort 
entwickelten kulturellen und sonstigen Freizeitaktivitäten. Die Hrsg. schätzen, dass an die 
zehntausend Studierende im Laufe der Zeit in dem Wohnheim gewohnt hatten – einige ein 
Semester, andere zehn Jahre. Der Band mischt nachträgliche Erinnerungen und Zeitdoku-
mente. 

 
Herrmann, Britta/Karin Ritthaler: 90 Jahre Frauenstudium in Greifswald. Kata-
log zur Ausstellung des Interdisziplinären Zentrums für Frauen- und Ge-
schlechterstudien der Ernst-Moritz-Arndt-Universität Greifswald. Interdiszipli-
näres Zentrum für Frauen- und Geschlechters

Arndt-Universität Greifswald, Interdisziplinäres Zentrum für Frauen- und Ge-
schlechterforschung, Anklamer Str. 20, 17487 Greifswald; izentrum@ mail.uni-
greifswald.de 
Die vorliegende Katalog präsentiert die Ergebnisse einer Ausstellung, welche aus Anlaß des 
90. Jubil
Greifswald im Wintersemester 1908/09 vom Interdisziplinären Zentrum für Frauen- und 
Geschlechterforschung organisiert wurde. Die Ausstellung fand vom 7.4.-30.4.1999, also 
drei Wochen lang, im Museum der Hansestadt Greifswald statt. Sie setzte sich vornehmlich 
mit den Schwierigkeiten und Hindernissen, auf welche die Frauen im männlich dominierten 
Universitätsbetrieb trafen, auseinander. Dabei fokussierte die Ausstellung vor allen auf die 
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forum der Sozialdemokratie in Berlin, Brandenburg und Mecklenburg-Vorpom-
mern (Hg.): Wissenschafts- und Forschungspolitik in Brandenburg. Dokumen-

urde in drei Schrit-

n-
burg“ (Karl-Heinrich Steinheimer). 

im Kulturhistorischen Museum Magdeburg vom 

Anfangsphase bis 1929/30, wobei insbesondere die rechtliche Lage und die realen Lebens-
umstände sowie das Alltagsleben der Anfangszeit beleuchtet wurden. Den DDR-Jahr-
zehnten und dem „Frauenstudium an der Universität Greifswald heute“ sind jeweils exakt 
eine Seite gewidmet. Dies wird mit der Unabgeschlossenheit des zugrundeliegenden For-
schungsprojekts begründet. Dessen Vorstellung in einem Beitrag von Julia Pieper enthält 
einige weitere Ausführungen zu den Jahrzehnten nach 1945. 

 
SPD-Landtagsfraktion Brandenburg in Zusammenarbeit mit dem Wissenschafts-

tation zum Workshop Wissenschafts- und Forschungspolitik. SPD-Landtags-
fraktion Brandenburg, Potsdam 2002. 48 S. Bezug bei: SPD-Landtagsfraktion 
Brandenburg, Am Havelblick 8, 14473 Potsdam.  
Ziel des Workshops war es, die interne wissenschaftspolitische Willensbildung der Landes-
SPD und des regionalen Wissenschaftsforums voran zu bringen. Dies w
ten versucht: Bestandsaufnahme, Bewertung des Erreichten und Schlußfolgerungen für die 
weitere Wissenschaftspolitik des Landes Brandenburg. Die Broschüre enthält folgende Bei-
träge des Workshops: „Verpaßt der Osten die Zukunft. Wissenschaft und Infrastruktur in 
Ostdeutschland“ (Klaus Faber), „Wissenschaft, Forschung und Innovation als Motor der 
Infrastrukturentwicklung – ihre Rolle im Leitbild Brandenburgs“ (Günter Spur), „Wissen-
schaftsförderung des Bundes in Ostdeutschland unter der besonderen Berücksichtigung von 
Brandenburg“ (Frank Vogelsang), „Plazierung Brandenburgs in der Wissenschafts- und 
Forschungspolitik“ (Manfred Sternagel), „Brandenburg darf nicht das Schlußlicht bleiben“ 
(Günther Rüdiger), „Wissenschafts-, Technologie- und Wirtschaftspolitik in Brandenburg“ 
(Klaus-P. Schulze), „Bemerkungen zur Stärkung der Hochschulen und Studierenden“ 
(Kathrin Veh), „Netzwerkarbeit und politische Willensbildung auf Landes- und Bundes-
ebene“ (Klaus-Jürgen Scherer) und „Bemerkungen zur Wissenschaftspolitik in Brande

 
Puhle, Matthias (Hg.): Guerickes Erben. 50 Jahre Hochschulstandort Magde-
burg – 10 Jahre Otto-von-Guericke-Universität. Begleitheft zur Ausstellung 
„Guerickes Erben. 50 Jahre Hochschulstandort Magdeburg – 10 Jahre Otto-
von-Guericke-Universität“ 
15.06. bis 31.10.2003 (Magdeburger Museumshefte Bd. 19). Magdeburg 2003. 
159 S. € 4,10. Bezug bei: Kulturhistorisches Museum, Otto-von-Guericke Str. 68-
73, 39104 Magdeburg; museen@magdeburg.de 
Der Band dokumentiert detailliert die Entwicklung des Hochschulstandorts Magdeburg. Es 
wird die Geschichte von den Anfängen in der Nachkriegszeit über den Ausbau der drei 
selbständigen Hochschulen – Hochschule für Schwermaschinenbau zur Technischen Hoch-
schule und schließlich zur Technischen Universität, Medizinische Akademie von einer bloß 
klinischen Ausbildungsstätte zur vollen Fakultät, Institut für Lehrerbildung zur Pädagogi-
schen Hochschule – ausführlich nachgezeichnet. Die Technische Hochschule entwickelte 
sich mit engem Bezug zum Schwermaschinenbaukombinat der Stadt. Der Zusammenbruch 
des Kombinats machte dann einen umfassenden Strukturwandel der technischen Fakultäten 
notwendig. Aus der Medizinischen Fakultät hatte sich schon zu Beginn der achtziger Jahre 
ein renommiertes Akademieinstitut entwickelt, welches die Grundlage für den heutigen neu-
rowissenschaftlichen Schwerpunkt bildete. 1993 waren die drei Hochschulen die Basis für 
die dann gegründete Otto-von-Guericke-Universität mit Ingenieurs- und Naturwissenschaf-
ten, Medizin, Wirtschafts-, Sozial-, und Geisteswissenschaften. Die Beiträge im einzelnen: 
„Magdeburg als Hochschulstandort. Der Weg zur Otto-von-Guericke-Universität Magde-
burg“ (Mathias Tullner/Gerald Christopeit), „Chronik der Otto-von-Guericke-Universität 
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„Die Ge-
schichte des Instituts für Maschinenmeßtechnik und Kolbenmaschinen IMKO“ (Ulrich Pat-

verein ‚Ottojaner’“ (Christian Pahl), „Das Prolästerrat“ (Olaf Kirmis), „Der Hoch-

r-
thopädische Klinik“ (Christian Stärke/Kerstin Rohkohl), „Das klinische Labor in der zwei-

, die verschiedene Aspekte der Geschichte 
und ntwicklung der höheren Bildung beleuchtet. Die verschiedenen Beiträge wurden unter 
folgende thematischen Überschriften geordnet: „Vorgeschichte“, „Gründungsphase“, Die 

Magdeburg 1994–2002 (Auswahl)“ (Gerald Christopeit), „Ausgewählte Themen der Aus-
stellung“ (Karin Grünwald); „Die Magdeburger Domschule“ (Claus-Peter Hasse), „Von der 
Königlichen Höheren Maschinenbauschule Magdeburg zur Fachschule für Schwermaschi-
nenbau 1891 – 1953“ (Gerald Christopeit), „Mathematisches Institut – Sektion Mathematik 
und Physik – Sektion Mathematik – Fakultät für Mathematik“ (Herbert Henning), „Die 
Gründung der Fachrichtung ‚Fördertechnik’ durch Prof. Karl Friedrich Kurth und Prof. Jiri 
(Georg) Pajer an der Fakultät Maschinenbau der Hochschule für Schwermaschinenbau“ 
(Wilfried Banse/Peter Horn), „Das Institut für Apparate- und Umwelttechnik“ (Gerhard 
Krüger), „Zur Geschichte des Instituts für Automatisierungstechnik“ (Günter Müller), „Das 
Institut für Fertigungstechnik und Qualitätssicherung“ (Hans-Jürgen Pieper), 

ze/Günter Blodig), „Das Institut für Werkstoffkunde“ (Doris Wegener), „Die Fakultät für 
Informatik“ (Carola Lehmann), „Das Institut für Füge- und Strahltechnik, ehemals Institut 
für Schweißtechnik“ (Werner Irmer), „Zur Geschichte des Chemischen Instituts“ (Helmut 
Weiß), „Zur Geschichte des Instituts für Mechatronik und Antriebstechnik (IMAT)“ (Jürgen 
Bätge), „Von einer Hochschulbücherei zur Universitätsbibliothek“ (Karin Grünwald), „Der 
Karnevals
schulsport“ (Karin Grünwald), „Die Pädagogische Hochschule in Magdeburg“ (Mathias 
Tullner), „Die Fakultät für Geistes-, Sozial-, und Erziehungswissenschaften“ (Mathias Tull-
ner), „Zur Geschichte der Psychologieausbildung in Magdeburg“ (Wolfgang Lehmann), 
„Die Genese des Institutes für Erziehungswissenschaft“ (Wolfgang Mayrhofer), „Das Insti-
tut für Philosophie“ (Mathias Tullner), „Abriß der Geschichte des Institutes für Sportwis-
senschaft 1962 – 2003“ (Michael Thomas), „Das Institut für Musik“ (Jochen Köhler), „Das 
Akademische Auslandsamt – International Office“ (Heidrun Willms), „Das Fraunhofer In-
stitut für Fabrikbetrieb und –automatisierung“ (Susanne Raabe), „Das Max-Planck-Institut“ 
(Bonnie Wolf-Bönig), „Die Evangelische Studentengemeinde (ESG)“ (Siegried Neumann), 
„Das Sudenburger Krankenhaus“ (Horst Köditz/Karin Grünwald), „Die Gründung der Me-
dizinischen Akademie Magdeburg“ (Horst Köditz/Karin Grünwald), „50 Jahre wechselvolle 
Geschichte unserer Berufsfachschule“ (Christel Zipprich-Mohrenweiser), „Das Fachkran-
kenhaus Vogelsang“ (Wolfgang Keitel), „Die Klinik für Herz- und Thoraxchirurgie“ (Chris-
tof Huth), „Die Universitätsfrauenklinik“ (Karin Grünwald), „Die Kinderheilkunde in Mag-
deburg“ (Horst Köditz), „Perinatologische Forschung gestern“ (Ingeborg Röse), „Die O

ten Hälfte des 20. Jahrhunderts“ (Gerd Lutze), „Das Institut für Pharmakologie und Toxiko-
logie“ (Gisela Grecksch), „Das Institut für Medizinische Neurobiologie“ (Gerald Wolf), 
„Die Klinik für Psychiatrie, Psychotherapie und Psychosomatische Medizin“ (Silvia Diek-
mann), „Das Leibniz-Institut für Neurobiologie (IfN) – Eine Kurzcharakteristik“ (Julietta 
Frey). 

 
Pollmann, Klaus Erich (Hg.): Die Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg. 
Festschrift. mdv Mitteldeutscher Verlag, Halle (Saale) 2003. 208 S. € 15,-. Im 
Buchhandel. 
Die Geschichte des Hochschulstandortes Magdeburg begann 1953 mit der Gründung der 
Hochschule für Schwermaschinenbau und dem Zusammenschluß von zwei Neulehrerbil-
dungsstätten zum Institut für Lehrerbildung. Bereits ein Jahr später entstand zudem die Me-
dizinische Akademie. Im Jahr 1961 wurde die Hochschule für Schwermaschinenbau zur 
Technischen Hochschule, 1987 zur TU. Nach 1989 sind die drei Magdeburger Hochschulen 
die Basis für die 1993 gegründete Otto-von-Guericke-Universität gewesen. Aus Anlaß des 
doppelten Jubiläums – 50 Jahre Hochschulstandort Magdeburg und zehnjähriges Bestehen 
der Otto-von-Guericke-Universität – vereint die vorliegende Festschrift zahlreiche, zumeist 
aus persönlicher Erfahrung gespeiste Beiträge

 E
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medizinische Wissenschaft in Magdeburg“ (Horst Kö-

niversität Magdeburg“ 
(Wolfgang Lehnecke), „Die bauliche Entwicklung der Medizinischen Fakultät“ (Veronika 

ndort Magdeburg“, „Ehrendoktoren 

 der Martin-Luther-Universität Halle zur politisch-ideologischen 
Situation 1959 bis 1989 (Sachbeiträge Bd. 25), hrsg. von der Landesbeauftragten 

Krause, Konrad: Alma mater Lipsiensis. Geschichte der Universität Leipzig von 

ipsiensis gehört zu den ältesten Universitäten Deutsch-

Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg seit 1993“, „Nachwuchswissenschaftler ziehen 
Bilanz“, „Internationalität der Otto-von-Guericke-Universität“ sowie „Die Wissenschaften 
zu Beginn des 21. Jahrhunderts“. Die historiografisch wichtigsten Beiträge im einzelnen: 
„Von der Hochschule für Schwermaschinenbau zur Technischen Universität ‚Otto von Gue-
ricke’“ (Horst Blumenauer), „Die 
ditz), „Die Pädagogische Hochschule Magdeburg“ (Mathias Tullner), „Bemerkungen zur 
Entwicklung der Technischen Universität ‚Otto von Guericke’ im Zeitraum 1990 – 1993“ 
(Jürgen Dassow), „Die Gründung einer Fakultät. Absichten, Probleme und Ergebnisse des 
Aufbauprozesses der Fakultät für Geistes-, Sozial- und Erziehungswissenschaften“ (Erhard 
Forndran), „Die Neugründung der Fakultät für Wirtschaftswissenschaften an der Otto-von-
Guericke-Universität Magdeburg“ (Alois Wenig), „Ausschnitt aus der Konzilrede am 30. 
April 1998“ (Harald Böttger), „Die Otto-von-Guericke-Universität seit 1993“ (Klaus Erich 
Pollmann), „Die bauliche Entwicklung der Otto-von-Guericke-U

Rätzel), „10 Jahre vertragliche Zusammenarbeit mit der Niigata University, Japan“ (Lutz 
Wisweh), „22 Jahre vertragliche Hochschulkooperation mit der Universidad Central ‚Marta 
Abreu’ de Las Villas Santa Clara, Kuba“ (Lutz Wisweh), „Die Kooperation mit der Uni-
versität Mumbai (Bombay)“ (Bernd-Peter Lange). Im Anhang befinden sich Dokumente 
und Aufstellungen: „Leitbild der Otto-von-Guericke-Universität Madgeburg“, „Die Bedeu-
tung der Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg für Sachsen-Anhalt in den nächsten 
beiden Jahrzehnten“, „Chronik 50 Jahre Hochschulsta
der Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg“, „Leibniz-Preisträger“, „Aufnahme in das 
Emmy-Noether-Programm (DFG)“, „Otto-von-Guericke-Forschungspreisträger der Univer-
sität“, „Die Rektoren, Prorektoren und Kanzler der Otto-von- Guericke-Universität Magde-
burg und die Rektoren ihrer Vorläufereinrichtungen“. 

 
Blobner, Heinrich/Dieter Knötzsch: „Auf Weisung des Ministers...“. Die Be-
richterstattung

für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen DDR in Sachsen-
Anhalt, Magdeburg 2002. 154 S. Bezug: Die Landesbeauftragte, Klewitzstr. 4, 
39112 Magdeburg, info@landesbeauftragte.de 
Die Hochschulen der DDR mussten auf Weisung des Ministeriums für Hoch- und Fach-
schulwesen regelmäßig Bericht über die politische Stimmung unter den Mitarbeitern und 
Studenten erstatten. Es wurde unter anderem über „besondere Vorkommnisse“, den Ausfall 
der Heizung, Republikflucht, den Unfalltod einer Studentin bis zur Auflösung einer Beat-
band und über „gegnerische Aktivitäten“ berichtet. Die Publikation gibt auf der Grundlage 
der Akten des Universitätsarchivs und des Bundesarchivs in Berlin einen Überblick über die 
Kategorien und Schwerpunkte der Berichtsinhalte und stellen an ausgewählten Beispielen 
(Ablösung Ulbrichts, Grundlagenvertrag zwischen DDR und BRD, Perestrojka etc.) aus 
verschiedenen Breichen dar, wie das MfS über politische Diskussionen, Meinungen und 
Stimmungen informiert wurde. Im Anhang werden einige Akten dokumentiert. 

 

1409 bis zur Gegenwart. Leipziger Universitätsverlag, Leipzig 2003. 647 S. € 
39,-. Im Buchhandel. 
Die 1409 gegründete Alma mater L
lands, in welcher seither ohne nennenswerte Unterbrechungen Lehrveranstaltungen stattfan-
den. Naturgemäß wechselten in diesem langen Zeitraum Abschnitte beträchtlicher wissen-
schaftlicher Ausstrahlung und Autorität mit Perioden der Stagnation oder gar des Verfalls. 
Nach facettenreichen Entwicklungen glückte im 19. Jahrhundert der Wandel von der scho-
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Herausforderungen. Die reich bebilderte Monographie rekonstruiert in drei Abschnitten die 

ngsvertrag 1990“ von Interesse sind. Der Zweite 

tei Leipzig. Das planvolle Chaos einer Baugeschich-
te 1974-1979. NORA Verlagsgemeinschaft Dyck & Westerheide, Berlin 2003. 

sgrabe- und Wiederherstellungsarbeiten seitens zahl-

lastischen zur Arbeitsuniversität, der eine Blütezeit der Leipziger Universität einleitete. Der 
Glanz dieser Epoche prägte noch die Feier des tausendsten Semesters 1909, bevor mit dem 
ersten Weltkrieg der schwierigste Abschnitt universitärer Geschichte in Leipzig begann: 
Der schnelle Wechsel der politischen Rahmenbedingungen, die zwei verheerenden Welt-
kriege, die Phasen internationaler Isolation, der Jahre der erneuten Kooperation vor dem 
Hintergrund einer rasanten internationalen Wissenschaftsentwicklung folgten, aber auch der 
Systemwechsel der Jahre 1989/90 stellten die Leipziger Universität vor bislang unbekannte 

nun schon fast 600-jährige Geschichte der Universität. In einem ersten Teil werden in ge-
sonderten Kapiteln die verschiedenen historischen Epochen beleuchtet, wobei im hiesigen 
Kontext vor allem die Abschnitte „Von der Universität Leipzig zur Karl-Marx-Universität – 
Von 1946 bis 1989/90“ und „Universität Leipzig 1989 bis 1994/95 – Zwischen politischer 
Wende und Neuaufbau nach dem Einigu
Teil der Publikation wendet sich der akademischen Lehre, der Forschung und dem Studium 
zu, stellt berühmte Persönlichkeiten des universitären Lebens in Leipzig vor, gibt einen 
Einblick in die Geschichte der Universitätsbibliothek „Bibliotheca Albertina“ und beleuch-
tet mit der Universität verbundene Institutionen und Vereinigungen. Der dritte Teil schließ-
lich bereichtet aus der Chronik der Universität in Form einer ausführlich dokumentierten 
Zeittafel und wagt nach einer aktuellen Bestandsaufnahme zur Situation der Leipziger Uni-
versität abschließend einen Ausblick in die Zukunft. 

 
Schuster, Ulrike: Moritzbas

225 S. € 19,90. Im Buchhandel.  
Die 450 Jahre alte Leipziger Moritzbastei wurde in den siebziger Jahren unter Führung einer 
Gruppe von Enthusiasten unter der Fahne der FDJ jenseits jedes staatlichen Planes von 
Schutt befreit und zum Studentenklub ausgebaut. An diesen Arbeiten beteiligten sich ca. 
30.000 Leipziger Studenten. Das Buch rekonstruiert die Geschichte dieses Jugendobjekts 
und gibt zugleich einen Einblick in den studentischen Alltag der DDR. 
 
Kunz, Peter/Susann Morgner: Die Moritzbastei in Leipzig. Lehmstedt Verlag, 
Leipzig 2003. 159 S. € 14,90. Im Buchhandel. 
Die Moritzbastei, der einzige erhalten gebliebene Teil der mittelalterlichen Stadtbefestigung 
und seit der Beendigung ihrer Rekonstruktion im Jahre 1982 der größte Sudentenklub in Eu-
ropa, zählt zu einer der bekanntesten Kultureinrichtungen der Stadt Leipzig. Die vorliegen-
de Publikation rekonstruiert 450 Jahre nach ihrer Erbauung die Geschichte der Moritzbastei, 
wobei vor allem die Kapitel zu den Au
reicher Leipziger StudentInnen in den 70er Jahren, über das Klubleben in der DDR und die 
Entwicklung des Klubs seit 1990 von hochschulgeschichtlichem Interesse sind. 

 
Middell, Matthias/Charlotte Schubert/Pirmin Stekeler-Weithofer (Hg.): Erinne-
rungsort Leipziger Universitätskirche. Eine Debatte (Beiträge zur Leipziger U-
niversitäts- und Wissenschaftsgeschichte [BLUWiG], Reihe B, Bd. 2). Evangeli-
sche Verlagsanstalt, Leipzig 2003. 159 S. € 18,80. Im Buchhandel. 
Um die 1968 gesprengte Leipziger Universitätskirche entwickelte sich in den letzten Jahren  
die Debatte, ob ein Wiederaufbau oder lediglich ein architektonisches Zitat an das Gebäude 
erinnern soll, welches im traditionellen Innenstadtquartier der Universität stand. Eine solche 
Kontroverse greift fast zwangsläufig über den konkreten Anlaß hinaus und verlagert sich in 
den breiteren Kontext des Umgangs mit der deutschen Geschichte des 20. Jahrhunderts so-
wie der Erinnerungskultur. Der Band vorliegende vereint die Beiträge, die auf zwei öffent-
lichen Veranstaltungen für und wider die Rekonstruktion gehalten wurden, und erschließt 
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Technische Universität Bergakademie Freiberg, der Rektor (Hg.): Technische 

ietrich Stoyan/Helmuth Albrecht/Frieder Häf-

„Die Bergakademie Freiberg im Kontext 
der Hochschulgeschichte der SBZ/DDR (1945-1989)“ (Helmuth Albrecht/Norman Fuchs-

), „Die Bergakademie Freiberg in der Zeit der politischen Wende 

den breiteren Kontext der Debatte. Dabei plädieren die Herausgeber dafür, Konsequenzen 
aus der Tatsache zu ziehen, daß die Debatte selbst das nicht mehr existente Gebäude zu ei-
nem nationalen Erinnerungsort macht, der die Vielfalt der Vorgänge des Jahres 1968 sym-
bolisiert. Die Beiträge im einzelnen: „Erinnerung an das Ereignis und seine Verstellung 
durch das Monument: Die Debatte um den Wiederaufbau der Leipziger Universitätskirche 
2003“ (Matthias Middell/Charlotte Schubert/Pirmin Stekeler-Weithofer), „Der Universitäts-
standort am Augustusplatz“ (Volker Bigl), „Geist und Ort der Universität Leipzig“ (Pirmin 
Stekeler-Weithofer), „Regimeverbrechen und Kollektivverbrechen“ (Dan Diner), „Erinne-
rung erfordert Wissen“ (Hartmut Zwahr), „Die Universität Leipzig braucht ein Gesicht“ 
(Günther Wartenberg), „Welche Erinnerung brauchen wir? – Ein Streit um die Universität 
2009“ (Wieland Kiess), „Funktion – Emotion – Tradition – Thesen zur Erinnerungskultur“ 
(Markus Lorenz), „Wiederaufbau der Universitätskirche? Ein nicht nur architektonischer 
Streitfall“ (Andreas Reichwein), „Erinnerung und Identität: Wo beginnt der Osten Europas“ 
(Michaela Marek), „New York und das ‚World Trade Center’ zwischen Erinnerungskultur 
und Paradieshoffnung“ (Frank Zöllner), „Erinnerungskultur und Zukunft der Universität“ 
(Rainer Eckert), „Erinnerungsarbeit und Traditionspflege“ (Thomas Topfstedt), „Das geis-
tig-geistliche Zentrum der Universität am Augustusplatz“ (Franz Häuser) und „Universitäts-
kirche St. Pauli und Universitätsgottesdienst: Eine historische Übersicht“ (Martin Petzoldt). 

 

Universität Bergakademie Freiberg 1965 – 2002. Festgabe zum 300. Jahrestag 
der Gründung der Stipendienkasse für die akademische Ausbildung im Berg- 
und Hüttenfach zu Freiberg in Sachsen. Beiträge zur Geschichte der TU Berg-
akademie Freiberg, bearb. v. D
ner/Harald Kohlstock. Freiberg 2002. 511 S. € 30,-. Bezug: TU Bergakademie 
Freiberg, Presse- und Öffentlichkeitsarbeit, Nonnengasse 22, 09599 Freiberg, 
presse@zuv.tu-freiberg.de 
Über 40 AutorInnen berichten als Zeitzeugen über die neuere Geschichte der TU Berg-
akademie Freiberg von 1965 bis 2002. Das breite Spektrum der AutorInnen reicht dabei von 
zwei Altrektoren aus der DDR-Zeit bis zum Studentengemeinde-Mitglied, von Marxisten 
bis zum Vorsitzenden der Personalkommission. Hinzu kommen viele Wissenschaftler der 
Universität, frühere Studierende und Freunde der TU Freiberg. Die Beiträge, die teilweise 
sehr persönlich gefärbt sind, geben ein vielschichtiges Bild der Entwicklung von der sozia-
listischen Hochschule zur heutigen Technischen Universität. Neben einer Chronik, die in 
kurzen Fakten die wichtigsten Ereignisse im Kontext der politischen Geschehnisse darstellt, 
bereitet der Festband auch die jüngere, bisher wenig erforschte Geschichte der Universität 
auf. Rund 200, zum Teil erstmalig veröffentlichte Fotos vervollständigen den Festband. Im 
hiesigen Kontext interessieren folgende Beiträge: 

loch), „Chronik der Bergakademie Freiberg 1965 bis 2002“ (Johannes Hofmann/Siegfried 
H. Richter), „Aus der Chronik der ‚Wende’ an der Bergakademie Freiberg“ (Siegfried H. 
Richter), „Ziele, Ergebnisse und Erlebnisse als Rektor der Bergakademie Freiberg von 1976 
bis 1982“ (Klaus Strzodka
und ihre Eingliederung in das deutsche Wissenschaftssystem“ (Horst Gerhardt), „Wichtige 
Schritte bei der Umgestaltung und Neustrukturierung der TU Bergakademie Freiberg nach 
1990“ (Dietrich Stoyan), „Wissenschaftliche Leistungen der Bergakademie Freiberg im 
Zeitraum von 1965 bis 1990“ (Ernst Schlegel), „Mein Verhältnis zur Technischen Universi-
tät Bergakademie Freiberg“ (Georg Unland), „Ausgewählte Aspekte der neueren Entwick-
lung der TU Bergakademie Freiberg“ (Ernst Schlegel/Udo Lorz), „Die internationalen Be-
ziehungen der Bergakademie Freiberg von Beginn der 60er Jahre bis heute“ (Birgit Seidel), 
„Die Zusammenarbeit der TU Bergakademie Freiberg mit der Atlantik-Brücke“ (Harald 
Kohlstock/Dietrich Stoyan), „Das Verfahren zur Überprüfung des Personals der Bergaka-

http://www.bundesstiftung-rosa-luxemburg.de/Bib/
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reiberg von 1965 bis 2000“ (Dietrich Stoyan), „Zur Geschichte der Chemie an 
der Bergakademie in den Jahren 1966 bis 2002“ (Wolfgang Voigt/Gerhard Roewer), „Das 

Gerd Walter), „Lehre und 

its 1948 wurde er auf 
Druck der Deutschen Zentralverwaltung für Volksbildung der SBZ wieder seines Amtes en-

demie Freiberg auf Menschenrechtsverletzungen im SED-Staat – ein Novum in der Ge-
schichte“ (Frieder Häfner/Dieter Fink), „Das Lehrbergwerk an der Bergakademie Freiberg“ 
(Manfred Bayer/Harald Kohlstock), „Die Geowissenschaftlichen Sammlungen der Berg-
akademie Freiberg“ (Karin Rank), „Die ABF in den Jahren 1965 bis 1990“ (Heinz 
Knoblich/Roland Martin/Dietrich Oberst/Lothar Simon/Kurt Steeger), „Stellung und Aufga-
ben des Mittelbaus der Bergakademie in den Jahren 1950 bis 2002“ (Harald Kohl-
stock/Werner Klemm), „Die Bergakademie unter den Bedingungen der SED-Herrschaft 
nach der 3. Hochschulreform 1969/1970“ (Frieder Häfner/Dietrich Stoyan), „Die An- und 
Einsichten eines Außenstehenden, der sich der Bergakademie Freiberg im Zeitraum von 
drei Jahrzehnten genähert hat“ (Georg Müller), „Erinnerungen an das Studentenleben in den 
70er Jahren“ (Bernd-E. Schramm), „Erinnerungen an das Studentenleben in den 80er Jah-
ren“ (Martina Ell), „Erinnerungen an das Studentenleben in der ‚Wende’-Zeit“ (Rico Wie-
gand), „Die Evangelische Studentengemeinde (ECG) zu Freiberg – Geschichte und Selbst-
verständnis“ (Falk Ahnert), „Rückblick auf die Arbeit der Kammer der Technik (KDT) an 
der Bergakademie Freiberg“ (Gerd Grabow), „Das Studienkolleg an der TU Bergakademie 
Freiberg“ (Horst Deutscher), „Zur Geschichte der Mathematik und Informatik an der Berg-
akademie F

Fachgebiet Physik an der Bergakademie Freiberg in den Jahren 1965 bis 1994“ (Herbert A. 
Schneider/Werner Stolz), „Die Entwicklung der Sektion Geowissenschaften an der Berg-
akademie Freiberg“ (Karl-Armin Tröger), „Die Sektion Geotechnik und Bergbau an der 
Bergakademie Freiberg“ (Manfred Walde), „Geschichte der Sektion Maschinen- und Ener-
gietechnik (MET) 1965 bis 1994 aus der Sicht eines Zeitzeugen“ (
Forschung in der Sektion Verfahrenstechnik und Silikattechnik in den Jahren seit 1965“ 
(Wolfgang Kohler), „Zur Geschichte der Werkstoffwissenschaften und Werkstofftechnolo-
gie an der Bergakademie von 1965 bis 2001“ (Heinrich Oettel), „Zur Geschichte der Wirt-
schaftswissenschaften an der Bergakademie von 1965 bis 2000“ (Hans Hieke), „Zur Ge-
schichte des Marxismus-Leninismus an der Bergakademie von 1965 bis 1990“ (Frank Rich-
ter), „Strukturen und Leiter der Bergakademie in den Jahren 1972, 1985 und 1997“. Ergän-
zend ist im Anhang die Gliederung eines Manuskripts von 1989 dokumentiert, das unter 
dem Titel „Bergakademie Freiberg. Festschrift zu ihrer 225-Jahrfeier am 13.11.1990“ er-
scheinen sollte, dann aber nicht mehr gedruckt wurde – hier dokumentiert, damit die Leser 
„wenigstens einen Eindruck von dem Geist jenes Textes bekommen“. 

 
175 Jahre TU Dresden. Eine Sonderveröffentlichung der DNN zur Festwoche. 
Mittwoch, 30. April 2003. Dresdner Neueste Nachrichten, Dresden 2003. 16 S. 
Bezug bei: Dresdner Neueste Nachrichten, Chefredaktion, Hauptstraße 21, 01097 
Dresden; kostenfrei als pdf-Datei unter http://www.dnn-online.de/regional/ 
175_jahre_tu.pdf 
Die „Dresdner Neuste Nachrichten“ veröffentlichten aus Anlaß der Festwoche zum 175-jäh-
rigen Bestehen der TU Dresden die vorliegende Beilage, die verschiedenste Aspekte der 
historischen und aktuellen Entwicklung der TU dokumentiert. 

 
Walther, Helmut G. (Hg.): Erinnerungen an einen Rektor. Friedrich Zucker 
(1881-1973) (Quellen und Beiträge zur Geschichte der Universität Jena Bd. 4). 
Hain Verlag, Rudolstadt/Jena 2001. 112 S. € 12,70. Im Buchhandel. 
Friedrich Zucker war seit 1918 Inhaber des Lehrstuhls für klassische Philologie und als Pa-
pyrologe ein international anerkannter Gelehrter. Am 6. Oktober 1945 wurde er vom 
Großen Senat der Universität Jena zum ersten Nachkriegsrektor gewählt, nachdem er dieses 
Amt bereit sein dem 4. April kommissarisch innehatte. Doch bere
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er Deutschen Akademie der Wissenschaften gewählt.  

ebenswelten und Gestalter der universitären Gegenwart“ (Angeli-
ka Geyer), „Friedrich Zucker als Rektor der Friedrich-Schiller-Universität 1945-1948“ 

ummer) und „Spätkaiserzeitliche Münzgussformen aus dem Fayum“ 

: Ar-
chivberatungsstelle Thüringen, Marstallstr. 2, 99423 Weimar.  

ehungen zur pharmazeutischen In-
dustrie). Dissertation, Medizinische Fakultät der Universität Leipzig, Leipzig 

e 18

e Forschung am Institut ab 1947 wesentlich durch die Zusam-

thoben, da er zur Durchsetzung einer politischen Neuordnung und Umgestaltung der Uni-
versität nicht geeignet erschien. Dennoch wollte auch die DDR nicht auf den renommierten 
Forscher verzichten. So lehrte Zucker auch nach seiner Emeritierung 1954 noch mehrere 
Jahre an der Universität Jena und wurde noch im Jahr seiner Amtsenthebung zum Mitglied 
der Sächsischen Akademie und d
Zucker, der maßgeblich die Gründung der Mommsen-Gesellschaft beeinflusste, welche als 
gesamtdeutsche Institution lange Zeit die Altertumswissenschaftler in Ost und West ver-
band, war über Jahrzehnte als Vizepräsident der Gesellschaft der Repräsentant ihrer ost-
deutschen Mitglieder. Im Januar 1999 gedachte die Friedrich-Schiller-Universität mit einem 
Kolloquium des 50. Jahrestages der erzwungenen Amtsniederlegung und zugleich seines 
120. Geburtstages. Die Publikation vereinigt die folgenden  Tagungsbeiträge: „Archäologe, 
Erforscher vergangener L

(Helmut G. Walther), „Friedrich Zuckers Demission“ (Manfred Simon), „Persönliche Erin-
nerungen an Friedrich Zucker“ (Detlef Lotze), „Friedrich Zucker und die Mommsen-Gesell-
schaft“ (Jürgen D
(Hans-Christoph Noeske). 

 
Archivberatungsstelle Thüringen (Hg.): Archivwesen in Thüringen. Rechtliche 
Grundlagen und Empfehlungen, hrsg. in Zusammenarbeit mit dem Thüringer 
Ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kunst, bearb. v. Bettina Fischer, 2., 
überarb. u. erw. Aufl., Hain Verlag, Rudolstadt 2002. 293 S. € 10,-. Bezug

Die Archivberatungsstelle Thüringen hat sich seit ihrer Etablierung im Jahr 1993 zu einer 
zentralen Beratungs- und Informationseinrichtung für die Thüringer Archive in nichtstaat-
licher Trägerschaft entwickelt. Zu ihren wichtigsten Aufgaben gehört die Unterstützung bei 
Aufbau und Unterhaltung fachlich geführter Archive der Gebietskörperschaften, der Kir-
chenverwaltungen, der Unternehmen, der politischen Parteien und Verbände sowie bei zeit-
geschichtlichen Vereinigungen. Dabei stellt die Sammlung und Verbreitung von Fachinfor-
mationen sowie die Erarbeitung von Musterempfehlungen und Richtlinien für einen breiten, 
archivspartenübergreifenden Nutzerkreis und deren Publizierung ein wichtiges Tätigkeits-
feld dar. Die Publikation beinhaltet eine Sammlung der wichtigsten, das Archivwesen tan-
gierenden Bestimmungen. Sie soll den Archivaren sowie dem interessierte Leserkreis von 
Archivbenutzern als schnelle Orientierungshilfe im Bereich Archiv- und Verwaltungsrecht 
Thüringens dienen. Der Band enthält u.a. eine Einführung in die Entwicklung des thürin-
gischen Archivwesen seit 1990. 

 
3.  Unveröffentlichte Graduierungsarbeiten 

 
Sühnel, Torsten: Forschung und Lehre am Leipziger Institut für Pharmakolo-
gie und Toxikologie in der Zeit von 1884 bis 1993 (unter besonderer Berück-
sichtigung der Zeit nach 1945 und der Bezi

2002. 87 S. 
Gegenstand der Arbeit sind Forschung und Lehre am Leipziger Institut für Pharmakologie 
und Toxikologie von der Gründung im Jahr 84 bis zum Jahr 1993. Vor dem Hintergrund 
der gesellschaftlichen und wissenschaftlichen Entwicklung in diesem Zeitraum wird zudem 
ein Überblick über die personelle und bauliche Entwicklung der Instituts gegeben. Dabei 
soll gezeigt werden, daß di
menarbeit mit pharmazeutischen Betrieben beeinflußt wurde. Im hiesigen Kontext interess-

http://www.sbbs6-erfurt.de/hist.html
http://www.sbbs6-erfurt.de/hist2.html
http://www.sbbs6-erfurt.de/hist3.html
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lindustrie und der Gründung des Instituts für Klinische Pharmakologie“ (Kapitel 6). Im An-

2. 99 S. 

 

ieren vor allem folgende Kapitel: „Forschung und Lehre am Pharmakologischen Institut der 
Universität Leipzig von 1925 bis 1949“ (Kapitel 4), „Forschung und Lehre am Leipziger In-
stitut für Pharmakologie (und Toxikologie) in den Jahren von 1949 bis 1974 unter beson-
derer Berücksichtigung der Toxikologie sowie der Beziehung zur Arzneimittelindustrie“ 
(Kapitel 5), „Forschung und Lehre am Institut für Pharmakologie und Toxikologie in den 
Jahren 1974 bis 1993 unter besonderer Berücksichtigung der Beziehungen zur Arzneimitte-

hang Verzeichnisse der Diplomarbeiten am Institut von 1984-1990 sowie der Dissertationen 
und Habilitationen am Institut von 1984-1993. 

 
Hahn, Regina Elisabeth: Die Diskussion um die Akupunktur in der DDR. Dis-
sertation, Medizinische Fakultät der Universität Leipzig, Leipzig 200
Im Mittelpunkt der Arbeit steht die Auseinandersetzung um die Akupunktur in der DDR, 
die durch Auswertung medizinischer Fachzeitschriften der DDR, Aussagen von Zeitzeugen 
und die Chronik der „Arbeitsgemeinschaft für Neuraltherapie“ rekonstruiert wird. In der 
DDR standen einer Gruppe von Vertretern der Akupunktur Kritiker aus Medizin, Naturwis-
senschaften und staatlichen Stellen gegenüber. Die Auseinandersetzung um die Methode er-
folgte fast ausschließlich schriftlich in der Fach- und Laienpresse. Die Argumente beider 
Seiten werden hier ausführlich erörtert und gegenübergestellt. Die Bemühungen der Ver-
treter der Akupunktur führten schließlich trotz aller Einwende 1979 zur Gründung einer 
entsprechenden Arbeitsgemeinschaft. Die Diskussion um die Nadelmethode ging jedoch 
weiter und hält bis heute an. 
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